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			Einbürgerung (junger) Migranten: Katalysator oder Belohnung für gelungene Integration?

			Kinder mit Migrationshintergrund sind in vielen Industrieländern die am schnellsten wachsende Bevölkerungsgruppe. Sie werden die Gesellschaften der Zukunft prägen. Für Aufnahmeländer ist es deshalb wichtig, die Kinder von Einwanderern erfolgreich zu integrieren. 

			Ein liberaler Zugang zur Staatsbürgerschaft mit kurzen Wartezeiten treibt die ökonomische und soziale Integration vor­an. Das gilt insbesondere für Frauen, wie unsere Autoren im aktuellen ifo Schnelldienst zeigen. Ein weiterer interessanter Aspekt ist, dass Einwandererkinder, die von Geburt an die Staatsbürgerschaft des aufnehmenden Landes annehmen dürfen, mehr Erfolg bei der Bildung haben. Ähnliches gilt für die beruflichen Aussichten und Einkommenschancen von Kindern ausländischer Eltern. Unsere Autoren untersuchen weiterhin, welchen Einfluss die Einbürgerung auf Heiratsentscheidung, Familiengründung, Kinderwunsch und Straffälligkeit von Zuwanderern hat. 

			Zudem beleuchtet der ifo Schnelldienst, wo das Geburtsortsprinzip seine Wurzeln hat und wie es in verschiedenen Ländern ausgestaltet ist. Welchen Einfluss haben wirtschaftliche und institutionelle Faktoren – nicht zuletzt die Rechtstraditionen der verschiedenen Länder – auf die Reformen der Staatsbürgerschaftsgesetze?

			Auf unserer Website finden Sie weitere Berichte und Analysen zu dem Thema Migration: 

	https://www.ifo.de/themen/migration.
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			Christina Gathmann und Ole Monscheuer
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			Christina Felfe und Helmut Rainer
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			Swantje Falcke
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			Graziella Bertocchi und Chiara Strozzi

			Forschungsergebnisse

			Langfristige wirtschaftliche Auswirkungen der Corona-Pandemie

			Joachim Ragnitz




			ifoCAST: Der neue Prognosestandard des ifo Instituts

			Robert Lehmann, Magnus Reif und Timo Wollmershäuser




			Rekordverschuldung nach Corona – wie steht es um die Belastung der Länderhaushalte?

			Klaus Gründler, Armin Hackenberger, Lukas Kähn, Remo Nitschke, Niklas Potrafkeund Joachim Ragnitz

			Daten und Prognosen
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			Branchen im Fokus: Einzelhandel mit Bekleidung
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			Eine kritische Stellungnahme
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			Einbürgerung (junger) Migranten: Katalysator oder Belohnung für gelungene Integration?

			Die internationale Migration hat in den letzten Jahrzehnten erheblich zugenommen. Kinder mit Migrationshintergrund sind in vielen Industrieländern die am schnellsten wachsende Bevölkerungsgruppe und werden die Gesellschaften zukünftig prägen. Für Aufnahmeländer ist daher eine erfolgreiche Integration der Kinder von Einwanderern von wesentlicher Bedeutung. Kann die Einbürgerung Teil des Integrationsprozesses sein? Oder sollte sie eher als »Belohnung« für gelungene Integration gesehen werden? Könnte sich das Geburtsortsprinzip als ein Katalysator für Integration erweisen? 

			Christina Gathmann und Ole Monscheuer

			Fördert Einbürgerung die wirtschaftliche und soziale Integration?
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			Die Migration über Staatsgrenzen hinweg hat in den letzten Jahrzehnten erheblich zugenommen. So leben heute über 270 Mio. Menschen – etwa 3,5% der Weltbevölkerung – in einem anderen Land als jenem, in dem sie geboren wurden (Vereinte Nationen 2020). Gleichzeitig gibt es in den Herkunfts- und vor allem in den Aufnahmeländern vermehrt Sorgen und Diskussionen über die wirtschaftlichen und sozialen Folgen der Migration. Populistische Parteien, die Brexit-Bewegung und der amtierende USPräsident haben alle erheblich von dem Unbehagen profitiert, das viele Menschen mit dem gegenwärtigen Umfang der Zuwanderung haben. 

			Deutschland ist ein beliebtes Einwanderungsland

			Deutschland ist ein gutes Beispiel für die Entwicklung solcher Spannungen: In den letzten Jahren ist das Land zu einem der wichtigsten Zielländer für Zuwanderer geworden. Gleichzeitig wird heftig darüber debattiert, ob und wie die Zuwanderung besser gesteuert und reguliert werden kann. Deutschland verzeichnet seit dem Jahr 2000 rund 600000 Zuzüge jährlich. Seit 2012 sind die Zuzüge auf über eine Million pro Jahr angestiegen – damit ist Deutschland zum beliebtesten Zielland der Welt geworden und übertrifft sogar die Vereinigten Staaten (vgl. Abb. 1).1 Die Vermutung liegt nahe, dass der rasante Anstieg seit 2012 eine Folge der vergleichsweise liberalen deutschen Flüchtlingspolitik ist. Aber Deutschland bleibt das beliebteste Zielland für Zuwanderer, selbst wenn man Asylbewerber nicht in der Berechnung berücksichtigt (Gathmann und Monscheuer 2020b). Die hohen Zuströme haben dazu geführt, dass heute 15% der deutschen Bevölkerung im Ausland geboren sind – dies entspricht einer Größenordnung, die mit der Situation in Großbritannien oder in den Vereinigten Staaten vergleichbar ist. In vielen Ländern Europas, wie in Frankreich, Schweden oder der Schweiz, haben sich die Einwanderungszahlen ähnlich entwickelt.
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			Die politischen Kontroversen sowie die öffentliche Debatte über Einwanderung in Europa konzentrierten sich in den vergangenen Jahren weitgehend auf Geflüchtete sowie die Frage, wie der Zuzug aus Ländern geregelt werden kann, die von militärischen oder politischen Konflikten und den damit verbundenen wirtschaftlichen Problemen gezeichnet sind. Diese Debatten sind wichtig, aber darüber hinaus gilt es eine weitere Frage zu beantworten: Wie kann die Integration der Zuwanderer gelingen, so dass sie ein aktiver Bestandteil dieser Gesellschaft werden und zum wirtschaftlichen Wohlstand wie auch sozialen Zusammenhalt beitragen?

			Die Erfolge bei der Integration sind gemischt 

			Die Bilanz vieler europäischer Länder bei der ökonomi­schen und sozialen Integration ist jedoch eher bescheiden: Bei Einwanderern liegen die Beschäftigungsquoten niedriger und die Arbeitslosenquoten höher als bei Einheimischen; zudem sind Einwanderer öfter vom Sozialstaat abhängig. Häufig erreicht auch die zweite und sogar dritte Generation wenig Fortschritte, mit niedrigerem Bildungsniveau und schlechteren Arbeitsmarktleistungen als ihre einheimischen Altersgenossen. Dagegen scheinen in Ländern wie Australien, Kanada oder den Vereinigten Staaten Zuwanderung und langfristiger Wohlstand eher Hand in Hand zu gehen und beträchtliche Vorteile sowohl für die Zuwanderer als auch für das Zielland zu bringen.

			Doch wie sind diese Unterschiede zu erklären? Liegt es daran, dass die Einwanderung in Australien, Kanada und den Vereinigten Staaten schon immer ein integraler Bestandteil des wirtschaftlichen und sozialen Gefüges war? Die berühmte Inschrift an der Freiheitsstatue deutet auf eine solche offenere Haltung gegenüber Einwanderern zumindest hin: »Gebt mir eure Müden, eure Armen, eure zusammengekauerten Massen, die sich danach sehnen, frei zu atmen, den elenden Abfall eures wimmelnden Ufers. Schickt mir diese Obdachlosen, die vom Sturm heimgesucht werden, hoch halte ich meine Lampe neben dem goldenen Tor!« (geschrieben von der amerikanischen Dichterin Emma Lazarus)2.

			Andere vertreten die Ansicht, dass die Einwanderungspolitik der traditionellen Einwanderungsländer besser darauf ausgelegt ist, Immigranten nach ihrer Ankunft zum Erfolg zu verhelfen. Die Einbürgerungspolitik eines jeden Landes ist ein wichtiger Bestandteil einer solchen Strategie; sie legt fest, unter welchen Bedingungen Einwanderer und ihre Nachkommen vollwertige Mitglieder der Gesellschaft – mit allen Rechten und Pflichten – werden können. Zwar bieten alle entwickelten Länder die Möglichkeit der Einbürgerung an, jedoch unterscheiden sie sich erheblich darin, wie restriktiv oder liberal die Kriterien zur Einbürgerung sind. Ein wichtiger Unterschied ist, wie lange ein Einwanderer im Zielland legal gelebt haben muss, bevor er oder sie sich einbürgern lassen kann. Kanada und die Vereinigten Staaten erlauben Einwanderern die Einbürgerung bereits nach vier bzw. fünf Jahren Aufenthalt. In anderen Ländern, wie Österreich, Deutschland oder der Schweiz, sind zehn oder mehr Jahre legalen Aufenthalts Vorbedingung. Allerdings unterscheiden sich die Länder nicht nur in ihrer Staatsbürgerschaftspolitik, sondern auch hinsichtlich vieler weiterer Aspekte, die die Anzahl und Art der Einwanderer sowie deren wirtschaftliches und soziales Wohlergehen beeinflussen. Insofern ist ein Vergleich der Integration von Einwanderern zwischen diesen Ländern inhaltlich und methodisch problematisch.

			Welche Rolle spielt die Einbürgerungspolitik eines Landes?

			Die zentrale Frage lautet, ob Staatsbürgerschaft und Einbürgerung tatsächlich eine erfolgreiche Integration bewirken – oder ob sich nur jene Einwanderer einbürgern lassen, die die besten Voraussetzungen und den größten Willen zur Integration aufweisen. Im ersten Fall dient die Staatsbürgerschaft als Katalysator für die Integration und verbessert die wirtschaftliche und soziale Stellung der Einwanderer, was sich möglicherweise positiv auf die Familie und darüber hinaus auswirkt. Im zweiten Fall fungiert die Einbürgerung lediglich als eine Art Auszeichnung, die Einwanderern verliehen wird, die sich bereits erfolgreich integriert haben. Mit der Beantwortung dieser Frage ist für die Politik eine wichtige Entscheidungsgrundlage geschaffen: Wenn Staatsbürgerschaft ein Katalysator für Integration ist, dann wird die Liberalisierung der Staatsbürgerschaftsgesetze die Inte­gration unter wirtschaftlichen und sozialen Gesichtspunkten verbessern können. Dies kommt sowohl den Einwanderern als auch dem Zielland zugute. Wenn sich jedoch die Einbürgerung an sich nicht als integrationsfördernd erweist, wird die Liberalisierung der Staatsbürgerschaftsgesetze wenig bewirken. Sie könnte sogar zu einer Zunahme der fiskalischen Belastung führen, beispielsweise falls sich herausstellt, dass eingebürgerte Zuwanderer mit größerer Wahrscheinlichkeit auf Sozialtransfers angewiesen sind.

			Ein zentrales Ergebnis unserer Forschung zur Reform des deutschen Staatsbürgerschaftsrechtes ist, dass der Zugang zur Staatsbürgerschaft ein wichtiges Instrument zur Förderung der Integration von Einwanderern im Aufnahmeland ist. Insbesondere zeigen wir, dass die Liberalisierung des Staatsangehörigkeitsrechts in Deutschland die Integrationsanreize für Zuwanderer erhöht hat – mit positiven Auswirkungen auf ihre Situation im Arbeitsmarkt und deutlichen Effekten auf ihre Heirats- und Fertilitätsentscheidungen. Besonders positiv wirkt sich die Erlangung der Staatsbürgerschaft bei Migrantinnen aus, die oft wirtschaftlich am stärksten von ihrer Familie und dem sozialen Umfeld abhängig sind.

			Die deutschen Staatsbürgerschaftsreformen

			Vor 1990 war die deutsche Staatsbürgerschaft eng an die Abstammung und ethnische Herkunft gebunden (»ius sanguinis«) – wie im Gesetz von 1913 festgelegt. Kriterien für Einwanderer, die keine deutsche Abstammung nachweisen konnten, gab es nicht, und Einbürgerungen von Personen ohne deutsche Abstammung waren selten. Die Einbürgerungsrichtlinien von 1977 fassen die damalige offizielle Haltung gut zusammen: »Die Bundesrepublik Deutschland ist kein Einwanderungsland; sie strebt nicht an, die Anzahl der deutschen Staatsangehörigen gezielt durch Einbürgerung zu vermehren [...]. Die Verleihung der deutschen Staatsangehörigkeit kann nur in Betracht kommen, wenn ein öffentliches Interesse an der Einbürgerung besteht; die persönlichen Wünsche und wirtschaftlichen Interessen des Einbürgerungsbewerbers können nicht ausschlaggebend sein«. (Hailbronner und Renner 1992, S. 865–666)

			Wendepunkt bei der Staatsbürgerschaft: Die Reform von 1991

			Die Verabschiedung des Ausländergesetzes durch den Deutschen Bundestag im April 1990 markierte einen Wendepunkt im Umgang mit Einwanderung und Staatsbürgerschaft. Die Reform, die am 1. Januar 1991 in Kraft trat, definierte erstmals explizite Regeln und Kriterien für die Einbürgerung. Vor allem schrieb das neue Gesetz altersabhängige Aufenthaltsvoraussetzungen für die Einbürgerung vor. Erwachsene Einwanderer, die im Alter von mindestens 15Jahren nach Deutschland kamen, mussten 15 Jahre in Deutschland leben, bevor sie die Staatsbürgerschaft beantragen konnten. Jugendliche, die im Alter zwischen sieben und 14 Jahren ankamen, konnten bereits nach acht Jahren Aufenthalt die deutsche Staatsbürgerschaft beantragen. Kinder, die vor dem siebten Lebensjahr nach Deutschland kamen, mussten bis zu ihrem 16.Geburtstag warten, bevor sie die Einbürgerung beantragen konnten. Darüber hinaus konnten anspruchsberechtigte Personen ihre Ehepartner und unterhaltsberechtigten Kinder in ihren Antrag einbeziehen, wenn diese selbst die Voraussetzungen nicht erfüllten. Zuwanderer mussten mehrere zusätzliche Kriterien erfüllen: Sie mussten ihre bisherige Staatsbürgerschaft aufgeben (außer EU-Bürger), wirtschaftliche Selbständigkeit (als Erwachsene) oder eine mindestens sechsjährige Schulausbildung in Deutschland (als Jugendliche) nachweisen, keine schweren Vorstrafen haben und sich zu den demokratischen Grundsätzen des deutschen Grundgesetzes bekennen (Einzelheiten siehe Gathmann und Keller 2018).

			Weitere Liberalisierung: Die Reform im Jahr 2000

			Mit dem Staatsangehörigkeitsgesetz von 1999 wurde der Zugang zur Staatsbürgerschaft weiter liberalisiert. Seit dem Jahr 2000 können sich alle Zuwanderer nach acht Jahren Aufenthalt oder nach sieben Jahren bei erfolgreichem Abschluss eines Integrationskurses einbürgern lassen; außerdem müssen sie mindestens 16Jahre alt sein. Darüber hinaus wurde mit der Reform das Geburtsortsprinzip eingeführt, wobei Kinder, die nach dem 1. Januar 2000 in Deutschland geboren wurden, automatisch die Staatsbürgerschaft erhielten, wenn ihre Eltern mindestens acht Jahre lang rechtmäßig in Deutschland ansässig waren.

			Zunahme von Einbürgerungen in Deutschland

			Die Reformen des Staatsangehörigkeitsrechts in den Jahren 1991 und 2000 spiegeln sich in der Zunahme der Einbürgerungen in Deutschland wider (vgl. Abb. 2). Vor der ersten Reform waren durchschnittlich weniger als 20000 Personen pro Jahr eingebürgert worden. Nach der Reform von 1991 stieg die Zahl bis Mitte der 1990er Jahre auf fast 300000 pro Jahr (auch aufgrund des damaligen Zustroms deutschstämmiger Spätaussiedler, die sich nach drei Jahren rechtmäßigen Aufenthalts in Deutschland einbürgern lassen konnten). Im Jahr 2000, nach der zweiten Reform, belief sich die Zahl der Einbürgerungen auf über 180000 und pendelte sich dann allmählich bei etwa 100000 pro Jahr ein.



   			 Abb. 2
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			Im internationalen Vergleich liegt jedoch die Einbürgerungsneigung der Einwanderer (der ersten Generation) in Deutschland mit 35-40% nach wie vor deutlich niedriger als in Großbritannien (Einbürgerungsrate: etwa 60%) und Kanada (über 80%; OECD 2011). Da die Staatsbürgerschaft insbesondere für Nicht-EU-Einwanderer viele Vorteile bietet, deuten die niedrigen Beantragungszahlen darauf hin, dass sich die Einwanderer der Vorteile entweder nicht vollständig bewusst sind oder dass ihnen Kosten entstehen, z.B. durch den Verzicht auf ihre bisherige Staatsbürgerschaft.

			Staatsbürgerschaft fördert die Arbeitsmarktintegration, insbesondere für Frauen

			Wie evaluieren wir die Liberalisierung des Staatsbürgerrechtes?

			Um die kausalen Effekte von Staatsbürgerschaft messen zu können, nutzen wir die altersabhängigen Regelungen der Reformen von 1991 und 2000. Die Grundidee dabei ist, Zuwanderer miteinander zu vergleichen, die im gleichen Jahr nach Deutschland kamen und ähnlich alt sind, aber aufgrund der altersspezifischen Regelungen zu sehr unterschiedlichen Zeitpunkten einen deutschen Pass beantragen können. Manche Zuwanderer mussten nur acht Jahre warten, bevor sie die deutsche Staatsbürgerschaft erhalten konnten; bei anderen dauerte es bis zu 16Jahre. Dabei sind drei Gruppen zu unterscheiden: Einwanderer, die vor dem achten Lebensjahr nach Deutschland gekommen sind, können eingebürgert werden, sobald sie 16 Jahre alt sind; daher variiert ihre Residenzpflicht zwischen acht und 16 Jahren. Für Personen, die im Alter zwischen acht und 14 Jahren eingereist sind, galt nach der Reform von 1991 nur noch eine Wartezeit von acht Jahren. Wer vor 1985 im Alter von 15 Jahren und darüber eingewandert war, musste 15 Jahre warten. Diejenigen, die 1992 oder später ankamen, konnten die Staatsbürgerschaft nach acht Jahren beantragen (vgl. Tab. 1).


Tab. 1


				
					
					
					
				
				
					
							

							Alter und Jahr der Einreise und Aufenthaltsvoraussetzungen für die Staatsbürgerschaft in Deutschland

						
					

					
							
							Zuwanderergruppe

						
							
							Alter bei Ankunft in Deutschland

						
							
							Aufenthaltsvoraussetzung für Staatsbürgerschaft

						
					

					
							
							Kinder

						
							
							0–7

						
							
							9–16 Jahre

							(länger für Ankunftskohorten 1975–1982)

						
					

					
							
							Jugendliche 

						
							
							8–14

						
							
							8 Jahre

							(9–15 Jahre für Ankunftskohorten 1975–1982)

						
					

					
							
							Erwachsene 

						
							
							15–22

						
							
							15 Jahre

							(9–14 Jahre für Ankunftskohorten 1986–1991)

						
					

					
							
							
							
							8 Jahre

							(Ankunftskohorten 1992–2000)

						
					

					
							
							Quelle: Zusammenstellung der Autoren.

						
					

				
			

			Um zu analysieren, wie sich die Unterschiede im Zugang zur Staatsbürgerschaft auf die ökonomische Integration von Zuwanderern auswirken, nutzen wir drei Maße des Arbeitsmarkterfolgs im Zeitraum 2005–2010: Beschäftigung, Einkommen und Inanspruchnahme sozialer Transfers wie Arbeitslosengeld I oderII (Gathmann und Keller 2018). In der öffentlichen Debatte wird häufig die Sorge geäußert, dass Einwanderer den Wohlfahrtsstaat überstrapazieren und damit das Aufnahmeland fiskalisch belasten. Belege, die solche Befürchtungen rechtfertigen, sind jedoch nicht zu finden: Einwanderer, die Anspruch auf die Staatsbürgerschaft haben oder bereits eingebürgert wurden, sind nicht stärker auf öffentliche Transfers angewiesen als andere Einwanderer.

			Positive Arbeitsangebots- und Lohneinkommenseffekte

			Dagegen können beträchtliche positive Effekte im Hinblick auf Beschäftigung und Löhne festgestellt werden, insbesondere für Frauen. Weibliche Zuwanderer profitieren von einem schnelleren Zugang zur Staatsbürgerschaft durch große und anhaltende Einkommensgewinne, während Männer bescheidenere Einkommenszuwächse verzeichnen. Bei einer vorgeschriebenen Aufenthaltsdauer von acht statt 15Jahren erhöht sich das Arbeitsmarkteinkommen um 11,2%. Der Hauptgrund für den Anstieg der Einkommen bei Frauen liegt in einer stärkeren Anbindung an den Arbeitsmarkt: Sie sind viel häufiger erwerbstätig und arbeiten mehr Stunden pro Woche, sind häufiger vollzeitbeschäftigt und erreichen eine längere Betriebszugehörigkeit. Angesichts der beträchtlichen Lohnabschläge, die Teilzeitarbeit und Jobs mit hoher Fluktuation in den meisten Ländern – darunter auch Deutschland – mit sich bringen, sind Veränderungen im Arbeitsangebot ein wichtiger Faktor für den starken Einkommenszuwachs bei den Frauen.

			Die Chance der Einbürgerung und das dadurch erreichte höhere Arbeitsangebot hilft Frauen auch, bessere Berufschancen wahrzunehmen, etwa durch einen Wechsel in besser bezahlte Berufe und Branchen. Nach der Einbürgerung sind Frauen seltener als Arbeiterinnen und häufiger als Angestellte beschäftigt. Bei Männern sehen wir ein solches Muster nicht. Nicht zuletzt zeichnen sich Positionen, die Frauen innehaben, durch bessere Arbeitsbedingungen aus: Sie sind mit größerer Wahrscheinlichkeit dauerhaft und langfristig beschäftigt. Die Unternehmen, für die sie arbeiten, sind größer und zahlen im Durchschnitt höhere Gehälter. Männer profitieren am Arbeitsmarkt in erster Linie, weil sie nach der Einbürgerung seltener als Selbständige in schlecht bezahlten Jobs arbeiten müssen; sie erhalten außerdem – wie auch die Frauen – eher einen unbefristeten Arbeitsvertrag und behalten einen Arbeitsplatz im selben Unternehmen.

			Was erklärt die bessere ökonomische Integration?

			Wie sind diese beträchtlichen Gewinne auf dem Arbeitsmarkt zu erklären? Zum einen verändert Staatsbürgerschaft die Art der Arbeitsplätze, die Einwanderern zur Verfügung stehen, und verbessert ihre Karriereoptionen. Die Staatsbürgerschaft des Aufnahmelandes ist oft Voraussetzung für eine Reihe attraktiver Arbeitsplätze, insbesondere im öffentlichen Dienst. In Deutschland, zum Beispiel, galten solche Einschränkungen für ein breites Spektrum von Berufen, da Nicht-EU-Bürger vor 2012 nur eingeschränkten Zugang zu reglementierten Berufen wie Anwalt, Notar, Apotheker oder Arzt hatten. Darüber hinaus beseitigt Staatsbürgerschaft weitere Einschränkungen der beruflichen Mobilität, denen Einwanderer auf dem Arbeitsmarkt gegenüberstehen. Vor 2005 durften beispielsweise Einwanderer mit befristeter Aufenthaltserlaubnis in den ersten acht Jahren nicht selbständig tätig sein oder innerhalb der ersten drei Jahre den Beruf wechseln. Die Staatsbürgerschaft ermöglicht es Einwanderern nun, jederzeit und an jedem Ort in jedem Beruf (vorbehaltlich der Zertifizierungsanforderungen) zu arbeiten. Sofern diese Arbeits- und Karriere­möglichkeiten mit einer besseren Bezahlung oder besseren Arbeitsbedingungen einhergehen als bei Arbeitsplätzen, die sonst einem durchschnittlichen Einwanderer zur Verfügung stehen, erhöht die Einbürgerung die Arbeitsmarktchancen der Einwanderer.

			Zum anderen könnten private Arbeitgeber weniger gewillt sein, in eine ausländische Arbeitnehmerin zu investieren, wenn angenommen wird, dass diese das Land in Zukunft wieder verlassen wird. Durch die Einbürgerung signalisiert der Einwanderer, dass er vorhat, langfristig im Zielland zu bleiben – und beseitigt so explizite oder implizite Hindernisse, die der Weiterbildung und beruflichen Mobilität innerhalb eines Unternehmens im Wege stehen könnten.

			Bessere Karriere- und Ausbildungsmöglichkeiten machen es für Einwanderer attraktiver, in formale Bildung und Fähigkeiten zu investieren und diese Möglichkeiten zu nutzen. Je schneller ein Einwanderer die Voraussetzungen für die Staatsbürgerschaft erfüllt, desto länger kann er von den Vorteilen der Qualifikation und den damit einhergehenden höheren Einnahmen profitieren. Zusätzlich zu diesen monetären Anreizen könnte es auch ein psychologisches Momentum geben: Lange Wartezeiten lassen das Unterfangen Staatsbürgerschaft in weite Ferne rücken, so dass manche Personen die ökonomischen Vorteile des deutschen Passes unterschätzen oder gar missachten und dementsprechend nicht in ihre Ausbildung investieren (siehe ein ähnliches Argument bei  Hainmueller et al. 2016).

			Zudem signalisiert die Option der Einbürgerung dem Einwanderer, dass er oder sie als vollwertiges Mitglied der Aufnahmegesellschaft angesehen wird. Ein liberaler Zugang zur Staatsbürgerschaft könnte als Signal interpretiert werden, dass die Gesellschaft neue Mitglieder willkommen heißen und die Voraussetzungen zu einer bestmöglichen Integration schaffen möchte. Dies könnte wiederum bei Einwanderern zu einer stärkeren Identifikation mit der Aufnahmegesellschaft und ihren Werten und Zielen wie gute Ausbildung, eigene Erwerbsbeteiligung oder gute Deutschkenntnisse führen, was sich positiv auf die Integration auswirkt. Schließlich könnte sich ein Staatsbürger nicht nur willkommener fühlen, sondern von den Einheimischen eher akzeptiert werden und weniger Diskriminierung auf dem Arbeitsmarkt ausgesetzt sein.

			Staatsbürgerschaft verändert Eheschließungs- und Familiengründungsverhalten

			Die Auswirkungen der Staatsbürgerschaft beschränken sich nicht auf den Arbeitsmarkt, sondern beeinflussen auch die Heirats- und Fertilitätsentscheidungen von Zuwanderern (Gathmann, Keller und Monscheuer2020). 

			Heiratsverhalten verändert sich

			Sowohl Männer als auch Frauen schieben die Eheschließung auf, wenn sie sich früher einbürgern lassen können. Abbildung 3 zeigt eine erstaunliche Übereinstimmung der Residenzpflicht, die vom Alter bei der Einwanderung (auf der x-Achse dargestellt) abhängt, mit der Wahrscheinlichkeit im Zeitraum 2005–2010 verheiratet zu sein. In der Gruppe der im Kindesalter Zugewanderten (links in Abb. 3) nimmt die Wahrscheinlichkeit, verheiratet zu sein, mit dem Ankunftsalter ab, während die Residenzpflicht von 16Jahren (wenn ein Einwanderer vor seinem ersten Geburtstag ankommt) auf acht Jahre (bei einer Ankunft im Alter von acht Jahren) sinkt. In der Gruppe der jugendlichen Einwanderer (in der Mitte von Abb.3), die seit 1991 acht Jahre Aufenthalt vorweisen müssen, fällt die Heiratswahrscheinlichkeit sehr ähnlich aus. Unter den erwachsenen Einwanderern (rechts in Abb.3) variiert die Residenzpflicht zwischen 15 Jahren für frühere Ankömmlinge (rote Rauten) und acht Jahren für spätere Ankömmlinge (graue Quadrate). Auch hier zeigt sich deutlich, dass die Heiratswahrscheinlichkeit umso höher liegt, je länger Einwanderer im Land legal gelebt haben müssen. Dieses Muster lässt sich nicht durch Unterschiede im Alter, Einwanderungsjahr oder Herkunftsland erklären, da für alle diese Faktoren in den Schätzungen flexibel kontrolliert wurde.



   			 Abb. 3
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			Der liberale Zugang zur Staatsbürgerschaft hat nur geringfügige Auswirkungen auf die Stabilität von Ehen und auf das Zusammenleben. Der primäre Effekt ist, dass Einwanderer, und insbesondere die Frauen, später heiraten und somit länger nach einem passenden Partner suchen. Besonders ausgeprägt ist die Veränderung bei türkischen Frauen, die gewöhnlich sehr jung – mit etwa 20 Jahren – heiraten. Der mit der Staatsbürgerschaft verbundene Verschiebungs­effekt verringert den Unterschied im Durchschnitts­alter bei der ersten Heirat zwischen eingewanderten und einheimischen Frauen um 1,3 Jahre oder 20%. Interessanterweise sind jedoch durch kürzere Wartezeiten bis zur Einbürgerung keine höheren Raten an Eheschließungen mit deutschen Staatsbürgern zu beobachten. Dieses Ergebnis ist überraschend, da ethnisch gemischte Ehen oft als Beweis für erfolgreiche soziale Integration angesehen werden.

			Auch der Zeitpunkt der Familiengründung verschiebt sich

			Die Staatsbürgerschaft beeinflusst auch den Zeitpunkt der Familiengründung. Abbildung 4 zeigt, wie das Ankunftsalter, das wiederum mit unterschiedlichen Aufenthaltsvoraussetzungen verbunden ist, mit der Wahrscheinlichkeit korreliert, ein Kind zu haben. Unter Berücksichtigung des Alters und der in Deutschland verbrachten Jahre ist die Wahrscheinlichkeit, ein Kind zu haben, bei Zuwanderern, die sich früher einbürgern lassen können, geringer als bei Zuwanderern, für die eine längere Mindestaufenthaltsdauer gilt.



   			 Abb. 4
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			Da nicht alle Frauen in unserer Stichprobe ihre Fertilität abgeschlossen haben, spiegelt die rückläufige Kinderzahl zum Teil eine spätere Fertilität bei den Einwanderern wider. Im Einklang mit einer solchen Interpretation verzeichnen wir einen deutlichen Anstieg des Alters bei der ersten Geburt. Sowohl der Rückgang der Fertilität als auch der Anstieg des Alters bei der Erstgeburt deuten darauf hin, dass sich die Einwanderer bei der Familienplanung den Einheimischen annähern: Wenn Einwanderer mit einer obligatorischen Aufenthaltsdauer von acht statt 15Jahren konfrontiert sind, verringert sich der Unterschied in der Gesamtfertilität zwischen Einwanderern und Einheimischen um bis zu 20%. Der Unterscheid zwischen Einwanderern und Einheimischen im Alter bei der ersten Geburt beträgt etwa vier Jahre und nimmt bei einem leichteren Zugang zur Staatsbürgerschaft um 31% ab. Frühe Geburten sind für sich genommen nichts Schlechtes; jedoch gehen sie oft mit einer schlechten Ausbildung sowie geringer oder keiner Erwerbsbeteiligung der Mutter und oftmals sehr traditionellen Familienbildern und Geschlechter­rollen einher mit entsprechenden Auswirkungen auf die nächste Generation. 

			Warum verändert sich das Verhalten der Einwanderer?

			Insgesamt bewirkt eine kürzere Wartezeit bis zur Einbürgerung, dass sich die Einwanderer bei der Entscheidung, wann sie heiraten und wann sie Kinder bekommen wollen, dem Verhalten der Einheimischen annähern. Im Ergebnis schließt sich dadurch die Differenz in Heiratsalter und Alter bei der ersten Geburt zwischen Einwanderern und Einheimischen um ein Drittel. Drei Mechanismen spielen für diese Effekte eine entscheidende Rolle: die beträchtlichen Einkommensgewinne, steigende Fähigkeiten und soziale Normen. Die mit der Staatsbürgerschaft verbundenen besseren ökonomischen Chancen, insbesondere für Immigrantinnen, erhöhen die Opportunitätskosten der frühen Heirat und des frühen Kinderkriegens. Zusätzliche Investitionen in Humankapital und Sprachkenntnisse wiederum beeinflussen nicht nur die Auswahl an potenziellen Partnern, sondern auch die genannten Opportunitätskosten. Schließlich kann Staatsbürgerschaft einen Einfluss darauf haben, welchen Normen Einwanderer folgen wollen oder welchen Werten sie sich verpflichtet fühlen. Einwanderer sind sowohl den Normen und Werten ihres Herkunftslandes als auch denen des Gastlandes ausgesetzt. Der Zugang zur Staatsbürgerschaft erhöht wahrscheinlich das Gewicht, das den Normen und Werten des Gastlandes im Vergleich zu denen des Herkunftslandes beigemessen wird, weil sich Einwanderer beispielsweise willkommener oder weniger diskriminiert fühlen. Alle drei Argumente liefern eine mögliche Erklärung für den beobachteten Effekt, dass eine liberalere Staatsbürgerschaftspolitik die soziale Integration von Einwanderern beschleunigt.

			Einwanderer reagieren unterschiedlich auf Staatsbürgerschaft

			Wie stark eine kurze Wartezeit für die Einbürgerung die soziale Integration beeinflusst, hängt stark vom kulturellem Hintergrund der Einwanderer ab. Es ist nicht überraschend, dass Einwanderer, die aus konservativen Kulturen mit hohen Fertilitätsraten stammen, mit größerer Wahrscheinlichkeit verheiratet sind und im Durchschnitt mehr Kinder haben als Einwanderer aus Ländern mit niedrigen Fertilitätsraten. Zentral ist aber, dass sich Einwanderer aus eher traditionellen Ländern (deren Haltung zu Geschlechterrollen wir durch die Fertilitätsrate im Ursprungsland approximieren) im Rahmen einer liberalen Staatsbürgerschaftspolitik auch weniger anpassen. Das bedeutet, dass die Unterschiede im Heiratsverhalten und bei Fertilitätsentscheidungen zwischen verschiedenen Einwanderungsgruppen, aber auch zwischen manchen Einwanderungsgruppen und Einheimischen noch lange über die erste Generation hinaus bestehen bleiben.

			Die Staatsbürgerschaftspolitik beeinflusst Lebensentscheidungen von Einwanderern 

			Haben die deutschen Staatsbürgerschaftsreformen tatsächlich die Wahrnehmungen und Entscheidungen von Einwanderern verändert oder aber nur die Diskriminierung durch Einheimische verringert? Um diese Frage zu beantworten, nutzen wir die Tatsache aus, dass die Reformen und damit veränderte Bedingungen der Einbürgerung für viele in Deutschland lebende Einwanderer völlig überraschend kamen. So mussten alle Einwanderer, die vor 1990 nach Deutschland kamen, von der Annahme ausgehen, dass die Einbürgerung unerreichbar sei – bis 1990 die erste Reform verabschiedet wurde und sich plötzlich der Weg zur Staatsbürgerschaft öffnete. Für viele Einwanderer, die nach 1990 nach Deutschland kamen, war die notwendige legale Aufenthaltsdauer nach der Reform 2000 kürzer, als sie bei ihrer Ankunft erwartet hatten. Nehmen wir als Beispiel zwei Einwanderer, die beide nach acht Jahren Aufenthaltsdauer Zugang zur Einbürgerung haben. Wenn der Zugang zur Staatsbürgerschaft die Entscheidungen von Einwanderern beeinflusst, dann sollte derjenige, der von den Reformen überrascht wird, andere Entscheidungen treffen als der, der von vornherein die tatsächliche Wartezeit kannte. Unsere Schätzungen deuten darauf hin, dass Einwanderer, die von den Reformen überrascht wurden, in ihren Entscheidungen bezüglich Fertilität und Heirat mit Einheimischen nicht konvergieren – im Gegensatz zu Einwanderern, die genau die gleiche tatsächliche Wartezeit hatten, aber diese von vornherein kannten. 

			Dies lässt den Schluss zu, dass Einwanderer andere Entscheidungen bezüglich Erwerbsbeteiligung, Partnerwahl und Familiengründung treffen, wenn sie wissen, dass die Vorteile eines deutschen Passes in naher Zukunft zur Verfügung stehen, als solche, für die die Staatsbürgerschaft zum Zeitpunkt dieser Entscheidungen gar nicht oder in weiter Ferne scheint. Die Verbesserung der ökonomischen und sozialen Integration, die mit einer liberaleren Staatsbürgerschaftspolitik verbunden ist, lässt sich somit auf veränderte Entscheidungen der Einwanderer zurückführen und nicht darauf, dass Einheimische eingebürgerte Einwanderer weniger diskriminieren. Die Ergebnisse zeigen außerdem, dass die künftig zu erwartenden Vorteile der Staatsbürgerschaft einen großen Einfluss auf langfristige Entscheidungen, wie z.B. wann man heiratet oder Kinder bekommt, haben.

			Diskussion

			Die Liberalisierung des Staatsangehörigkeitsrechts in Deutschland liefert überzeugende Evidenz dafür, dass ein liberaler Zugang zur Staatsbürgerschaft mit kurzen Wartezeiten die ökonomische und soziale Integration vorantreibt (Gathmann und Monscheuer 2020a). Zugang zu Staatsbürgerschaft wirkt sich positiv auf Löhne und Beschäftigung aus, insbesondere für Frauen, und verbessert die Humankapitalbasis der Zuwanderer. Diese Effekte auf dem Arbeitsmarkt beeinflussen zudem die Heirats- und Fertilitätsentscheidungen und verringern die Wahrscheinlichkeit sehr früher Eheschließungen und Geburten. Eingewanderte Frauen passen mit der Einbürgerung ihr Verhalten verstärkt dem Aufnahmeland an, was ihre ökonomische und möglicherweise auch ihre soziale Position erheblich verbessert. Insofern trägt der Zugang zur Staatsbürgerschaft auch zur Gleichstellung der Geschlechter in der Einwandererbevölkerung bei. Insgesamt ist eine liberale Staatsbürgerschaftspolitik ein wirkungsvolles Instrument, um die ökonomische und soziale Position von Einwanderern zu verbessern, selbst in Ländern mit traditionell restriktiver Einwanderungspolitik.
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Endnoten


			
				
					1	Die Vereinigten Staaten sind nach wie vor das Land mit der höchsten Zahl ansässiger Einwanderer, da die Einwanderungsströme in der Vergangenheit anhaltend hoch waren (Vereinte Nationen 2020).

				

				
					2	Englischer Originaltext: »Give me your tired, your poor, your huddled masses yearning to breathe free, the wretched refuse of your teeming shore. Send these, the homeless, tempest-tossed to me, I lift my lamp beside the golden door!« (Emma Lazarus).
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			Beabsichtigte und unbeabsichtigte Folgen der Einführung des Geburtsortsprinzips
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			»Die sicherste Vorhersage, die wir über fast jede moderne Gesellschaft treffen können, ist, dass sie in der nächsten Generation vielfältiger sein wird als heute« (Putnam 2007, S.137). Tatsächlich sind Kinder mit Migrationshintergrund in vielen Industrieländern die am schnellsten wachsende Bevölkerungsgruppe und werden somit die Gesellschaften zukünftig prägen (Dustmann et al. 2012). Für Aufnahmeländer ist daher eine erfolgreiche Integration der Kinder von Einwanderern1 von wesentlicher Bedeutung. Studien, die eingewanderte Migranten der ersten und zweiten Generation in den Blick nehmen, kommen jedoch zu wenig optimistischen Ergebnissen: In den Bereichen Bildung, Erwerbstätigkeit und Erwerbseinkommen schneiden Immigrant*innen und ihre Nachkommen im Durchschnitt schlechter als die einheimische Bevölkerung ab (Algan et al. 2010). Es ist daher wenig überraschend, dass viele Regierungen dieser Benachteiligung entgegenwirken möchten. 

			Ein wichtiges integrationspolitisches Instrument ist der Zugang von Kindern mit Migrationshintergrund zur Staatsbürgerschaft der Wahlheimat ihrer Eltern. Die Staatsbürgerschaft durch Geburt, die in den Vereinigten Staaten, Kanada und dem Vereinigten Königreich seit jeher besteht, wurde vor kurzem in mehreren europäischen Ländern (z.B. Belgien, Deutschland, Griechenland, Portugal) eingeführt. Sie wird jedoch, trotz ihrer Beliebtheit, kontrovers diskutiert. So wird z. B. die anhaltende Debatte über die Reform des italienischen Einbürgerungsrechts durch Angst und Ressentiments befeuert. Gegner des Einbürgerungsrechts durch Geburt bezeichnen dieses als »Magnet für illegale Einwanderung«, weisen auf die »Gefahr einer Verwässerung der nationalen Identität« hin (Huntington 2004; Wilcox 2004; Jahn 2014) und äußern Bedenken hinsichtlich einer Veränderung in der Zusammensetzung der künftigen Wähler (Razin et al. 2014). Für die Befürworter des Geburtsortsprinzips ist dieses dagegen einer der wirkungsvollsten Integrationsmechanismen.

			Diese Diskussion stützt sich jedoch selten auf belastbare Erkenntnisse über die wirtschaftlichen und sozialen Folgen des Geburtsortsprinzips für die betroffene Generation. Dieser Artikel gibt einen Überblick über die Vorteile und die möglichen Risiken der Staatsbürgerschaft durch Geburt. Er fasst die Ergebnisse unserer drei jüngsten Arbeiten, die sich mit Deutschland befassen, zusammen. Dort wurden die Regelungen zur Staatsbürgerschaft nach dem Geburtsrecht zu Beginn des Jahrtausends geändert. Die Untersuchungen beinhalten ein breites Spektrum an Aspekten – wirtschaftliche, verhaltensbezogene und soziale –, begleiten die Kinder von der Geburt bis ins Jugendalter und ermöglichen somit einen umfassenden Blick auf die Auswirkungen der Staatsbürgerschaft durch Geburt für die betroffene Bevölkerung.

			Die Staatsbürgerschaft durch Geburt als früher Einflussfaktor

			Bevor wir uns den empirischen Ergebnissen widmen, wollen wir zunächst kurz die Gründe beleuchten, weshalb die Staatsbürgerschaft durch Geburt die Inte­gration fördern kann. Wenn Kinder von Einwanderern bereits bei ihrer Geburt die Staatsbürgerschaft des Geburtslandes erhalten, beeinflusst dies ihr weiteres Leben. Vor allem verbessert die Staatsbürgerschaft die beruflichen Aussichten. In Deutschland ermöglicht sie den Zugang zu allen Berufen, die einen Beamtenstatus erfordern, sie berechtigt zur Arbeit in jedem EU-Land und erlaubt die visumsfreie Einreise in viele andere Länder. Die Staatsbürgerschaft kann darüber hinaus dem Arbeitgeber signalisieren, dass der*die zukünftige Angestellte langfristig im Land bleiben und sich dort integrieren möchte.

			Bereits vorliegende Erkenntnisse deuten darauf hin, dass eingebürgerte Zuwanderer, verglichen mit nicht Eingebürgerten des gleichen Alters, mehr verdienen (Chiswick 1978; Steinhardt, 2012), schneller eine Beschäftigung finden (Fougiere und Safi 2009; Gathmann und Keller 2020) und eine steilere Lohnkurve aufweisen (Bratsberg et al. 2002). Die bei Geburt verliehene Staatsbürgerschaft verbessert also die beruflichen Zukunftsaussichten von Kindern ausländischer Eltern und kann somit dazu beitragen, dass Einwandererfamilien mehr in ihr Humankapital investieren. 

			Die Staatsbürgerschaft durch Geburt könnte zudem weitere positive Effekte haben. Zugewanderte Eltern könnten die Staatsbürgerschaft durch Geburt als »Zeichen des guten Willens« des Gastlandes empfinden und aktiv die Integration ihrer Kinder in die Gesellschaft des Gastlandes fördern.2 Die Staatsbürgerschaft kann ferner beeinflussen, inwieweit Einwanderer die ethnische Identität des Gastlandes annehmen, was wiederum die Anpassung und Integration fördern kann. Darüber hinaus ist es denkbar, dass Bürger*innen ohne Migrationshintergrund Einwanderer je nach ihrem Staatsangehörigkeitsstatus unterschiedlich behandeln. Weniger Diskriminierung kann die Integrationschancen von Einwanderern direkt und indirekt verbessern, indem sie das gegenseitige Verhalten und den sozialen Austausch der Einwanderer mit der einheimischen Bevölkerung beeinflusst.

			Nichtsdestotrotz kann die Staatsbürgerschaft durch Geburt Folgen haben, die bisher in der wissenschaftlichen und politischen Debatte nicht berücksichtigt wurden. Ein großer Teil der eingewanderten Bevölkerung stammt aus Kulturen, in denen noch immer traditionelle Werte und Normen vorherrschen. Das prominenteste Beispiel dafür sind konservative Geschlechternormen, die zu großen geschlechtsspezifischen Ungleichheiten in Bildung, Beschäftigung und politischer Einstellung führen. Die qua Geburt verliehene Staatsbürgerschaft und die damit verbundenen wirtschaftlichen und politischen Möglichkeiten können daher eine Gefährdung der ethnischen und kulturellen Identität der Einwandererfamilien sein (oder als solche angesehen werden). Dies trifft insbesondere auf die Töchter von Einwanderern zu, die oft »Hüterinnen der Kultur« sein sollen (Suarez-Orozco und Quin 2016). Infolgedessen könnte die Staatsbürgerschaft durch Geburt nicht integrativ wirken. Im Gegenteil: Eltern mit Migrationshintergrund könnten die Entscheidungsfreiheit ihre Töchter einschränken und sie gegen den Einfluss der Gesellschaft der Wahlheimat abschirmen, so dass Mädchen aus Einwandererfamilien zwischen den Kulturen mit ihren gegensätzlichen Erwartungen stehen.

			Die Reform des deutschen Einbürgerungsrechts

			Unsere drei kürzlich erschienenen Studien untersuchen sowohl die beabsichtigten als auch die unbeabsichtigten Folgen der Staatsbürgerschaft durch Geburt anhand der Reform des deutschen Einbürgerungsrechts. Bis 1999 wurde die Einbürgerung nach dem Prinzip »ius sanguinis« gewährt, d.h., Kinder wurden nur dann deutsche Staatsbürger*innen, wenn mindestens ein Elternteil die deutsche Staatsangehörigkeit besaß. Seit dem 1. Januar 2000 ist das Abstammungsprinzip in ein »ius soli« (Geburtsortsprinzip) umgewandelt, das jedem in Deutschland geborenen Kind bei der Geburt ein bedingtes Recht auf die deutsche Staatsbürgerschaft gewährt. Die Wahrscheinlichkeit, bei der Geburt die deutsche Staatsangehörigkeit zu besitzen, stieg für die nach der Reform geborenen Einwandererkinder der zweiten Generation um mehr als 50 Prozentpunkte. Eine Besonderheit der Reform ist, dass sie in der Mitte des Schuljahres in Kraft trat, so dass Einwandererkinder, die jeweils sechs Monate vor und nach dem Stichtag der Reform geboren wurden, in der Regel die gleiche Schulklasse besuchen, während die Wahrscheinlichkeit, deutscher Staatsbürger zu sein, unterschiedlich hoch ist.3

			Ein Vergleich der unmittelbar vor und nach der Reform geborenen Kinder lässt Rückschlüsse auf die Auswirkungen der Staatsbürgerschaft durch Geburtsrecht auf alle Aspekte des kindlichen Lebens zu.4 Im Folgenden fassen wir die Auswirkungen auf die Bildungserfolge von Migrantenkindern und ihr kooperatives Verhalten gegenüber gleichaltrigen Kindern ohne Migrationshintergrund zusammen. Abschließend erörtern wir den Fall von Mädchen mit Migrationshintergrund, deren Familien ursprünglich aus Ländern mit eher traditionellen Werten stammen, und erläutern die unbeabsichtigten Auswirkungen auf ihr Wohlergehen und ihre Integration.

			Beabsichtige Folgen

			Wie oben dargelegt, kann die Staatsbürgerschaft durch Geburt sowohl kurz- als auch langfristig Investitionen in Humankapital von Einwandererfamilien fördern. Es ist allgemein bekannt, dass Investitionen in Humankapital hierarchisch aufgebaut sind, wobei diejenigen, die früh im Leben eines Kindes getätigt werden, die nachfolgenden Investitionen beeinflussen (Cunha und Heckman 2007). Nimmt man die Einschulung im Vorschulalter als Beispiel, so kann der Besuch der Vorschule die Schulreife eines Kindes fördern (Cornelissen et al. 2018; Felfe und Lalive 2018) und damit die Entscheidungen der Eltern bezüglich der Einschulung in die Grundschule beeinflussen. Das Alter bei der Einschulung kann wiederum auf die späteren schulischen Leistungen der Kinder und damit die Wahl der weiterführenden Schule einwirken. Vor dem Hintergrund dieser hierarchischen Struktur sind zwei Szenarien hinsichtlich der Auswirkungen der Staatsbürgerschaft durch Geburt denkbar. Auf der einen Seite können die Entscheidungen der Eltern bezüglich der Früherziehung ihrer Kinder, z.B. durch den Besuch der Vorschule, kurzfristig zu besseren schulischen Ergebnissen der Kinder führen, die wiederum nachfolgende elterliche Investitionen auslösen, die langfristig die Bildung der Kinder verbessern. Andererseits kann es sein, dass sich die mit den Investitionen einhergehenden Erwartungen der Eltern nicht erfüllen (z.B. keine besseren Bewertungen der Leistungen durch Lehrer). Wenn dies der Fall ist, könnten die elterlichen Inte­grationsbemühungen mit der Zeit nachlassen, wobei dann keine nachhaltige Wirkung auf die Bildung der Kinder zu beobachten wäre.

			Auswirkungen auf Bildungserfolge

			Um sowohl die kurz- als auch die längerfristigen Auswirkungen auf die Bildung von Kindern zu untersuchen, stützen sich Felfe et al. (2020b) auf zwei administrative Datenquellen: Schuleintrittsuntersuchungen und Schulregister, die die ersten drei Bildungsphasen – Vorschule, Grundschule und Sekundarschule – umfassen. Das erste wesentliche Ergebnis der Untersuchung ist, dass die Einführung der Staatsbürgerschaft durch Geburt die Wahrscheinlichkeit erhöht hat, dass Kinder mit Migrationshintergrund eine Vorschule besuchen. In Bezug auf Lernerfolge, die am Ende der Vorschulzeit gemessen werden, zeigt die Untersuchung, dass die Kinder hinsichtlich ihrer Deutschkenntnisse und ihrer sozio-emotionalen Reife erheblich von der Staatsbürgerschaft durch Geburt profitieren. Migrantenkinder, die Anspruch auf die Staatsbürgerschaft haben, wechseln mit höherer Wahrscheinlichkeit früher von der Vorschule in die Grundschule. Diese Bildungsvorteile bleiben über die gesamte Grundschulzeit bestehen und zeigen sich darin, dass die Wahrscheinlichkeit, eine Klasse wiederholen zu müssen, um 24% sinkt. 

			Schließlich, und das ist für die längerfristige Integration von Einwanderern am wichtigsten, steigt die Wahrscheinlichkeit, ein Gymnasium zu besuchen, signifikant um 39% an. Tatsächlich reduziert sich die bestehende Kluft zwischen Kindern mit und ohne Migrationshintergrund bezüglich eines Gymnasialbesuchs um fast die Hälfte.

			Diese Ergebnisse sind auch im Vergleich zu den Auswirkungen alternativer frühkindlicher Maßnahmen beachtlich. Beispielsweise wird, im Falle Deutschlands, durch den Besuch einer staatlichen Vorschule der auf die Schulreife bezogene Unterschied zwischen Kindern mit und ohne Migrationshintergrund im Durchschnitt beseitigt (Cornelissen et al. 2018). Im Vergleich dazu schließt die Staatsbürgerschaft durch Geburt diese Lücke um mehr als die Hälfte. Head Start, ein US-amerikanisches Vorschulprogramm, das einkommensschwachen Familien kostenlos zur Verfügung steht, vermindert die Differenz zwischen hispanischen und nicht-hispanischen weißen Kindern bei den Test­ergebnissen um ein Viertel und bezüglich der Wahrscheinlichkeit einer Klassenwiederholung um zwei Drittel (Currie und Thomas 1999). Im Vergleich dazu ist als Folge der Staatsbürgerschaft durch Geburt die Wahrscheinlichkeit, eine Klasse wiederholen zu müssen, für Migrantenkinder und Kinder von Einheimischen gleich groß. Der Effekt der Staatsbürgerschaft durch Geburt ist zudem vergleichbar mit dem Effekt eines randomisierten Tutoren- und Berufsberatungsprogramms, das hochbegabten Schülern in Italien angeboten wird: Carlana et al. (2020) zeigen, dass das Programm die Lücke im Gymnasialanteil – allerdings nur für Jungen – schließt.

			Felfe et al. (2020a) gehen noch weiter auf die geschlechtsspezifischen Unterschiede ein und stellen fest, dass die positiven Bildungseffekte der Staatsbürgerschaft durch Geburt ein rein männliches Phänomen sind. Anhand selbst erhobener Daten, die Neunt- und Zehntklässler*innen in acht deutschen Städten umfassen, bestätigen sie einen positiven Effekt auf den Bildungserfolg von Einwandererkindern am Ende der Pflichtschulzeit. Konkret führte die Staatsbürgerschaft durch Geburt dazu, dass sich eine beträchtliche, bereits bestehende Bildungslücke (in Kernfächern wie Deutsch und Mathematik) zwischen Kindern mit und ohne Migrationshintergrund nahezu schloss. Betrachtet man das Ergebnis nach Geschlecht getrennt, so lässt sich der Bildungseffekt der Reform vollständig dadurch erklären, dass Jungen mit Migrationshintergrund den Bildungsrückstand gegenüber Gleichaltrigen ohne Migrationshintergrund aufholen.

			Förderung von Kooperationen

			Das Hauptinteresse von Felfe et al. (2020a) liegt jedoch in der Beantwortung der Frage, ob die Staatsbürgerschaft durch Geburt dazu beiträgt, Kooperation zwischen Kindern mit und ohne Migrationshintergrund zu fördern. Wie bereits oben skizziert, kann, sofern Einwandererkinder dieselben wirtschaftlichen und politischen Chancen wie gleichaltrige Einheimische erhalten, die Identifikation mit der Wahlheimat ihrer Eltern erhöht, die Diskriminierung durch einheimische Gleichaltrige verringert und – möglicherweise am wichtigsten – auch die soziale Distanz reduziert werden. 

			Um die Kooperationsbereitschaft der Kinder zu messen, erweiterten Felfe et al. (2020a) die Datenerhebung mit einem Lab-in-the-Field-Experiment. Sie forderten alle Umfrageteilnehmer*innen auf, an einem Investitionsspiel teilzunehmen und dabei zwischen Investitionsentscheidungen im Umgang mit Kindern mit und ohne Migrationshintergrund zu unterscheiden. Diese Daten erlauben es, die Kooperation zwischen Jugendlichen mit und ohne Migrationshintergrund innerhalb und außerhalb ihrer Gruppe zu messen. Felfe et al. stellten einen deutlichen Unterschied zwischen der gruppeninternen und der -übergreifenden Zusammenarbeit zwischen Kindern mit und ohne Migrationshintergrund, die vor der Gesetzesänderung geboren wurden, fest. Kinder – sowohl Jungen als auch Mädchen – ausländischer Eltern neigten signifikant stärker dazu, einen Teil ihrer ursprünglichen monetären Ausstattung auf Kinder, mit denen sie eine Migranten­identität teilten, zu übertragen als auf Kinder deutscher Eltern. Die Einführung der Staatsbürgerschaft durch Geburt beeinflusste das gruppeninterne und -externe Verhalten von Kindern mit Migrationshintergrund deutlich, jedoch in geschlechtsspezifischer Weise. Jungen mit Migrationshintergrund reduzierten ihr diskriminierendes Verhalten gegenüber Kindern deutscher Eltern erheblich. Tatsächlich investierten Jungen mit Migrationshintergrund, die unter dem Geburtsortsprinzip geboren wurden, fast gleichermaßen in Kinder mit und ohne Migrationshintergrund. Für Mädchen mit Migrationshintergrund schien die geburtsrechtliche Staatsbürgerschaft keine Rolle zu spielen: Die Unterschiede zwischen den Gruppen innerhalb und außerhalb der Gruppe bestanden unabhängig von Geburtsdatum und Staatsbürgerschaften.

			Bei der Untersuchung der zugrunde liegenden Motive für eine Zusammenarbeit stellten Felfe et al. fest, dass die Einführung des Geburtsortsprinzips dazu führte, dass Jungen mit Migrationshintergrund ihr Vertrauen gegenüber Kindern deutscher Eltern deutlich erhöhten; für Mädchen mit Migrationshintergrund wurde ein solcher Effekt nicht gefunden. Dieses Ergebnis stimmt mit den Ergebnissen zum Bildungsfortschritt von Einwandererkindern überein, da Bildung als der beste Prädiktor für Vertrauen gilt (Putnam 2000; Uslaner 2008). Alternative Mechanismen, wie eine stärkere ethnische Identifikation mit der Wahlheimat der Eltern oder weniger Diskriminierung durch gleichaltrige Kinder deutscher Eltern, schienen keine große Rolle zu spielen.

			Die bisherigen Ergebnisse werfen die Frage auf, warum Jungen von der Einführung der Staatsbürgerschaft nach dem Geburtsrecht sowie von anderen Frühmaßnahmen (Carlana et al. 2020) profitieren, Mädchen jedoch nicht. Die oben erwähnte Tatsache, dass viele Einwanderer aus eher traditionellen Kulturen stammen, in denen konservative Geschlechterrollen dominieren, könnte eine Erklärung dafür bieten. Die wirtschaftlichen und politischen Chancen, die mit der Staatsbürgerschaft verbunden sind, könnten für Jungen mit Migrationshintergrund günstig sein, um die von ihren Eltern gewünschten Ergebnisse zu erreichen: Männer sollen beruflich erfolgreich und der Haupternährer der Familie sein; Mädchen hingegen sollen sich um die Familie kümmern und die kulturellen Werte des Herkunftslandes ihrer Eltern bewahren. Infolgedessen können die Staatsbürgerschaft nach dem Geburtsrecht und die damit verbundenen Chancen zu innerfamiliären Spannungen und einem Zusammenprall der Kulturen führen, bei dem die Töchter aus Migrantenfamilien die Verliererinnen sind: Sie können ihre beruflichen Ambitionen erhöhen, leiden aber gleichzeitig darunter, diese Ziele angesichts des Drucks der Eltern nicht verwirklichen zu können. Infolgedessen kann die Staatsbürgerschaft nach dem Geburtsrecht das Wohlergehen von Mädchen beeinträchtigen. 

			Unbeabsichtigte Folgen

			Unter Verwendung des oben erwähnten Datensatzes testen Dahl et al. (2020), ob es zu unbeabsichtigten Folgen kommt, und stellen fest, dass die Staatsbürgerschaft durch Geburt das subjektive Wohlbefinden von Mädchen aus Einwandererfamilien vermindert: Laut eigener Einschätzung sinkt die Lebenszufriedenheit bei den nach der Reform geborenen Mädchen um fast ein Drittel. Die Auswirkungen konzentrieren sich auf die Töchter, deren Familien aus muslimischen Ländern, in denen die kulturellen Unterschiede zur deutschen Kultur am stärksten sind, eingewandert sind. Die Größe des Effekts ist mit der Größe des Effekts einer Depression mittleren Grades vergleichbar (Frijters et al. 2020).

			Weitere Ergebnisse zeigen, dass die Staatsbürgerschaft durch Geburt insbesondere in muslimischen Familien Konflikte zwischen den Generationen hervorruft. Erstens führt die Staatsbürgerschaft bei muslimischen Mädchen zur Desillusionierung, da sie glauben, dass die Chancen, ihre Bildungs- und Karriereziele zu erreichen, geringer sind. Muslimische Mädchen, die von der Staatsbürgerschaftsreform betroffen sind, streben mit Wahrscheinlichkeit eine Hochschulausbildung an, aber ihre Einschätzung, dass sie ihre Bildungsziele zu erreichen, sind sinken stark. Zweitens sind die Bemühungen der Eltern, ihre Töchter im Sinne der Kultur des Gastlands zu erziehen, gering, sie werden vielmehr in der traditionellen Kultur erzogen. Dies wirkt sich auf die Arbeitsmarktchancen aus. Denn für muslimische Mädchen, die die deutsche Staatsbürgerschaft qua Geburt besitzen, ist die Wahrscheinlichkeit, dass sie elterliche Unterstützung bei Hausaufgaben und beim Lernen erhalten, im Vergleich zu ihren nicht eingebürgerten Altersgenossinnen deutlich geringer. Und um das kulturelle Erbe weiterzugeben, sprechen muslimische Einwanderereltern mit ihren nach der Reform geborenen Töchtern mit größerer Wahrscheinlichkeit nie Deutsch. Folglich steigt die Wahrscheinlichkeit, dass aus muslimischen Einwandererfamilien stammende Mädchen angeben, für die Familie auf eine Karriere verzichten zu müssen.

			Diese Ergebnisse stimmen mit der Annahme überein, dass Eltern als Reaktion auf die größeren Chancen, die die Staatsbürgerschaft bietet, die Anpassung und Integration ihrer Töchter, nicht aber die ihrer Söhne untergraben. Tatsächlich scheinen diese Bemühungen erfolgreich zu sein. Die Mädchen bezeichnen sich seltener als Deutsche, ihr Glaube, dass Ausländer in Deutschland ein gutes Leben führen können, ist gering, sie nehmen seltener an außerschulischen sozialen Aktivitäten mit Menschen ohne Migrationshintergrund teil und verfügen seltener über einen Freundeskreis, an den sie sich wenden könnten, wenn sie Unterstützung benötigen. 

			Welche Lehren sind zu ziehen?

			Das Geburtsortsprinzip hat sowohl beabsichtigte als auch unbeabsichtigte Folgen. Einerseits beeinflusst es den Bildungserfolg von Kindern ausländischer Eltern. Dabei hat die Staatsbürgerschaft durch Geburt Auswirkungen, die mit denen pädagogischer Maßnahmen, wie Vorschule und gezielte Nachhilfe, vergleichbar sind, ist aber mit bedeutend geringeren Kosten verbunden: Die Staatsbürgerschaft wird einfach in der Geburtsurkunde eines Kindes verankert. Im Gegensatz dazu sind die pädagogischen Maßnahmen mit direkten Kosten verbunden, wie z.B. die Einstellung neuen Personals, der Bau oder Ausbau von Kinderbetreuungsstätten oder die Ausbildung von Betreuern. So kostet beispielsweise ein Vorschulplatz in Deutschland etwa 850 Euro pro Monat und damit mehr als 30000 Euro pro Kind, das im Alter zwischen drei und sechs Jahren eine Vorschule besucht. Darüber hinaus scheint es Spillover-Effekte auf die soziale Integration von Migrantenkindern zu geben. Andererseits kann die Staatsbürgerschaft durch Geburt zu innerfamiliären Konflikten führen, die die Töchter von Zuwanderern dazu zwingen, eine traditionellere Geschlechterrolle zu übernehmen und so ihre wirtschaftliche Integration einzuschränken. 

			Um die beabsichtigten Effekte zu erreichen und die unerwünschten Auswirkungen zu vermeiden, ist eine umfassende Analyse der Auswirkungen der Integrationspolitik nötig. Darüber hinaus sollten die politischen Entscheidungsträger*innen sicherstellen, dass sie die Normen und Werte berücksichtigen, die sowohl in der Wahlheimat als auch in den wichtigsten Herkunftsländern der Einwanderer gelten.
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Endnoten


			
				
					1	Wir werden den Begriff Immigrantenkinder und Kinder mit Migrationshintergrund synonym verwenden, obwohl einige der Kinder keine eigenen Migrationserfahrungen haben.

				

				
					2	Avitabile et al. (2013) zeigen, dass im Ausland geborene Eltern eher die lokale Sprache sprechen und mit der lokalen Gemeinschaft interagieren, wenn ihre Kinder die Staatsbürgerrechte nach dem Geburtsrecht besitzen.

				

				
					3	Für detaillierte Informationen zur Reform siehe Felfe et al.(2020b).

				

				
					4	Zur besseren Beurteilung können – je nach verfügbarer Datenquelle – zusätzliche Kontrollgruppen, etwa einheimische Kinder oder Immigrantenkinder, die in früheren Jahren geboren wurden – hinzugezogen werden.
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			Im Jahr 2018 wurden 672270 Menschen in den EU-27-Staaten eingebürgert (Eurostat 2020). Schaut man dabei nach der Einbürgerungsquote, der Zahl der Einbürgerungen pro 100 ausländische Einwohner, wird die Variation innerhalb Europas deutlich. Mit 7,2 Einbürgerungen je 100 ansässiger Ausländer war die Einbürgerungsquote in Schweden 2018 am höchsten und mit 0,4% in Estland am niedrigsten. Deutschland liegt mit 1,2 Einbürgerungen je 100 ansässiger Ausländer unter dem europäischen Durchschnitt.

			Einbürgerungen sind nicht nur relevant für den Integrationsprozess, sie sind auch das Fundament einer demokratischen Gesellschaft, da Staatsbürger diese am aktivsten mitgestalten können. Das spielt auch eine wichtige Rolle in Deutschland, da hier die ausländische Bevölkerung 2019 11,2 Millionen betrug, von denen ein Drittel (4,2 Millionen) schon mehr als 15 Jahre in Deutschland lebt (Destatis 2019). 

			Einbürgerung und Integration

			Integration ist ein weit gefasster Begriff. Dieser Beitrag folgt der Definition von Penninx (2003), der Integration als einen Prozess beschreibt, der dazu führt, dass Immigranten in einer Gesellschaft akzeptiert werden, sowohl als Individuen als auch als Gruppen. In diesem Sinne ist Integration ein Prozess ohne klaren Endpunkt, der sowohl durch Immigranten als auch durch die Gesellschaft und Institutionen in den Zielländern beeinflusst wird.

			Einbürgerung kann sich positiv auf die Integration von Immigranten auswirken, da die Erlangung der Staatsbürgerschaft mit unbegrenztem Aufenthalt und Wahlberechtigung verknüpft ist; aber auch, weil die Einbürgerung ein Signal ist, dass Immigranten ihre Zukunft in dem Land, in dem sie leben, sehen (Bloemraad 2017).

			Integration kann sich auf verschiedene Bereiche beziehen. Dabei sind im Bezug auf Einbürgerung sozio-ökonomische Integration, insbesondere Arbeit und Einkommen, und politische Partizipation, am besten erforscht. 

			Angesichts dessen, dass Immigranten auf dem Arbeitsmarkt oft Nachteile erfahren, stellt die Einbürgerung ein Potenzial dar, um diese abzuschwächen. Mit der Erlangung der Staatsbürgerschaft erhalten Immigranten Zugang zu bestimmten Arbeitsplätzen im öffentlichen Bereich, und die Kosten des Arbeitgebers (bspw. Überprüfung der Arbeitserlaubnis) werden reduziert. Die Erlangung der Staatsbürgerschaft eines Landes kann sich zudem auf die politische Partizipation auswirken. Einbürgerungen verschaffen oft Zugang zu Rechten, die ausschließlich Staatsbürgern vorbehalten sind, wie das Wahlrecht in nationalen Wahlen. Abgesehen von der Wahlberechtigung kann die Einbürgerung aber auch politische Partizipation im weiteren Sinne fördern. Die Staatsbürgerschaft als sicherster Rechtsstatus in einem Staat kann Immigranten auch dazu ermutigen, politisch aktiv zu werden. 

			Wenn man sich empirisch der Frage widmet, ob Einbürgerung Integration beeinflusst, gibt es gewisse methodische Herausforderungen, da die Beziehung wechselseitig ist: Es ist nicht nur so, dass Einbürgerung Integration beeinflussen kann, Integration könnte auch Auswirkungen auf die Wahrscheinlichkeit der Einbürgerung haben. Studien mit Langzeitdaten oder quasiexperimentellen Designs, die in den letzten Jahren immer verbreiteter sind, können den Effekt von Einbürgerung auf Integration untersuchen.

			Einbürgerung als kontextabhängiger Katalysator 

			Empirische Studien zeigen, dass in der Tat solche positiven Effekte von Einbürgerung auf Integration festzustellen sind. Allerdings sind diese Effekte nicht für alle Immigranten gleich.

			Zum einen ist der Zeitpunkt der Einbürgerung wichtig. Je schneller Immigranten nach Ankunft im Zielland die Staatsbürgerschaft erhalten haben, desto stärker ist der Effekt der Einbürgerung auf die Integration. Studien in den Niederlanden und Deutschland haben gezeigt, dass sich Einbürgerung positiv auf die Arbeitsmarktintegration von Immigranten auswirkt und dass dieser Effekt größer ist, wenn die Staatsbürgerschaft relativ schnell nach der Migration erlangt wurde (Gathmann und Keller 2017; Peters, Vink und Schmeets 2018). In den Niederlanden können Immigranten in der Regel nach fünf Jahren die niederländische Staatsbürgerschaft beantragen. Peters et al. (2018) zeigen, dass in den Niederlanden die Wahrscheinlichkeit von Erwerbstätigkeit für Immigranten um 24% für Männer und 36% für Frauen steigt, wenn diese die niederländische Staatsbürgerschaft nach fünf Jahren erwerben. Erwerben Immigranten die Staatsbürgerschaft erst nach mehr als acht Jahren, sinkt der positive Effekt auf 10%. Studien in der Schweiz haben dort in Bezug auf soziale Integration ähnliche Ergebnisse gefunden (Hainmueller et al. 2017).

			Zum anderen hängt der Einfluss von Einbürgerung auf Integration davon ab, woher man kommt. Immigrantengruppen, die aufgrund der Situation im Herkunfts- oder im Zielland den größten Anreiz haben, die Staatsbürgerschaft des Ziellandes zu erlangen, erleben auch einen stärkeren positiven Effekt der Einbürgerung auf die Integration. Peters et al. (2020), die die Auswirkungen von Einbürgerungen auf das Einkommen von Immigranten in den Niederlanden untersucht haben, zeigen, dass Einbürgerung vor allem einen starken positiven Effekt für Immigranten aus weniger entwickelten Ländern hat. Auch für Immigranten aus Herkunftsländern, die häufiger Diskriminierung erfahren, kann der positive Effekt von Einbürgerung auf sozio-ökonomische Integration stärker sein (Helgertz, Bevelander und Tegunimataka 2014; Hainmueller et al. 2017; Hainmueller et al. 2019). Hainmueller et al. (2019) zeigen, dass der Erwerb der Schweizer Staatsbürgerschaft, das jährliche Einkommen von marginalisierten Immigrantengruppen um 5000 US-Dollar erhöht. Helgertz et al. (2014), die den Effekt von Einbürgerung auf die ökonomische Inte­gration in Dänemark und Schweden untersucht haben, stellen fest, dass es in beiden Ländern einen positiven Effekt von Einbürgerung auf die ökonomische Integration von Immigranten aus Asien und Afrika gibt, während man für andere Immigrantengruppen diesen Effekt nicht feststellen kann. Das man in Dänemark und Schweden, zwei Länder mit durchaus unterschiedlichen Einbürgerungsgesetzen, den gleichen Effekt feststellen kann, lässt die Forscher schlussfolgern, dass restriktive Einbürgerungsgesetze die ökonomische Integration von Immigranten nicht befördern.

			Der Pass ist kein Allheilmittel – aber er kann einen großen Unterschied machen

			Politische Debatten zum Thema Einbürgerung und Integration basieren häufig auf politischen Überzeugungen anstelle von Fakten. Die Frage, ob Einbürgerung als Belohnung gelungener Integration oder Teil des Integrationsprozesses gesehen wird, ist dann häufig Resultat politischer Überzeugungen. Angesichts der Einbürgerungsvoraussetzungen in allen europäischen Ländern setzt die Erlangung eines Passes immer eine gewisse Vorbereitung und Investition voraus. Einbürgerung ist ein Katalysator, wenn sich diese positiv auf den Integrationsprozess auswirkt. Einbürgerung wird von jenen als Belohnung gelungener Integration gesehen, die befürchten, dass die Erlangung der Staatsbürgerschaft eines Landes Immigranten demotiviert, um sich weiter im Zielland zu integrieren. Folgt man diesem Argument, würde man keinen oder sogar einen negativen Effekt von Einbürgerung auf Integration, erwarten.

			Während die empirischen Ergebnisse zu den Zusammenhängen von Einbürgerung und Integration ein gemischtes Bild zeigen, ist eines deutlich. Für bestimmte Immigrantengruppen ist die Einbürgerung ein Katalysator für Integration. Des Weiteren sind strengere Einbürgerungsvoraussetzungen sowohl mit niedrigeren Einbürgerungsquoten als auch späteren Einbürgerungen verbunden. Kurz gesagt: Der Pass ist kein Allheilmittel – aber er kann einen großen Unterschied machen.
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			Ein legaler Aufenthaltsstatus beeinflusst das Leben von Migranten in vielfältiger Weise. Er verbessert insbesondere die Beschäftigungsmöglichkeiten, den Zugang zu Sozialleistungen sowie die Bildungschancen der Kinder und kann Straftaten verhindern. Dem ökonomischen Modell der Kriminalität zufolge entscheiden sich Individuen, ob sie eine Straftat begehen, indem sie den erwarteten Nutzen mit den erwarteten Kosten der kriminellen Aktivität vergleichen. Zu den erwarteten Kosten zählen die Bestrafung im Falle einer Festnahme sowie die Opportunitätskosten von entgangenen alternativen Einkommensmöglichkeiten. 

			Da die Legalisierung des Aufenthaltsstatus die Beschäftigungs- und damit die Einkommensmöglichkeit verbessert, kann sie theoretisch zu einer Verringerung der Kriminalität führen. Betrachtet man die Empirie, wird die Quantifizierung dieses Effekts aufgrund zweier Aspekte erschwert: Erstens werden Einwanderer ohne einen legalen Aufenthaltsstatus in den offiziellen Statistiken nicht aufgeführt. Zweitens können systematische Unterschiede im kriminellen Verhalten zwischen regulären und irregulären Einwanderern – so man sie beobachten kann – nicht ohne weiteres auf deren legalen oder illegalen Aufenthaltsstatus zurückgeführt werden, da auch andere Faktoren, wie Alter, Bildung etc. eine Rolle spielen.

			Ich behandle in diesem Beitrag die Fragstellung am Beispiel Italiens, da dort die Kombination aus einem starken Migrationsdruck, strengen Quoten für die legale Zuwanderung und einer durchlässigen Grenzüberwachung zu einer großen Anzahl an irregulären Migranten geführt hat. Zunächst präsentiere ich erste Hinweise auf eine überproportionale Beteiligung irregulärer Einwanderer an Straftaten, und zwar nicht nur im Vergleich zu Einheimischen, sondern auch verglichen mit legalen Einwanderern. Im Anschluss zeige ich anhand von Umfragedaten bei regulären und bei irregulären Einwanderern, dass sich das unterschiedliche kriminelle Verhalten nicht nur auf den legalen Status, sondern auch auf verschiedene andere individuelle Merkmale zurückführen lässt. Schließlich stelle ich die Ergebnisse zweier natürlicher Experimente vor, die die Wirkung des legalen Aufenthaltsstaus zeigen. 

			Reguläre und irreguläre Einwanderer in Italien

			2006 waren nach Angaben des italienischen Innenministeriums 80% der wegen schwerer Straftaten inhaftierten Einwanderer irreguläre Migranten (Italienisches Innenministerium 2007). Dieser Anteil ist höher als der Anteil der illegalen unter allen Einwanderern in Italien. Obwohl sich die genaue Anzahl an irregulären Einwanderern kaum erfassen lässt, wurde ihr Anteil an den gesamten Ausländern im Jahr 2006 auf unter 20% geschätzt (siehe z.B. ISMU 2015). Tatsächlich stellt derselbe Bericht des italienischen Innenministeriums fest, dass legale Einwanderer genauso häufig strafrechtlich verfolgt werden wie Einheimische, während bei irregulären Einwanderern die strafrechtliche Verfolgungsrate deutlich höher ist.

			Die Unterschiede im kriminellen Verhalten lassen sich jedoch nicht unmittelbar auf den unterschiedlichen legalen Status zurückführen, da sich reguläre und irreguläre Einwanderer in vielen anderen Merkmalen unterscheiden. Daten aus der ISMU-Befragung von Einwanderern in der Lombardei dokumentieren diese Differenzen. Seit 2001 werden im Rahmen der Umfrage jedes Jahr zwischen 8000 und 9000 Einwanderer befragt, sowohl reguläre als auch irreguläre Migranten. Für die Stichprobe der irregulären Einwanderer werden soziale Netzwerke an mehreren Versammlungsplätzen wie Bahnhöfen, Geschäfte und Telefonzentren genutzt (für weitere Einzelheiten zur ISMU-Umfrage siehe Blangiardo 2008). 

			Tabelle 1 zeigt die durchschnittlichen Merkmale aller zwischen 2001 und 2016 von ISMU befragten Umfrageteilnehmer beider Migrantengruppen. Irreguläre Einwanderer sind im Vergleich zu regulären Einwanderern eher männlich, ledig und weniger gebildet. Typischerweise werden all diese Merkmale mit einer höheren Straffälligkeit in Verbindung gebracht. Dies deutet daraufhin, dass irreguläre Einwanderer auch ohne einen kausalen Effekt des legalen Status höhere Kriminalitätsraten aufweisen würden.


Tab. 1

	
				
					
					
					
					
				
				
					
							
							Merkmale regulärer und irregulärer Einwanderer, ISMU-Umfrage 2001–2016

						
					

					
							
							
							Regulär

						
							
							Irregulär

						
							
							Unterschied

						
					

					
							
							Männlich

						
							
							0,532

						
							
							0,661

						
							
							–0,128

						
					

					
							
							
							(0,002)

						
							
							(0,004)

						
							
							(0,005)

						
					

					
							
							Alter

						
							
							35,488

						
							
							31,497

						
							
							3,991

						
					

					
							
							
							(0,029)

						
							
							(0,074)

						
							
							(0,082)

						
					

					
							
							Verheiratet

						
							
							0,625

						
							
							0,326

						
							
							0,299

						
					

					
							
							
							(0,002)

						
							
							(0,004)

						
							
							(0,005)

						
					

					
							
							Zahl der Kinder

						
							
							1,282

						
							
							0,765

						
							
							0,517

						
					

					
							
							
							(0,004)

						
							
							(0,011)

						
							
							(0,012)

						
					

					
							
							Hochschulabschluss

						
							
							0,156

						
							
							0,114

						
							
							0,043

						
					

					
							
							
							(0,001)

						
							
							(0,003)

						
							
							(0,003)

						
					

					
							
							Gymnasialabschluss

						
							
							0,434

						
							
							0,43

						
							
							0,004

						
					

					
							
							
							(0,002)

						
							
							(0,005)

						
							
							(0,005)

						
					

					
							
							Schulabgänger

						
							
							0,41

						
							
							0,456

						
							
							–0,046

						
					

					
							
							
							(0,002)

						
							
							(0,005)

						
							
							(0,005)

						
					

					
							
							Beschäftigt

						
							
							0,777

						
							
							0,742

						
							
							0,035

						
					

					
							
							
							(0,001)

						
							
							(0,004)

						
							
							(0,004)

						
					

					
							
							Arbeiten in der offiziellen Wirtschaft

						
							
							0,69

						
							
							0,06

						
							
							0,63

						
					

					
							
							
							(0,002)

						
							
							(0,002)

						
							
							(0,004)

						
					

					
							
							Arbeiten in der inoffiziellen Wirtschaft

						
							
							0,087

						
							
							0,682

						
							
							–0,595

						
					

					
							
							
							(0,001)

						
							
							(0,004)

						
							
							(0,003)

						
					

					
							
							Einkommen. Euro zu konstanten Preisen 2010

						
							
							788,7

						
							
							564,6

						
							
							224,2

						
					

					
							
							
							(2,3)

						
							
							(4,9)

						
							
							(6,3)

						
					

					
							
							Anmerkungen: Die Tabelle zeigt die durchschnittlichen Merkmale der regulären und irregulären Einwanderer in der Lombardei sowie den Unterschied zwischen den beiden Gruppen. Standardfehler sind in Klammern angegeben. 

						
					

					
							
							Quelle: ISMU-Umfrage, in der alle zwischen 2001 und 2016 durchgeführten Wellen zusammengefasst sind.

						
					

				
			

			Um die Wirkung des legalen Aufenthaltsstatus zu bestimmen und von anderen zu berücksichtigten Faktoren zu trennen, führe ich im Folgenden die Ergebnisse zweier politischer Experimente an. Für beide Experimente wurden zwei vergleichbare Gruppen von Einwanderern mit ähnlichen Eigenschaften gebildet, wobei nur einer Migrantengruppe der legale Status bewilligt wurde. Folglich lassen sich Unterschiede im kriminellen Verhalten zwischen den Gruppen auf die Wirkung einer Legalisierung ihres Aufenthaltsstatus zurückführen.

			Natürliches Experiment 1: Die Erweiterung der Europäischen Union

			Am 1. Januar 2007 wurden Rumänien und Bulgarien in die Europäische Union aufgenommen. Infolgedessen erhielten Rumänen und Bulgaren einen legalen Aufenthaltsstatus sowie Zugang zu offiziellen Arbeitsmärkten und Sozialleistungen in allen Ländern innerhalb der EU. Einige Länder, wie das Vereinigte Königreich, behielten jedoch vorübergehende Beschränkungen bei. Mastrobuoni und Pinotti (2015) vergleichen das kriminelle Verhalten von Rumänen und Bulgaren, die vor und nach Erteilung des legalen Aufenthaltsstatus in Italien lebten, mit dem Verhalten von Einwanderern aus EU-Beitrittskandidatenländern, die keinen legalen Aufenthaltsstatus erhielten. 

			Erhalt eines legalen Aufenthaltsstatus

			Die linke Grafik in Abbildung 1 zeigt, dass die Kriminalitätsrate von Rumänen und Bulgaren, gemessen an der Zahl der von der Polizei festgenommenen Personen im Verhältnis zur Gesamtzahl der (offiziellen) Einwohner, nach der EU-Erweiterung sprunghaft zurückgeht, während es bei der anderen Gruppe keine signifikante Veränderung gibt. Dies stimmt zwar mit der Annahme überein, dass der legale Status die Kriminalitätsneigung verringert. Der Rückgang der Inhaftierungsrate spiegelt aber auch den deutlichen Anstieg der Gesamtzahl an Einwohnern wider. 
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			Die rechte Grafik in der Abbildung 1 zeigt, dass sich die Zahl der in Italien ansässigen Rumänen und Bulgaren nach der Erweiterung in der Tat verdoppelt hat. Dieser Anstieg erfasst sowohl den Zustrom von Neueinwanderern aus dem Ausland als auch die Legalisierung von Tausenden von Einwanderern, die sich vor der Erweiterung irregulär in Italien aufhielten. Da aber die Zahl der von der Polizei festgenommenen Personen sowohl reguläre als auch irreguläre Einwanderer während des gesamten Zeitraums berücksichtigt, könnte der Rückgang der Kriminalitätsrate für Rumänen und Bulgaren sowohl durch den Zustrom neuer Einwanderer als auch durch das Erfassen der bisher irregulären Einwanderer in den offiziellen Statistiken verursacht sein. Da es diesen Effekt für Einwanderer aus den EU-Beitrittskandidatenländern nicht gibt, lassen sich aus Abbildung 1 keine aussagekräftigen Schlüsse bezüglich des Einflusses des Rechtsstatus auf die Kriminalitätsrate ziehen. 

			Auch könnten Einwanderer, die sich irregulär im Land aufhalten, von den Justizbehörden und der Polizei restriktiver behandelt werden als legale Einwanderer, was einen Vergleich zwischen der Inhaftierungsrate von den beiden Gruppen erschwert.

			Legaler Aufenthaltsstatus und Rückfälligkeit

			Um diese beiden Probleme zu adressieren, beschränken wir den Vergleich auf eine Untergruppe von Einwanderern, nämlich auf Gefängnisinsassen, die mit dem italienischen Collective Clemency Bill – dem sogenannten »Indulto« – begnadigt wurden. Am 1. August 2006 wurden alle Insassen mit einer Reststrafe von weniger als drei Jahren aus den italienischen Gefängnissen entlassen. Dabei handelte es sich um 25000 (männliche) Gefangene, darunter 725 Rumänen und Bulgaren sowie 1622 Bürger anderer EU-Beitrittskandidaten. Fünf Monate später erhielten Rumänen und Bulgaren mit der EU-Erweiterung einen legalen Aufenthaltsstatus in Italien, während der rechtliche Status der anderen Gruppe unverändert blieb. 

			Wir schätzen die Auswirkung der Legalisierung des Aufenthaltsstatus auf die Wahrscheinlichkeit einer erneuten Inhaftierung, indem wir die Rückfälligkeit dieser beiden Gruppen vor und nach der EU-Erweiterung vergleichen. Dabei bietet diese Beschränkung zwei Vorteile. Erstens befanden sich alle begnadigten Gefängnisinsassen vor der EU-Erweiterung in Italien und waren zwischen ihrer Entlassung aus dem Gefängnis und der EU-Erweiterung sehr wahrscheinlich irregulär im Land. Dies entkräftigt die Befürchtung, dass Veränderungen der Kriminalitätsrate nicht nur die Legalisierung von zuvor irregulären Migranten, sondern auch den Zustrom aus dem Ausland erfassen könnten.

			Zweitens wurden begnadigte Personen, die innerhalb von fünf Jahren nach dem »Indulto« eine neue Straftat begingen, unabhängig von ihrem rechtlichen Aufenthaltsstatus wieder inhaftiert und mussten die begnadigte Reststrafe zusammen mit einer neuen Strafe verbüßen (vgl. Drago et al. 2009), so dass eine unterschiedliche Behandlung von Straftätern aufgrund ihrer Rechtsstellung seitens der Justizbehörden nicht stattfindet.

			Abbildung 2 vergleicht die tägliche Gefährdungsrate, rückfällig zu werden (d.h. die durchschnittliche Wahrscheinlichkeit, an einem bestimmten Tag erneut verhaftet zu werden, unter der Voraussetzung, dass es zuvor zu keiner erneuten Verhaftung kam) zwischen Einwanderern aus den neuen EU-Mitgliedstaaten und den EU-Beitrittskandidaten in den fünf Monaten vor und nach der EU-Erweiterung. Die Kriminalitätsrate von Rumänen und Bulgaren ist identisch mit der Rate der anderen Gruppe in den Monaten vor der EU-Erweiterung, nimmt jedoch nach der Erweiterung deutlich ab. 
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			Vor der EU-Erweiterung wurden in beiden Gruppen fast 6% der begnadigten Gefängnisinsassen erneut verhaftet. Nach der Erweiterung sinkt dieser Anteil bei Rumänen und Bulgaren auf 2,3%, während für die andere Gruppe kein signifikanter Rückgang zu beobachten ist. Durch die Legalisierung des Aufenthaltsstatus verringert sich in unserer Stichprobe für ehemalige Gefängnisinsassen die Wahrscheinlichkeit, Straftaten zu begehen, um mehr als die Hälfte. Dieser Effekt wird hauptsächlich durch Einwanderer in norditalienische Regionen, die im Vergleich zu den südlichen Regionen bessere Chancen auf dem offiziellen Arbeitsmarkt bieten, getrieben. Dieses Ergebnis untermauert die Hypothese, dass die Legalisierung des Aufenthaltsstatus und die damit einhergehende Verbesserung der Beschäftigungsmöglichkeiten das kriminelle Verhalten von Einwanderern beeinflusst.

			Natürliches Experiment 2: Die »Click Days«

			Wie in vielen anderen Ländern wird der Zugang von Einwanderern zum Arbeitsmarkt in Italien durch ein Quotensystem reguliert, das die Anzahl der jährlich zu vergebenden Arbeitsgenehmigungen nach Art des Arbeitsvertrags, Herkunftsland und Zielprovinz festlegt. Gleichzeitig gibt das italienische System vor, dass Einwanderer seit 2006 an bestimmten »Click Days« ab 8:00 Uhr morgens über das Internet Genehmigungen beantragen müssen.1 Die Anträge werden dann bis zur Ausschöpfung der Kontingente nach dem »First-come-first serve«-Prinzip bearbeitet. Folglich können einige Sekunden Verzögerung darüber entscheiden, ob ein Antragsteller eine legalen Status erhält oder nicht. 

			In Pinotti (2017) vergleiche ich die Kriminalitätsraten im Jahr nach den »Click Days« von Einwanderern, die kurz vor und kurz nach Ausschöpfung der Genehmigungen einen Antrag stellten – insgesamt etwa 110000 Antragsteller. Die große Mehrheit dieser Antragsteller hielt sich zum Zeitpunkt der Antragstellung bereits (irregulär) in Italien auf.

			Im Jahr nach den sogenannten »Click Days« geht die Kriminalitätsrate bei Einwanderern, die kurz vor Ausschöpfung des Kontingents an verfügbaren Arbeitsgenehmigungen einen Antrag stellten und deren Antrag stattgegeben wurde, im Vergleich zu Einwanderern, die kurz nach Ausschöpfung des Kontingents einen Antrag stellten, um die Hälfte zurück. Insbesondere weisen Antragsteller, die von Einzelpersonen und Familien für eine Beschäftigung in einem privaten Haushalt angefragt werden (z.B. Pflegepersonal) sowohl eine höhere Kriminalitätsrate als auch eine stärkere Reaktion auf die Legalisierung ihres Aufenthaltsstatus auf als Antragsteller, die von Firmen beschäftigt werden sollen (vgl. Abb. 3).
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			Zusätzlich deuten die Ergebnisse darauf hin, dass (männliche) Bewerber für eine Beschäftigung in einem privaten Haushalt in vielen Fällen Arbeitslose sind, die von Freunden oder Verwandten zum Schein angestellt werden, um lediglich eine Aufenthaltsgenehmigung zu erhalten. Im Gegensatz dazu unterliegen Firmen einer stärkeren Kontrolle und bieten mit größerer Wahrscheinlichkeit nur wirklich zu besetzende Stellen an. Darüber hinaus sind die von einer Firma angeworbenen Arbeitnehmer oft bereits in dieser beschäftigt, bevor sie einen formellen Arbeitsvertrag erhalten. Daher ist es nicht überraschend, dass sie bereits vor dem »Click Day« eine geringere Kriminalitätsrate aufweisen sowie seltener auf die Legalisierung ihres Aufenthaltsstatus reagieren.

			Schlussfolgerung und politische Implikationen

			Beide natürlichen Experimente bestätigen, dass die Legalisierung des Aufenthaltsstatus zu geringerer Kriminalität führt. Auch die relative Größe des Effekts ist bei beiden ähnlich. So sinkt die Wahrscheinlichkeit, straffällig zu werden, um über 50% trotz Unterschiede in beiden betrachteten Bevölkerungsgruppen, den ehemaligen Gefängnisinsassen und den Bewerbern um eine Arbeitserlaubnis. Vor allem der Zugang zu legalen Arbeitsmärkten, der durch die Legalisierung des Aufenthaltsstatus ermöglicht wird, reduziert die Straffälligkeit von Einwanderern.

			Die Ergebnisse haben weitreichende Auswirkungen auf die Migrationspolitik. In den meisten Zielländern wächst die Unterstützung fremdenfeindlicher Parteien und einer restriktiven Migrationspolitik aus Angst vor einer angeblich steigenden Kriminalität durch Einwanderung. Da diese Politik Einwanderern, die sich irregulär im Land aufhalten, den Weg zu legaler Arbeit und einem legalen Aufenthaltsstatus erschwert, könnte sie gerade zu einem Anstieg der Kriminalität von Einwanderern führen. Ähnliches gilt für Geflüchtete und Asylsuchende, die bei ihrer Ankunft in den Zielländern oft mit Arbeitsverboten belegt werden. Fasani et al. (2020) zeigen, dass die Aufhebung dieser Verbote und der Zugang zu legalen Einkommensmöglichkeiten die Wahrscheinlichkeit, straffällig zu werden, verringern dürfte.
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			Der wachsende Druck der internationalen Migration rückt die Frage nach der Einbürgerungspolitik zunehmend in den Mittelpunkt der Debatte. Jedes Land hat eigene Gesetze, die nicht nur das Verfahren zur Anerkennung der Staatsbürgerschaft, sondern auch den Zugang zum Arbeitsmarkt und zu Sozialleistungen festlegen.

			Mit der Staatsbürgerschaft ist man ein vollwertiges Mitglied eines Staates und besitzt die damit verbundenen Rechte – z.B. das Wahlrecht, den freien Zugang zum Arbeitsmarkt und Formen des Rechtsschutzes – und hat die damit verbundenen Pflichten, z. B. die Wehrpflicht und den Verzicht auf die ursprüngliche Staatsbürgerschaft. Die Staatsbürgerschaft kann auf drei Arten erworben werden: durch Geburt, durch Einbürgerung oder durch Heirat. Dieser Artikel konzentriert sich auf die Verleihung der Staatsbürgerschaft durch Geburt.

			Ursprünge der Staatsbürgerschaft durch Geburt

			Im Europa des 18. Jahrhunderts war in Anlehnung an die feudale Tradition der Leibeigenschaft, die den Herren das Eigentum an den auf ihrem Land geborenen Menschen zuwies, das Prinzip »ius soli«, das die Staatsbürgerschaft nach dem Ort der Geburt bestimmt, das vorherrschende Recht. Die Französische Revolution führte mit dem napoleonischen Code Civil von 1804 den alten römischen Brauch des »ius sanguinis« wieder ein. Demnach erbt ein Kind die Staatsbürgerschaft von seinen Eltern, unabhängig von seinem Geburtsort. Im 19. Jahrhundert wurde dieses Recht auch im restlichen Kontinentaleuropa und schließlich auch in den Kolonien eingeführt. Großbritannien behielt stattdessen das Prinzip »ius soli« bei und führte es im Empire; einschließlich der nordamerikanischen Kolonien, die späteren Vereinigten Staaten, ein. 

			Die Regelung der Staatsbürgerschaft durch Geburt wurde, auch bedingt durch den nach dem Zweiten Weltkrieg einsetzenden Entkolonialisierungsprozess, dem Zusammenbruch des sozialistischen Systems und der wachsenden internationalen Migrationsströme, kontinuierlich verändert. Und in vielen Ländern werden Verfahren angewandt, die Elemente beider Prinzipen enthalten. Die Erfahrungen einzelner Länder und Regionen innerhalb Europas sind dabei aufschlussreich (Joppke 1998; Aleinikoff und Klusmeyer 2000; 2001; Brubaker 1992; Bertocchi und Strozzi 2010). 

			Großbritannien, das sich bis zum Zweiten Weltkrieg besonders offen gegenüber allen Bürgern des Empire zeigte, veränderte seine Gesetzgebung als Reaktion auf die starken Migrationsströme aus den ehemaligen Kolonien nach dem Krieg. Der British Nationality Act von 1984 schränkte das Prinzip »ius soli« stark ein, indem er festlegte, dass ein im Vereinigten Königreich geborenes Kind nur dann britischer Staatsbürger ist, wenn auch ein Elternteil dort ansässig ist. 

			Frankreich führte nach der Inkraftsetzung des »ius sanguinis« im Jahr 1804 Elemente des »ius soli« für militärische Zwecke wieder ein. 1889 wurde dort das Prinzip des doppelten »ius soli« anerkannt, das in Frankreich geborenen Kindern ausländischer Eltern, die ebenfalls dort geboren waren, die Staatsbürgerschaft gewährte (»double droit du sol«). 

			Deutschland leitete nach dem Fall der Berliner Mauer eine Reform der wilhelminischen Gesetzgebung von 1913 ein. 1999 wurde eine abgemilderte Form des »ius soli« eingeführt: Als Bedingung musste ein ausländischer Elternteil seit mindestens acht Jahren in Deutschland ansässig sein. 

			Die Vereinigten Staaten kodifizierten das »ius soli« 1868 in der Verfassung durch eine Gesetzesnovelle, die auf den Schutz der Geburtsrechte von Sklaven afrikanischer Herkunft abzielte und die bis heute gültig ist. In einigen Ländern Lateinamerikas wurde das »ius soli« im 18. Jahrhundert im Rahmen der Unabhängigkeit angenommen, in offenem Bruch mit den Kolonialmächten, die sonst ihre Gerichtsbarkeit über die Neugeborenen in Übersee hätten beanspruchen können. Und mit der Entkolonialisierung ab den 1960er Jahren und dem Bemühen um den Aufbau einer nationalen Identität verbreitete sich das Prinzip »ius sanguinis« auf dem afrikanischen Kontinent.

			Daten

			Der Citizenship-Laws-Datensatz zeigt die Geschichte des Staatsbürgerschaftsrechts in der Nachkriegszeit (Bertocchi und Strozzi 2009). Der Datensatz sammelt Informationen über die Staatsbürgerschaft durch Geburt sowie die Einbürgerungsbestimmungen in 162Ländern für die Jahre 1948, 1975 und 2001, so dass zwei Zeiträume von etwa 25 Jahren erfasst werden können.1 Bezüglich der Staatsbürgerschaft durch Geburt werden die Länder in drei Gruppen eingeteilt: »ius soli«, »ius sanguinis« und Mischformen, die Elemente des »ius soli« anerkennen –  wenn auch in restriktiver Form – und sie neben unterschiedlichen Ausprägungen des Prinzips »ius sanguinis« anwenden. Häufig gilt das Prinzip des doppelten »ius soli« oder des »ius soli« für ein in einem bestimmten Land geborenes Kind von Einwanderern, die langfristig aufenthaltsberechtigt sind. Die erste Bestimmung wird häufig von Ländern mit einer relativ langen Einwanderungsgeschichte genutzt, die zweite in Ländern mit einer jüngeren Einwanderungsgeschichte.

			Entwicklung der Staatsbürgerschaftsgesetze bis 2001

			Tabelle 1 zeigt, dass 1948 das »ius soli« in 76 Ländern (47%) gültig war, das »ius sanguinis« in 67 Ländern (41%) und Mischregelungen in den verbleibenden 19Ländern (12%). Länder mit dem »ius-soli«-Prinzip sind im Jahr 1948 die Vereinigten Staaten, Kanada, Australien, das Vereinigte Königreich und die meisten lateinamerikanischen Länder. Das »ius sanguinis« herrscht in Kontinentaleuropa vor, mit Ausnahme Frankreichs, das gemischte Regelungen (doppeltes »ius soli«) nutzt. Bis 2001 hat sich das »ius-sanguinis«-Prinzip in 88 Ländern (54%) zum vorherrschenden Regime entwickelt, gefolgt vom »ius soli« in 39Ländern (24%) und Mischformen in 35 Ländern (22%). Die Zunahme an Ländern mit dem Prinzip »ius sanguinis« war vor allem in der ersten Nachkriegsperiode von 1948 bis 1975 zu beobachten, häufig wurde es in den ehemaligen afrikanischen Kolonien eingeführt. Die Ausbreitung gemischter Regelungen ist eine jüngere Entwicklung und besonders ausgeprägt in Europa, sowohl in ehemaligen »ius-soli«-Ländern wie dem Vereinigten Königreich als auch in Staaten mit ursprünglicher »ius-sanguinis«-Tradition wie Deutschland. Die Daten lassen drei Kategorien erkennen: 
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							Die Entwicklung der Gesetze zur Staatsbürgerschaft nach dem Geburtsrecht, 1948 und 2001 

						
					

					
							
							
							Staatsbürgerschaftsgesetze 2001 (Anzahl der Länder)

						
							
					

					
							
							Staatsbürgerschaftsgesetze 1948

							(Anzahl der Länder)

						
							
							»ius sanguinis«

						
							
							gemischt

						
							
							»ius soli«

						
							
							Gesamt

						
					

					
							
							»ius sanguinis«

						
							
							46

						
							
							20

						
							
							1

						
							
							67

						
					

					
							
							Gemischt

						
							
							11

						
							
							6

						
							
							2

						
							
							19

						
					

					
							
							»ius soli«

						
							
							31

						
							
							9

						
							
							36

						
							
							76

						
					

					
							
							Gesamt

						
							
							88

						
							
							35

						
							
							39

						
							
							162

						
					

					
							
							Quelle: Bertocchi und Strozzi (2009).

						
					

				
			

			
					Stabilität: Einige Länder halten an ihrer Tradition fest, entweder ein »ius soli« (z.B. die Vereinigten Staaten) oder ein ius sanguinis« (z.B. die Schweiz). 

					Inversion: Einige Länder wechseln, hauptsächlich von »ius soli« zu »ius sanguinis« (z.B. Sierra Leone).  

					Konvergenz: Einige Länder entwickeln sich zu einem gemischten System, entweder von einem »ius soli«, das sie wahlweise einschränken (z.B. das Vereinigte Königreich), oder von einem »ius sanguinis«, das sie mit »ius-soli«-Bestimmungen abschwächen (z.B. Deutschland). 

			

			In Europa sind am Ende des Zeitraums in 20 der 34 im Datensatz enthaltenen Länder gemischte Regelungen und in 14 ein »ius sanguinis«-Prinzip gültig, kein Staat nutzt das Prinzip »ius soli«. 

			Entwicklung seit 2001

			In den vergangenen zwei Jahrzehnten wurden weitere Reformen durchgeführt. 2004 wechselte Irland, in dem zuvor noch eine fast reine Version des »ius soli« gültig war (mit Potenzial zu »Staatsbürgerschaftstourismus«), zu einem gemischten Regime. Portugal führte 2006 sowohl das doppelte »ius soli« als auch das »ius soli« für Kinder von im Ausland wohnenden Eltern ein. Dies war zuvor nur von Belgien beschlossen worden, wobei gemischte Regelungen in der Regel nur eines der beiden nutzen. Das doppelte »ius soli« wird beispielsweise in Frankreich, Luxemburg und Spanien eingesetzt, das »ius soli« für Kinder von Ausländern in Deutschland, Irland und dem Vereinigten Königreich. Griechenland erlebte eine unruhige Zeit mit zwei einschlägigen Reformen: Ein Gesetz aus dem Jahr 2010, das sowohl das doppelte »ius soli« als auch das »ius soli« für Kinder von Ausländern umfasste, wurde verabschiedet, aber nie angewandt, bis ein neues Gesetz aus dem Jahr 2015 nur die zweite Bestimmung beibehielt.

			In den letzten Jahren hat eine wachsende Zahl von Forschungsarbeiten zusätzliche Klassifikationen der Gesetze vorgelegt, die den Zugang zur Staatsbürgerschaft regeln, wobei oft feinere Differenzierungsgrade mit eng verwandten Maßnahmen der Integrationspolitik gegenüber Migranten kombiniert wurden. Sie konzentrieren sich jedoch nur auf die aktuelle Gesetzgebung und die jüngsten Reformen. 

			Die wichtigsten Quellen für aktuelle Daten sind:

			
					Die United States Law Library of Congress (2018) hat eine Liste von 94 Ländern zusammengestellt, die ab 2018 die Staatsbürgerschaft durch Geburt mit oder ohne zusätzliche Bedingungen gewähren. 

					Das Global Citizenship Observatory (GLOBALCIT, 2019) veröffentlicht die Global Birthright Indicators Database, die Informationen über »ius sanguinis«- und »ius soli«-Bestimmungen für 177 Länder ab 2016 enthält. GLOBALCIT ist der Nachfolger der EUDO CITIZENSHIP, die für 2011 und 2016 die Citizenship Law Indicators (CITLAWS) für 42 europäische Länder zur Verfügung stellte (EUDO CITIZENSHIP Observatory, 2016; auch Vink und R. Bauböck 2013). 

					Die aktuelle Ausgabe des Migrant Integration Policy Index (MIPEX), der erstmals 2004 vom British Council veröffentlicht wurde, umfasst neben dem Zugang zur Staatsbürgerschaft auch Indikatoren zu sieben weiteren Politikbereichen bezüglich der Integration von Migranten – Arbeitsmarktmobilität, Familienzusammenführung, Bildung, politische Teilhabe, dauerhafter Aufenthalt, Antidiskriminierung und Gesundheit (Huddleston et al. 2011). 

			

			Ursachen der Reformen

			Innerhalb der Sozial- und Politikwissenschaften gib es verschiedene Erklärungen für die Veränderungen der Staatsbürgerschaftsgesetze. 

			Die Rechtstradition eines Landes gilt angesichts der starken Beständigkeit solcher Institutionen als die grundlegende Determinante der geltenden Gesetze. Auch die Einwanderung ist eine potenzielle Ursache für Veränderungen, wobei sie sich auf unterschiedliche Weise auswirken kann. Wenn einerseits die Einwanderung durch die Annahme von »ius soli«-Elementen zu einer inklusiveren Gesetzgebung gegenüber den Neuankömmlingen führt, so kann sie andererseits auch Einschränkungen in Ländern bewirken, die mit einer inklusiveren Gesetzgebung begannen. Nach Weil (2001) verursacht die Kombination dieser beiden gegensätzlichen Folgen eine Entwicklung hin zu einer gemischten Regelung, während Bauböck et al. (2006) auf das de facto Fortbestehen divergierender Entwicklungen hinweisen und Goodman und Howard (2013) restriktive Gegenreaktionen hervorheben. 

			Da die Staatsbürgerschaft Einfluss auf den Bezug von Sozialleistungen hat, kann in Ländern mit einem ausgeprägten Wohlfahrtsstaat Widerstand gegenüber der Inklusion von Ausländern entstehen (Joppke 1998). In Ländern mit niedrigem Bevölkerungswachstum könnten dieser Überlegung jedoch die potenziell positiven Auswirkungen der relativ jungen Zuwanderer auf die öffentlichen Finanzen entgegenwirken. 

			Auch politische Faktoren spielen eine Rolle, da das Vorhandensein eines konsolidierten demokratischen Regimes die Gleichbehandlung von Einwanderern und damit die Annahme von »ius soli« mit dem Wahlrecht begünstigen dürfte. Die Stabilisierung der nationalen Grenzen dürfte die Tendenz verringern, das »ius sanguinis« zur Definition einer nationalen Identität einzusetzen, während eine Bedrohung ihrer Stabilität das Gegenteil bewirken kann. Wie bereits erwähnt, erwiesen sich solche geopolitischen Überlegungen angesichts zweier historischer Ereignisse, die zu Neudefinitionen der nationalen Grenzen führten, als entscheidend: die Phase der Dekolonisierung nach dem Zweiten Weltkrieg und der Zusammenbruch des sozialistischen Systems mit dem Fall der Berliner Mauer. Kulturelle Faktoren und eine unterschiedliche Auffassung der Rolle des Staates bei der Schaffung einer nationalen Identität wurden auch von Brubaker (1992) als Erklärung für die unterschiedlichen Systeme Frankreichs und Deutschlands vorgeschlagen.  

			Einfluss von Rechtstraditionen

			Unser Datensatz ermöglicht es, über einen ausreichend langen Zeitraum die von den Ländern der Stichprobe verabschiedeten Gesetze und mit ihnen korrelierende Faktoren zu untersuchen (Bertocchi und Strozzi 2010). Was das Erbe der früheren Rechtstradition betrifft, so wird ihr anhaltender Einfluss auf die geltenden Normen der Staatsbürgerschaft durch die Daten bestätigt. Die möglichen unterschiedlichen Auswirkungen der Einwanderung führen zu einem eher restriktiven Verhalten, denn die Daten zeigen, dass höhere Einwanderung ein Land eher in Richtung des »ius sanguinis«- als des »ius soli«-Prinzips drängt. 

			Der Effekt der Einwanderung hängt davon ab, ob ein Land eine »ius-soli«- oder eine »ius-sanguinis«-Tradition aufweist. Während »ius-soli«-Länder Elemente des »ius sanguinis« annehmen, neigen »ius-sanguinis«-Länder dazu, das Gegenteil zu tun. Eine Konvergenz hin zu einer Mischform als Folge der Einwanderung lässt sich kaum in der gesamten Stichprobe bestätigen. Die Daten zeigen vielmehr, dass Einwanderung einen Impuls zur Ausgrenzung gibt. Ähnliche Schlussfolgerungen werden von Strozzi (2016) unter Verwendung des MIPEX-Index für den Zugang zur Nationalität gezogen. 

			Tendenz zu Mischregelungen in Europa

			Das oben beschriebene Muster hinsichtlich der Auswirkungen von Einwanderung trifft möglicherweise nicht auf Europa zu. Hier ist in den letzten Jahren eine Tendenz hin zu gemischten Regelungen zu beobachten, die durch das gleichzeitige Vorhandensein eines hohen Grades an Demokratie und geopolitischer Stabilität unterstützt werden könnten. Die Größe des Wohlfahrtsstaates stellt offenbar kein Hindernis für eine stärkere Inklusion von Einwanderern durch Anwendung des »ius soli« dar – möglicherweise, weil viele der Länder mit ausgeprägten Wohlfahrtssystemen gleichzeitig eine demografische Stagnation erleben. Die kulturelle Vielfalt, gemessen an der Religionszugehörigkeit und ethno-linguistischer Fragmentierung, wirkt sich statistisch nicht signifikant aus.

			Die wichtigsten, mit der Staatsbürgerschaftsgesetzgebung korrelierenden Faktoren und ihre Auswirkungen sind in Tabelle 2 zusammengefasst.
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							Die wichtigsten Komponenten der Entwicklung der Staatsbürgerschaftsgesetze durch Geburt, weltweit, 1948–2001.
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							Instabilität der politischen Grenzen
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							Größe des Wohlfahrtsstaates
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							Kulturelle Vielfalt
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							Quelle: Ausarbeitung zu Bertocchi und Strozzi (2010).

						
					

				
			

			Die Staatsbürgerschaftsgesetze entwickelten sich also endogen und reagierten systematisch auf historische, wirtschaftliche und institutionelle Faktoren. 

			In den letzten Jahren wurde zusätzlich in einigen wenigen Ländern eine neue, bedingte Form des »ius soli« – bekannt als »ius culturae« – diskutiert und teils übernommen. Diese Bestimmung gewährt einem Kind, das im Zielland von einem eingewanderten Elternteil geboren wurde, die Staatsbürgerschaft in einem relativ frühen Alter, vorausgesetzt das Kind hat im Zielland selbst die Schule besucht (bzw. abgeschlossen). Obwohl es einen Weg zur frühen Einbürgerung durch Sozialisierung darstellt, kann das »ius culturae« in seinen Auswirkungen mit dem »ius soli« verglichen werden. Beispiele für die Übernahme des »ius culturae«, in verschiedenen Kombinationen mit konventionelleren gesetzlichen Bestimmungen, bieten Frankreich, Lettland und Portugal, während Italien darüber debattiert, ob es sein stark »ius-sanguinis«-orientiertes Regime durch die Übernahme des »ius culturae« abschwächen sollte. Während eine Verzögerung des Zugangs zur Staatsbürgerschaft für Kinder in den prägenden Jahren ihrer Sozialisierung einen großen Unterschied machen kann, stellt das »ius culturae« in Fällen, in denen eine besonders restriktive Gesetzgebung mit einer starken Opposition gegen ihre Lockerung verbunden ist, eine gangbare Alternative zu letzterer dar.
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			Die aktuelle Corona-Pandemie hat die Wirtschaft weltweit in eine tiefe Rezession gestürzt. So dürfte das Bruttoinlandsprodukt im Jahr 2020 in Deutschland um rund 5½% niedriger ausfallen als im Vorjahr. Aktuell vorliegende Konjunkturprognosen gehen zwar von einer allmählichen Erholung aus, so dass das Vorkrisenniveau des Bruttoinlandsprodukts gegen Ende des Jahres 2021 wieder erreicht werden wird (Projektgruppe Gemeinschaftsdiagnose 2020). Dies basiert aber auf der Annahme, dass ein zweiter flächendeckender Lockdown des wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Lebens vermieden werden kann, was sich inzwischen als unzutreffend herausgestellt hat. Selbst dann muss man aber davon ausgehen, dass die Krisenfolgen auch langfristig noch spürbar sein werden. Es ist erstaunlich, dass die langfristigen Krisenfolgen in Politik, Öffentlichkeit und auch in der Wissenschaft bislang kaum thematisiert werden.

			Angesichts des fehlenden Präzedenzfalls ist es zwar schwierig abzuschätzen, wie sich die Coronakrise auf die Entwicklung des Produktionspotenzials oder den sektoralen Strukturwandel auswirken wird. Im Folgenden werden einige Überlegungen hierzu angestellt – wobei es naturgemäß nicht möglich ist, bereits quantitative Abschätzungen vorzunehmen. Man bewegt sich insoweit wenigstens zum Teil im Bereich der Spekulation – doch auch wenn die Volkswirtschaftslehre keine exakte Wissenschaft ist, lassen sich einige grundlegenden Tendenzen ableiten, die für die künftige Entwicklung mit hoher Wahrscheinlichkeit bedeutsam sein werden.

			Auswirkungen der Coronakrise auf die Entwicklung des Produktionspotenzials

			Das Produktionspotenzial ist eine statistische Kenngröße, die angibt, wie sich die angebotsseitigen Produktionsmöglichkeiten einer Volkswirtschaft entwickeln. Es hängt insoweit außer von der verwendeten Produktionstechnologie vor allem von der Ausstattung mit Produktionsfaktoren (Arbeit, Kapital und technologisches Wissen) ab. Zu vermuten ist, dass die aktuelle Corona-Pandemie den Bestand und den Einsatz aller drei Produktionsfaktoren zumindest temporär negativ beeinflussen wird.

			Produktionsfaktor Arbeit

			Etliche Arbeitskräfte werden in der Pandemie ihren Arbeitsplatz verlieren, weil Unternehmen bei schwach ausgelasteten Kapazitäten Beschäftigte entlasten und auch, weil einige Unternehmen die Krise nicht überleben werden. Nach der Gemeinschaftsdiagnose vom Herbst 2020 dürften wegen der Corona-Pandemie rund 800 000 Arbeitsplätze weggefallen sein. Die Arbeitslosenquote, die im Jahr 2019 bei 5,0% lag, hat sich im Zuge dessen auf 5,9% erhöht und wird wohl auch im Jahr 2022 noch um etwa einen halben Prozentpunkt höher liegen als vor der Krise. Zwar zählen auch Personen in Arbeitslosigkeit weiterhin zum Arbeitskräftepotenzial; dennoch ist nicht auszuschließen, dass ein Teil davon aufgrund veränderter Qualifikationsanforderungen seitens der Arbeitgeber oder aufgrund einer Veränderung der Wirtschaftsstrukturen nicht wieder in Beschäftigung zurückfinden wird, so dass sich das effektiv nutzbare Arbeitskräftepotenzial quantitativ, zumindest aber qualitativ verringert. 

			
			Befürchtet wird überdies, dass sich der Ausfall von Schulunterricht während des Lockdown, gegebenenfalls auch der weitgehende Verzicht auf Präsenzveranstaltungen an den Hochschulen, negativ auf den Bildungserfolg der Betroffenen auswirkt (Wößmann 2020). Auch dies könnte zu einer qualitativen Verschlechterung des künftigen Arbeitskräfteangebots führen. 

			Produktionsfaktor Sachkapital

			Mit Blick auf die Kapitalausstattung der Wirtschaft macht insbesondere die zu erwartende Investitionszurückhaltung der Unternehmen Sorgen. Vorliegenden Konjunkturprognosen zufolge werden die realen Ausrüstungsinvestitionen, die sich schon im Jahr 2019 äußerst schwach entwickelt haben, noch bis zum Jahr 2022 auf niedrigem Niveau verharren. Auf der einen Seite vermindern die pandemie'bedingten Umsatz- und Gewinnausfälle die Möglichkeiten der Unternehmen, Investitionen in den Sachkapitalstock zu finanzieren – auch weil die Bereitschaft der Banken zur Kreditgewährung mit von der Eigenkapitalausstattung der Kreditnehmer abhängig ist. Und auf der anderen Seite sinkt auch der Investitionsbedarf bei weiterhin unterausgelasteten Kapazitäten. Schließlich dämpft auch die Unsicherheit über die Erholung die Investitionsbereitschaft der Unternehmen. Wenn aber weniger investiert wird, dämpft dies nicht nur die Modernisierung des Produktionsapparats und damit die Produktivitätsentwicklung, sondern kann auch dazu führen, dass neue Arbeitsplätze nicht im erforderlichen Umfang entstehen. 

			Technologisches Wissen

			Das Wachstum des Produktionspotenzials wird schließlich in erheblichem Umfang durch den technischen Fortschritt vorangetrieben. Zwar lässt sich dieser nicht direkt messen, wichtige Determinante des technischen Fortschritts sind jedoch Forschungs- und Entwicklungsinvestitionen der Unternehmen. Auch hier ist von einer Dämpfung durch die Pandemie auszugehen, denn viele Unternehmen sehen sich angesichts der angespannten wirtschaftlichen Lage zu Kosteneinsparungen gezwungen – was möglicherweise auch die Forschungsbudgets einschließt. So erwarten in einer Expertenbefragung des Projektträgers Jülich mehr als die Hälfte der Befragten (52%) negative Auswirkungen der Coronakrise auf die FuE-Aktivitäten deutscher Unternehmen, vor allem aufgrund von Finanzierungsengpässen und veränderter Prioritäten (Projektträger Jülich 2020). Auch eine BDI-Umfrage (2020) kommt zu dem Ergebnis, dass knapp 40% der befragten Unternehmen ihre FuE-Aktivitäten wegen der Coronakrise verringern wollen. 

			Längerfristig könnte es überdies auch bei der öffentlich finanzierten Forschung zu Einschränkungen kommen, wenn Bund und Länder aufgrund der fiskalischen Belastungen durch die Coronakrise Einsparungen auch bei Hochschulen, Forschungseinrichtungen und Forschungsförderprogrammen vornehmen sollten. Dem steht allerdings entgegen, dass auch die zur Abfederung der Krise beschlossenen Konjunkturprogramme zum Teil auf die Unterstützung von Forschung und Entwicklung gerichtet sind.1

			Beschleunigend auf die Entwicklung des Produktionspotenzials könnte sich allerdings auswirken, dass die Coronakrise die Digitalisierung der deutschen Wirtschaft vorangetrieben haben dürfte. Dies kann sich positiv auf die Produktivität des Faktoreinsatzes auswirken, so wenn überflüssige Dienstreisen durch virtuelle Meetings ersetzt werden oder neue technische Ausstattungen zum Einsatz kommen. Unklar ist allerdings, inwieweit auch eine verstärkte Nutzung von Homeoffice-Lösungen produktivitätssteigernd wirkt – während Arbeitnehmer in Befragungen mehrheitlich angeben, dass sie hier eine höhere Produktivität erreichen (DAK 2020), fürchten Unternehmen häufig Produktivitätseinbußen (Randstad 2020). Für letzteres spricht zudem, dass die (Arbeits-)Produktivität in vielen Berufen auch vom sozialen Austausch mit Kollegen und Kunden/Lieferanten abhängig ist, der im Homeoffice in besonderem Maße leidet. 

			Wie bereits angedeutet, lassen sich die verschiedenen Einflussfaktoren auf die Höhe und die Entwicklung des Produktionspotenzials zum derzeitigen Zeitpunkt nicht quantifizieren. Gängige Methoden zur Messung des Produktionspotenzials, die gemeinhin auf einer Fortschreibung vergangener Werte des BIP bzw. seiner angebotsseitigen Determinanten beruhen, können diesen Effekt methodisch bedingt daher auch nicht berücksichtigen (Projektgruppe Gemeinschaftsdiagnose 2020, S. 68). Dessen ungeachtet bleibt jedoch zu konstatieren, dass schon aktuell (Schätzung für den Zeitraum 2019–2025) das Potenzialwachstum lediglich rund 0,9% pro Jahr beträgt, rund einen halben Prozentpunkt weniger als im Zeitraum 1996–2019 (Projektgruppe Gemeinschaftsdiagnose 2020, S. 66). Grund für das langsamere Wachstum der Produktionsmöglichkeiten ist dabei vor allem der weithin ausgereizte Spielraum für eine Steigerung der Erwerbsbeteiligung sowie ein geringeres Wachstum des Kapitalstocks. Zu befürchten ist, dass das Potenzialwachstum nach der Corona-Pandemie noch geringer ausfällt als bislang schon erwartet. 

			Auswirkungen der Coronakrise auf den sektoralen Strukturwandel

			Die Folgen der Coronakrise treffen die einzelnen Branchen in unterschiedlicher Weise. Nicht überraschend ist es, dass vor allem Wirtschaftszweige, die stark vom Lockdown und den auch danach nur zögerlich aufgehobenen Restriktionen betroffen waren, die stärksten Geschäftseinbußen hinzunehmen hatten – vor allem Beherbergungsgewerbe, Gastronomie, Veranstaltungswesen sowie einige andere (primär soziale) Dienstleistungszweige; darüber hin­aus auch Teile des Verkehrsgewerbes. Teilweise gibt es hier bis heute faktische Geschäftsverbote, teilweise ist die Auslastung der Kapazitäten behördlicherseits stark eingeschränkt. Auch Teile des Handels leiden bis heute unter den pandemiebedingten Restriktionen; auch wenn alle Geschäfte wieder öffnen dürfen, scheinen hier verschärfte Hygieneschutzvorschriften und eine geringe Kaufbereitschaft der Konsumenten die Geschäfte zu hemmen. Hinzu kommen fortbestehende Verhaltensänderungen der Verbraucher, von denen vor allem der OnlineHandel zulasten des stationären Einzelhandels profitiert. 

			Verarbeitendes Gewerbe weiterhin stark betroffen

			Eher unerwartet ist auf den ersten Blick hingegen, dass auch viele Unternehmen des Verarbeitenden Gewerbes angeben, weiterhin stark negativ durch die Pandemie betroffen zu sein. Zwar befand sich die Industrie auch schon vor dem Corona-Ausbruch in einer rezessiven Phase, so dass nicht alle Beeinträchtigungen hier tatsächlich auf die Coronakrise zurückzuführen sein dürften. Dennoch leiden viele Industrieunternehmen offenkundig bis heute darunter, dass im Zuge der Grenzschließungen und der Beeinträchtigungen im Luftverkehr Lieferketten gestört waren, was sowohl auf der Beschaffungs- wie auf der Absatzseite zu Schwierigkeiten führte. Hinzu kommen hier auch nachfrageseitige Probleme, da aufgrund der insgesamt gedämpften Nachfrage im Inland wie im Ausland der Absatz bis heute eher schwach ist. Hiervon ist neben dem Kraftwagenbau samt seiner Zulieferer vor allem der Maschinenbau betroffen, da die Investitionsgüternachfrage im Zuge der Pandemie stark eingebrochen ist und sich trotz der aktuellen Erholung auch in den kommenden Jahren nur schwach entwickeln dürfte. 

			Einige Branchen spüren allerdings gar keine (direkten) Folgewirkungen der Coronakrise, einige wenige (wie die Pharmazeutische Industrie) profitierten sogar von der Verschiebung von Nachfrageströmen. Im Großen und Ganzen stellt die Pandemie jedoch einen exogenen Schock dar, der nahezu überall mit starken Geschäftseinbußen verbunden war. Die Krise hat dabei vor allem auch offengelegt, wie stark verflochten die einzelnen Wirtschaftszweige sind und dass restriktive Maßnahmen in einem Sektor über diese Verflechtungen auch solche Branchen in Mitleidenschaft ziehen können, die durch die Pandemie und die zu ihrer Bekämpfung erlassenen Restriktionen überhaupt nicht direkt betroffen waren. 

			Über alle Branchen hinweg wird die Wirtschaftslage von den Unternehmen weiterhin deutlich ungünstiger eingeschätzt als unmittelbar vor der Krise; im Oktober 2020 lag die Lagekomponente des ifo Geschäftsklimaindex weiterhin um rund 10 Prozentpunkte unter dem Niveau vom Beginn des Jahres. Nach den Corona-Sonderfragen im Rahmen der ifo Konjunkturumfrage September 2020 rechnen die Unternehmen insgesamt erst für Mitte 2021 mit einer Normalisierung ihrer Geschäfte. Es ist absehbar, dass nicht alle Betriebe eine solche lange Durststrecke überstehen werden. Ob es tatsächlich zu einer Pleitewelle kommt (die auch die Gläubiger der betroffenen Unternehmen in Mitleidenschaft ziehen würde) oder lediglich zu »stillen« Unternehmensschließungen ist zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht ausgemacht; viel spricht aber dafür, dass gerade Unternehmen mit einer dünnen Kapitaldecke, einem veralteten Geschäftsmodell und allgemein jene, die in Märkten mit einer hohen Wettbewerbsintensität tätig sind, die Krise nicht überleben werden. Hinzu kommt, dass Hilfen des Staates oftmals nur in Form von Krediten gewährt werden – manch ein Unternehmensinhaber mag das Risiko scheuen, für längere Zeit mit Zins- und Tilgungszahlungen belastet zu sein, vor allem dann, wenn er oder sie bereits kurz vor der Rente steht und eine Nachfolge noch ungeklärt ist. Da dieses Problem insbesondere in strukturschwächeren Regionen viru­lent ist, könnte die Krise auch zu einer Verschärfung regionaler Disparitäten beitragen.  

			Unternehmensschließungen unvermeidlich

			Es gehört zum Wesen einer marktwirtschaftlichen Ordnung, dass Unternehmen, die z.B. aufgrund veränderter Rahmenbedingungen Wettbewerbsnachteile erleiden, aus dem Markt ausscheiden müssen. Auf diese Weise wird der Produktivitätsfortschritt vorangetrieben, denn im Regelfall werden sie durch Unternehmen verdrängt, die aufgrund von Kosten- oder Innovationsvorteilen besser an die veränderten Bedingungen angepasst sind (Schumpeter 1911). Dies gilt grundsätzlich auch für die aktuelle Coronakrise und die Folgen der erlassenen Restriktionen. Es wäre deshalb falsch, Unternehmensschließungen per se vermeiden zu wollen – und manche der von der Bundesregierung beschlossenen Maßnahmen zur Bekämpfung der Krise (vor allem die unkonditionierte Verlängerung der erleichterten Kurzarbeitergeldregelungen bis zum Ende des Jahres 2021) bergen die Gefahr in sich, dass diese marktbereinigende Wirkung des Wettbewerbs außer Kraft gesetzt wird. 

			Liquiditätshilfen gerechtfertigt

			Um das beschriebene Verdrängungsrisiko abzugelten, enthält der »Unternehmerlohn« stets auch eine Risikoprämie, die so hoch ist, dass damit die »normalen« Marktrisiken abgegolten sind. Die Coronakrise und der weitgehende Lockdown lassen sich allerdings kaum in den Bereich normaler, von den Unternehmen antizipierbarer Risiken einordnen, weshalb Liquiditätshilfen, wie sie von der Bundesregierung und den Landesregierungen für zahlreiche Unternehmen gewährt wurden, auch ihre Berechtigung hatten und haben. 

			Hinzu kommt, dass auch solche Unternehmen unverschuldet in Not geraten sind, die eine »systemrelevante« Bedeutung haben, z.B. aufgrund einer gesamtwirtschaftlich bedeutsamen Innovationsleistung oder einer wichtigen Position als Zulieferer in einer Wertschöpfungskette. Hier erscheint es somit schon wegen der mit einer etwaigen Schließung verbundenen externen Effekte gerechtfertigt, auch mit an und für sich marktwidrigen Hilfen (wie einer Beteiligung des Staates) einzuspringen. Wichtig ist dann allerdings, die für eine Gewährung von Eigenkapitalhilfen relevanten Kriterien vorab festzulegen und die Entscheidungsfindung hierüber weitest möglich zu entpolitisieren. Größe allein darf dabei sicherlich kein Kriterium sein. 

			Handel, Gastgewerbe und Beherbergungsgewerbe am stärksten gefährdet

			Zu erwarten ist, dass es vor allem in jenen Branchen zu Unternehmensschließungen kommen dürfte, die besonders stark durch die Pandemie betroffen sind und darüber hinaus häufig durch kleinere, eher eigenkapitalschwache Unternehmen geprägt sind. Handel, Gastgewerbe und Beherbergungsgewerbe gehören damit zu den am stärksten gefährdeten Bereichen. 

			Aber: Gerade hier sind auch die Markteintrittshürden vergleichsweise niedrig, und es ist damit zu rechnen, dass die jeweiligen Märkte dauerhaft bestehen bleiben. Sobald die gesundheitlichen Gefährdungen (beispielsweise aufgrund der Entwicklung eines wirksamen Medikaments oder gar eines Impfstoffes) überschaubar sind und sich die Nachfrage erholt, ist deswegen damit zu rechnen, dass Unternehmen in diesen Bereichen auch wieder neugegründet werden.2 Mit einer dauerhaften Schrumpfung dieser Sektoren ist daher nicht zu rechnen, auch wenn es teilweise unerwünschte Entwicklungen (wie einer verstärkten Konzentration) geben könnte. So bitter eine Schließung für den einzelnen Unternehmer auch ist: Wegen der langfristig geringeren Betroffenheit dieser Wirtschaftsbereiche gibt es wenig Grund dafür, hier auch mit entsprechenden Hilfen des Staates in Not geratene Unternehmen auf breiter Front zu retten. 

			Gefahr einer dauerhaften Schwächung der deutschen Industrie

			Anders sieht es hingegen im Verarbeitenden Gewerbe aus. Unternehmen, die hier aus dem Markt ausscheiden, werden unter Umständen nicht oder zumindest nicht schnell wieder ersetzt, weil die Markteintrittshürden (in Form hoher Investitionen oder hoher technologischer Anforderungen) hier häufig deutlich höher liegen. Hinzu kommt, dass die Industrie als stark internationalisierter Sektor auch unter besonders starkem überregionalem Wettbewerbsdruck steht: Wenn Unternehmen in Deutschland schließen müssen, kann ihr Marktanteil unter Umständen auch durch ausländische Konkurrenten übernommen werden. Die Corona­krise birgt somit die Gefahr, dass es zu einer dauerhaften Schwächung der deutschen Industrie kommt. Will man das vermeiden – und hierfür sprechen nicht nur die vergleichsweise hohen Einkommenserzielungsmöglichkeiten in diesem Sektor, sondern auch ihre Bedeutung für die technologische Leistungsfähigkeit des Standorts Deutschland – scheinen Liquiditäts- und Anpassungshilfen hier deutlich eher gerechtfertigt als in den anderen genannten Sektoren. 

			Staatliche Maßnahmen sollten den Strukturwandel nicht verhindern 

			Das Problem besteht hier vor allem darin, coronabedingte Strukturanpassungen von jenen zu trennen, die Teil eines längerfristig angelegten, markt- oder politikgetriebenen Umbruchs sind. So befinden sich weite Teile der (deutschen) Industrie derzeit ohnehin in einem gravierenden Umstellungsprozess: Im Kraftwagenbau ist mit den von der Politik getroffenen Beschlüssen zur weitreichenden »Dekarbonisierung« der Wirtschaft ein Ende des Verbrennungsmotors eingeleitet, ohne dass bereits klar erkennbar ist, ob sich künftig batterie- oder wasserstoffgetriebene Antriebsarten durchsetzen werden. In jedem Fall wird dies dazu führen, dass die großen Automobilhersteller ihre Produktion anpassen müssen und vor allem, dass das bisherige Geschäftsmodell vieler Zuliefererfirmen obsolet werden wird. Hier ist also mit einer starken Schrumpfung und einem erheblichen Verlust an Arbeitsplätzen zu rechnen. 

			In nahezu allen Branchen wird darüber hinaus der Druck zunehmen, digitale Techniken in der Produktion stärker zu nutzen. Dies wird auf der einen Seite Produktivitätssteigerungen ermöglichen und den zunehmenden Arbeitskräftemangel lindern; auf der anderen Seite geht die Digitalisierung aber auch mit gesteigerten Qualifikationsanforderungen an die Arbeitnehmer einher. Die Verbreitung digitaler Techniken kann deswegen auch zu steigender Arbeitslosigkeit führen, wenn Beschäftigte diesen Anforderungen nicht gewachsen sind. 

			Und schließlich werden auch die bereits eingeleiteten Maßnahmen zur Bekämpfung des Klimawandels die Unternehmen branchenübergreifend fordern: So ist nach dem Klimaschutzprogramm 2030 der Bundesregierung allein im Bereich der Industrie eine Emissionsminderung von rund einem Viertel (gegenüber dem Basisjahr 2016) erforderlich, was unter anderem mit einer stärkeren Bepreisung des CO2-Ausstoßes erreicht werden soll. Es ist absehbar, dass dies nur mit erheblichen Investitionen in klimafreundliche Technologien erreicht werden kann. Ansonsten droht die Verlagerung von Produktion in Länder mit geringeren Klimaschutzstandards, was mit einer weiteren Schrumpfung der heimischen Industrie einhergehen kann. Auch wenn die Transformation der Wirtschaft sowohl Wertschöpfungs- als auch Beschäftigungschancen mit sich bringt, sind die Risiken auch für das Wohlstandsniveau in Deutschland nicht zu vernachlässigen. 

			In allen diesen Fällen besteht jedoch kein Anlass zu staatlichen Maßnahmen, die auf eine Erhaltung von Unternehmen oder Branchen am Standort Deutschland abzielen, da die zu erwartenden Umstrukturierungsprozesse letzten Endes Folge politischer Entscheidungen (Umsetzung von Klimaschutzmaßnahmen) bzw. allgemein geltender technologischer Megatrends (Digitalisierung) sind. Probleme können sich aber dadurch ergeben, dass sich in den kommenden Jahren mehrere »Krisen« überlagern können, was in Einzelfällen zu einer Überforderung der Unternehmen führen könnte. Soweit dies der Fall ist, kann der Staat versuchen, die notwendigen Anpassungen in den Unternehmen durch Förderung betrieblicher Investitionen zu erleichtern und die Forschungsaktivitäten der Unternehmen zu unterstützen. Mit der Corona­krise hat dies alles jedoch nichts zu tun (weshalb es auch problematisch ist, dass mit den im Zuge der Coronakrise aufgenommenen Staatsschulden auch Projekte unterstützt werden, die zwar wegen ihres »transformativen« Charakters möglicherweise wichtig sind, aber deswegen auch besser aus dem regulären Steueraufkommen finanziert werden sollten3). 

			Auswirkungen der Coronakrise auf die internationale Arbeitsteilung

			Deutschland hat in der Vergangenheit stark von der Globalisierung profitiert: Auf der einen Seite als Lieferant von Gütern aller Art, auf der anderen Seite aber auch dadurch, dass Produktion an kostengünstigere Standorte ausgelagert bzw. Vorprodukte von dort bezogen wurden, was insgesamt zu einer kosteneffizienteren Produktionsweise geführt hat. 

			Die Coronakrise hat aber deutlich gemacht, dass die alleinige Orientierung auf Kostenvorteile beim Bezug von Vorprodukten mit dem Risiko einhergeht, sich von einigen wenigen Zulieferern abhängig zu machen. Vielfach wird deswegen vermutet, dass die Pandemie zu einer Überprüfung von globalen Lieferketten Anlass geben könnte, was im Ergebnis zur Rückholung von Produktion (»reshoring«) und damit zu einer Verringerung der grenzüberschreitenden Arbeitsteilung führen könnte. Produktion würde durch den Verzicht auf Spezialisierungsvorteile teurer, und insbesondere Länder mit geringeren Arbeitskosten würden damit in ihren Wachstumschancen beschränkt. Dies wiederum hätte auch Rückwirkungen auf die deutschen Exporte. Letzten Endes wäre ein Verzicht auf die Vorteile der internationalen Arbeitsteilung mit Wohlfahrtsverlusten auf allen Seiten verbunden. 

			Politischer Konsens in Deutschland und der EU war es bislang, dass der Staat auf verzerrende Eingriffe in den freien Waren- und Dienstleistungsverkehr mit dem Ausland verzichtet; Außenhandelsbeschränkungen wurden höchstens aus übergeordneten politischen Erwägungen (z.B. Sanktionen gegen einzelne Staaten oder Verletzung sicherheitsrelevanter Interessen) zugelassen. Es wäre ökonomisch bedenklich, wenn dieser Konsens von Seiten der Politik aufgekündigt würde. Vielmehr sollte es den Unternehmen überlassen bleiben, wie sie ihre internationalen Handelspartner künftig auswählen. Manches spricht dafür, dass rational handelnde Unternehmen schon aus einem Eigeninteresse heraus ihre Lieferketten stärker diversifizieren, um sich weniger abhängig von wenigen Zulieferern bzw. Abnehmern zu machen. Auch das würde zwar mit einer Erhöhung der Produktionskosten einhergehen, jedoch wären diese dann als eine Art »Versicherungsprämie« gegen einseitige Abhängigkeiten anzusehen und damit hinzunehmen. Soweit es dazu kommt, könnte dies der globalen Verflechtung sogar noch positive (anstelle von negativen) Impulse geben. 

			Auswirkungen der Coronakrise auf die Finanzpolitik von Bund und Ländern

			In der Pandemie haben die Staaten weltweit mit erheblichen finanziellen Mitteln versucht, die wirtschaftlichen Auswirkungen der Krise abzufedern. Dabei ging es nicht nur um Rettungsbeihilfen an Unternehmen und aktive konjunkturpolitische Stimulierungsmaßnahmen, sondern im Regelfall auch um den Ersatz ausfallender Steuereinnahmen. Allein in Deutschland dürfte das Defizit der öffentlichen Haushalte insgesamt im Jahr 2020 rund 185 Mrd. Euro betragen, und auch in den kommenden Jahren wird der Staat voraussichtlich weitere Kredite aufnehmen. Der Bestand an öffentlichen Schulden in Relation zum BIP wird damit auf knapp 80% im Jahr 2021 steigen. 

			Die Inanspruchnahme der »Notfallklausel« des Art. 109 Abs. 3 GG für den Fall der Corona-Pandemie war gerechtfertigt, um die ausfallenden Steuereinnahmen kompensieren und die dringend notwendigen staatlichen Hilfeleistungen finanzieren zu können. Weniger positiv fällt das Urteil über die ergriffenen konjunkturellen Stimulierungsmaßnahmen im zweiten Halbjahr 2020 aus; der damit verbundene expansive Nachfrageeffekt war nach Schätzung der an der Gemeinschaftsdiagnose beteiligten Institute eher bescheiden und im Ergebnis wenig zielgenau (Projektgruppe Gemeinschaftsdiagnose 2020, S. 84). Sinnvoll erscheint es deshalb, den hierauf entfallenden Teil der Neuverschuldung als konjunkturbedingt anzusehen und entsprechend den Vorgaben des Art. 115 Abs. 2 GG (bzw. vergleichbarer Vorschriften in den Verfassungen der Länder) im nächsten Konjunkturaufschwung zurückzuführen. Für den Teil der Neuverschuldung, für den die Ausnahmeregelungen für außergewöhnliche Notsituationen des Art. 109 Abs. 3 GG anwendbar ist, sollten hingegen längere Tilgungsfristgen vorgesehen werden. Eine zu schnelle Tilgung dieser ausnahmebedingten Schulden, wie sie die Landesverfassungen einiger Bundesländer vorsehen, könnte zu negativen Folgen für die wirtschaftliche Entwicklung führen, wenn dann »wachstumsrelevante Ausgaben« (wie Investitionen oder Ausgaben für Forschung und Entwicklung gekürzt werden müssten). 

			Ob Deutschland mittelfristig zur verfassungsrechtlich vorgegebenen Schuldenbremse zurückkehren sollte oder eine Reform dieses Konzepts erforderlich ist, wird derzeit kontrovers diskutiert. Auch wenn das strikte Schuldenverbot für die Länder bzw. den Schuldengrenzwert für den Bund (0,35% des BIP) fallen sollte, bedarf es jedoch Regeln für eine mögliche Kreditaufnahme, wie auch immer diese dann ausgestaltet sein werden. Wenig überzeugend ist jedenfalls die Sichtweise, dass angesichts aktuell niedriger Zinsen eine Kreditaufnahme für den Staat quasi ein Gewinngeschäft sei, denn irgendwann werden die Zinssätze vermutlich wieder ansteigen (mit dem Effekt, dass zeitverzögert auch auf die Bestandsschulden höhere Zinsen zu zahlen sein werden). Auch die Vorstellung, dass sich der hohe Schuldenstand relativ zum BIP in Zukunft allein schon aufgrund wirtschaftlichen Wachstums automatisch zurückbilden werde, könnte trügen, denn dies gilt selbst bei einem ausgeglichenen Primärsaldo nur solange, wie der Zinssatz unterhalb der Wachstumsrate des (nominalen) Bruttoinlandsprodukts liegt. Bei rückläufigem Potenzialwachstum (siehe oben) und ansteigenden Zinsen kann sich die derzeit komfortable Situation auch schnell wieder umkehren. 

			Fazit: Wirtschaftliche Entwicklung auch längerfristig negativ beeinflusst

			Die Diskussion um die ökonomischen Folgen der Coronakrise konzentriert sich bislang vor allem auf die eher kurzfristigen konjunkturellen Effekte. Tatsächlich besteht das Risiko, dass die wirtschaftliche Entwicklung auch längerfristig negativ hierdurch beeinflusst wird. Auf der einen Seite ist ein schwächeres Wachstum des Produktionspotentials zu erwarten, insbesondere aufgrund der kriseninduzierten Investitionsschwäche in der Wirtschaft. Auf der anderen Seite dürften sich auch die Sektorstrukturen verändern: Während sich manche aktuell stark betroffene Branche (wie z.B. Tourismus oder Gastronomie) relativ schnell wieder erholen dürfte, sobald die nachfrageseitigen Restriktionen wegfallen, könnten in der Industrie Produktionskapazitäten auch dauerhaft wegfallen. Weite Teile des Verarbeitenden Gewerbes stehen ohnehin vor einem tiefgreifenden Strukturwandel, vor allem wegen der politisch gewollten Dekarbonisierung der Produktion, der jetzt durch die Coronakrise zusätzlich erschwert wird. Die Politik muss dafür Sorge tragen, dass diese Belastungen nicht zu Lasten des Wohlstandsniveaus in Deutschland gehen. 
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Endnoten


			
				
					1	Das im Juni 2020 beschlossene »Zukunftspaket« des Bundes sieht unter anderem vor, die steuerliche Innovationsförderung auszubauen und die Forschung in ausgewählten Zukunftstechnologien zu beschleunigen.

				

				
					2	Eine Ausnahme könnte der stationäre Einzelhandel sein, da hier aufgrund der angesprochenen Verhaltensänderungen (verstärkte Käufe im Online-Handel) möglicherweise eine längerfristig angelegte Schrumpfung eintreten könnte.

				

				
					3	Die meisten der im »Zukunftspaket« der Bundesregierung vorgesehenen transformativen Maßnahmen (wie z.B. die Unterstützung der Forschung an neuen Antriebstechniken oder der Bau von Quantencomputern) war ohnehin im Koalitionsvertrag von CDU/CSU und SPD vorgesehen. Die Finanzierung aus Corona-Mitteln unterläuft damit die dem Haushaltsgesetzgeber vorbehaltene Festlegung von Prioritäten des Staates, die bei einer Finanzierung aus dem regulären Haushalt hätte vorgenommen werden müssen. 
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			Die Beurteilung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung am aktuellen Rand ist von zentraler Bedeutung und Ausgangspunkt jeder Konjunkturprognose. Dabei müssen von jedem Prognostiker zunächst drei Fragen beantwortet werden: 1.) Wie können aus der Vielzahl von Konjunkturindikatoren, die potentiell für die BIP-Schätzung bzw. -Prognose zur Verfügung stehen, die geeignetsten ausgewählt werden? 2.) Wie können diese Konjunkturindikatoren, die in unterschiedlicher zeitlicher Frequenz (Monate oder Quartale) vorliegen und üblicherweise unterschiedliche Publikationszeitpunkte aufweisen, in geeignter Weise verdichtet und gleichzeitig für die BIP-Schätzung bzw. -Prognose berücksichtigt werden? 3.) Wie verändert sich die BIP-Schätzung bzw. -Prognose mit der Veröffentlichung neuer Indikatoren?

			Architektur des neuen Ansatzes

			Im Gegensatz zum ursprünglichen Prognoseansatz aus dem Jahr 2009 greift ifoCAST auf eine deutlich größere Grundgesamtheit an Konjunkturindikatoren zu (aktuell etwa 300 Variablen), um eine Vielzahl unterschiedlicher Konjunktursignale zu berücksichtigen. Im ersten Schritt werden aus dieser Grundgesamtheit mittels eines Machine-Learning-Selektionsmechanismus die geeignetsten Indikatoren ausgewählt. Im zweiten Schritt wird mit dieser Auswahl an Indikatoren ein dynamisches Faktormodell (DFM) zur Schätzung bzw. Prognose des BIP am aktuellen Rand spezifiziert. Dadurch unterscheidet sich ifoCAST vom bisherigen Ansatz, der auf einer Vielzahl von Einzelmodellen aufbaute. Zur Schätzung des dynamischen Faktormodells wird auf Bayesianische Methoden zurückgegriffen, die eine komplexere Modellstruktur im Vergleich zu Standardtechniken zulassen. So werden sowohl den individuellen Schwankungsmustern verschiedener Zeitreihen Rechnung getragen, als auch die Unterschiede in den Vor- bzw. Nachlaufeigenschaften der Indikatoren modelliert. Zudem kann die Bayesianische Schätzung dem Umstand der Modell- und Prognoseunsicherheit Rechnung tragen. Zuletzt unterscheiden sich die Ansätze hinsichtlich der Modellierung unterschiedlicher Frequenzen der Indikatoren. Der ursprüngliche Ansatz des ifo Instituts sah eine univariate Prognose der höherfrequenten Zeitreihen (monatlich) bis zum Ende des Prognosehorizonts und eine anschließende Aggregation auf die niedrigere Frequenz (Quartale) vor. Demgegenüber wird ifoCAST direkt auf der höchsten Indikatorfrequenz spezifiziert und »fehlende« Beobachtungen mittels eines Filterverfahrens (des sog. Kalman-Filters) geschätzt. Im dritten Schritt wird die Veränderung der Schätzung bzw. Prognose des BIP für ein bestimmtes Quartal über die Zeit hinweg analysiert. Dabei wird mit Hilfe einer sog. News-Zerlegung der Einfluss der Abweichung der tatsächlichen Veränderung der Konjunkturindikatoren von ihrer im Zuge der Modellschätzung prognostizierten Veränderung auf das BIP analysiert.

			
			Schätzung und Prognose am aktuellen Rand

			Die Prognosearchitektur von ifoCAST ist speziell auf die Schätzung und Prognose des deutschen BIP am aktuellen Rand ausgelegt. Hierzu muss zunächst definiert werden, was im neuen Ansatz unter »aktuellem Rand« verstanden wird. In Abbildung 1 ist die Schätzung und Prognose des deutschen BIPs mittels ifoCAST schematisch anhand zwei unterschiedlicher Prognosezeitpunkte T0 und T1 dargestellt. Bei den beiden Prognosezeitpunkten handelt es sich bspw. um die Veröffentlichung des ifo Geschäftsklimaindex für den März eines Jahres (T0) oder um die Außenhandelsstatistik des Statistischen Bundesamts für den Februar des gleichen Jahres (T1), sofern das BIP für das abgelaufene Quartal noch nicht durch das Statistische Bundesamt veröffentlicht wurde. Zwischen den beiden Prognosezeitpunkten gilt das 1. Quartal kalendarisch zum Zeitpunkt T als abgelaufen, während es aufgrund von Publikationsverzögerungen der amtlichen Statistik rechnerisch noch nicht vollständig erfasst ist.
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			Im Rahmen von ifoCAST ist der »Nowcast« als die Schätzung des deutschen BIP für das jeweils laufende Quartal definiert; in Abbildung 1 entspricht dies dem 1. Quartal zum Prognosezeitpunkt T0 und dem 2. Quartal zum Prognosezeitpunkt T1. Die Prognose des deutschen BIP mit einem Horizont von einem Quartal wird als »Forecast« bezeichnet, der im vorliegenden Beispiel entweder dem 2.Quartal (T0) oder dem 3. Quartal (T1) entspricht. Bis zur Schnellmeldung des Statistischen Bundesamt, die 30 Tage nach Ablauf eines Quartals veröffentlicht wird (T + 30), erstellt das ifo Institut weiterhin Schätzungen für das deutsche BIP im abgelaufenen Quartal. Diese werden als »Backcast« bezeichnet. Nach Veröffentlichung der detaillierten Ergebnisse der Inlandsproduktberechnung (T + 55) verschiebt sich der Prognosezyklus und damit die Definition für den »aktuellen Rand« zeitlich um ein Quartal nach vorn.

			Indikatorauswahl

			Die regelmäßige Konjunkturanalyse erfordert, Informationen aus einer möglichst großen Anzahl an Wirtschaftsbereichen und Indikatorkategorien zu berücksichtigen. Diese können dann mittels des DFM verdichtet werden. Die Grundlage bildet ein Datensatz, der derzeit in etwa 300 Variablen umfasst. Während es prinzipiell möglich ist, den gesamten Datensatz für die Modellschätzung zu verwenden, haben Studien gezeigt, dass die Prognosegüte von Faktormodellen durch die Selektion geeigneter Variablen gesteigert werden kann (vgl. bspw. Boivin und Ng 2006 oder Alvarez et al. 2016). Um die geeignetsten Indikatoren für die Prognose zu filtern, kommt daher im Vorfeld der Prognose das von Bai und Ng (2008) für die ökonomische Analyse erstmals eingesetzte Elastic-Net-Verfahren zum Einsatz, das zur Klasse der Machine-Learning-Algorithmen zählt (vgl. Box: Elastic-Net). Mit diesem Selektionsmechanismus werden derzeit 21Konjunkturindikatoren für die Prognose mit ifoCAST ausgewählt, die zur vereinfachten Darstellung sieben Gruppen zugeordnet werden: Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen (VGR), Produktion, Umsätze, Aufträge, Umfragen, Arbeitsmarkt und International (vgl. Tab. 1).


Tab. 1


				
					
					
					
				
				
					
							

							Verwendete Indikatoren für die Schätzung und Prognose des BIP mit ifoCAST

						
					

					
							
							Indikator

						
							
							Gruppe

						
							
							Publikationsverzögerung

						
					

					
							
							Preisbereinigtes Bruttoinlandsprodukt

						
							
							VGR

						
							
							1

						
					

					
							
							Produktion im Produzierenden Gewerbe

						
							
							Produktion

						
							
							1

						
					

					
							
							Umsatz im Verarbeitenden Gewerbe

						
							
							Umsätze

						
							
							1

						
					

					
							
							Umsatz im Produzierenden Gewerbe (ohne Baugewerbe)

						
							
							Umsätze

						
							
							1

						
					

					
							
							Umsatz im Bereich Energie

						
							
							Umsätze

						
							
							1

						
					

					
							
							Umsatz im Einzelhandel (ohne Kfz-Handel)

						
							
							Umsätze

						
							
							1

						
					

					
							
							Umsatz im Gastgewerbe

						
							
							Umsätze

						
							
							1,5

						
					

					
							
							Umsatz im Großhandel

						
							
							Umsätze

						
							
							2

						
					

					
							
							Auftragseingang im Verarbeitenden Gewerbe, insgesamt

						
							
							Aufträge

						
							
							1

						
					

					
							
							Auftragseingang im Verarbeitenden Gewerbe, inländisch

						
							
							Aufträge

						
							
							1

						
					

					
							
							ifo Geschäftserwartungen, Gewerbliche Wirtschafta

						
							
							Umfragen

						
							
							0

						
					

					
							
							ifo Geschäftserwartungen, Verarbeitendes Gewerbe

						
							
							Umfragen

						
							
							0

						
					

					
							
							ifo Exporterwartungen

						
							
							Umfragen

						
							
							0

						
					

					
							
							ifo Auftragsveränderung ggü. Vormonat, Verarbeitendes Gewebe

						
							
							Umfragen

						
							
							0

						
					

					
							
							ifo Geschäftserwartungen, Großhandel

						
							
							Umfragen

						
							
							0

						
					

					
							
							ZEW-Finanzmarktindikator

						
							
							Umfragen

						
							
							0

						
					

					
							
							Gemeldete offene Stellen

						
							
							Arbeitsmarkt

						
							
							0

						
					

					
							
							Importe (Spezialhandel)

						
							
							International

						
							
							1

						
					

					
							
							Exporte (Spezialhandel)

						
							
							International

						
							
							1

						
					

					
							
							Globale Industrieproduktion

						
							
							International

						
							
							1

						
					

					
							
							Globales Handelsvolumen

						
							
							International

						
							
							1

						
					

					
							
							a Verarbeitendes Gewerbe, Bauhauptgewerbe, Groß- und Einzelhandel. Anmerkung: Publikationsverzögerung angegeben in Monaten.

						
					

					
							
							Quelle: Bundesagentur für Arbeit; CPB Netherlands Bureau for Economic Policy Analysis; ifo Konjunkturumfrage; Statistisches Bundesamt; ZEW-Finanzmarktreport.

						
					

				
			

			Die Auswahl deckt einen großen Teil der wirtschaftlichen Aktivität in Deutschland ab. Dabei werden neben Variablen aus dem Verarbeitenden Gewerbe auch Indikatoren berücksichtigt, die den Binnen- und den Außenhandel und damit die Verflechtung der deutschen Wirtschaft mit der Weltwirtschaft widerspiegeln. Des Weiteren beinhaltet der Datensatz Indikatoren, die sowohl einen hohen Gleichlauf mit dem BIP (z.B. Produktion und Umsätze) als auch einen gewissen Vorlauf (z.B. ifo Geschäftserwartungen, Auftragseingänge) aufweisen.
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			Die berücksichtigten Indikatoren unterliegen unterschiedlichen Publikationsverzögerungen (in Monaten). Während Befragungsdaten bereits am jeweiligen Monatsende vorliegen, stehen die Daten der amtlichen Statistik erst mit ein bis zwei Monaten Verzögerung zur Verfügung. Dieser Umstand wird sowohl bei der Definition der Schätzung und Prognose am aktuellen Rand als auch im dynamischen Faktormodell explizit berücksichtigt.

			Dynamisches Faktormodell und News-Zerlegung

			Das dynamische Faktormodell gehört zu der Modellklasse, die über die Identifikation der gemeinsamen Variation mehrerer Variablen versuchen, die Dimension großer Datenmengen zu reduzieren (vgl. Box: Dynamisches Faktormodell). In der ökonomischen Zeitreihenanalyse kommen diese Modelle bereits seit Längerem zum Einsatz. So zeigen bereits Geweke (1977) sowie Sargent und Sims (1977) (für die USA), dass sich ein Großteil der Variation makroökonomischer Größen mit einer geringen Zahl von nicht beobachtbaren Faktoren erklären lässt. Damit stehen Faktormodelle in direktem Bezug zur Definition des Konjunkturzyklus nach Burns und Mitchell (1946).1 Giannone et al. (2008) zeigen, dass sich ein (dynamisches) Faktormodell dabei nicht nur für die Beschreibung des Konjunktur­zyklus, sondern auch für dessen Prognose eignet. 
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			Die Fähigkeit, große und unregelmäßige Datensätze zusammenzufassen und daraus eine akkurate BIP-Prognose abzuleiten, wurde bereits für zahlreiche Länder nachgewiesen, weshalb Faktormodelle zurzeit als Goldstandard in der akademischen Now­casting-Literatur gelten (vgl. Giannone et al. 2008 für die USA, Schumacher und Breitung 2008 für Deutschland, Camacho und Péréz-Quirós 2010 für den Euroraum, Bragoli 2017 für Japan, Bragoli und Modugno 2017 für Kanada sowie Dahlhaus et al. 2017 für die BRIC-Länder). ifoCAST erweitert dabei das klassische dynamische Faktormodell um zwei Komponenten. Erstens wird dem trendmäßigen Rückgang der kurzfristigen Schwankungen, der für die meisten makroökonomischen Größen beobachtbar ist, Rechnung getragen. Viele Studien zeigen, dass das Modellieren dieser sog. stochastischen Volatilität zu signifikant präziseren Punkt- und Dichteprognosen führt (vgl. Clark 2011; D’Agostino et al. 2013; Marcellino et al. 2016; Heinrich und Reif 2020). Zweitens modelliert ifoCAST variablenspezifische Vor-, Nach- und Gleichlaufeigenschaften der Indikatoren. Damit wird verhindert, dass die Variablen nur kontemporär auf den identifizierten Faktor wirken können und die dynamische Anpassung an einen Konjunkturschock (d.h. ein Schock, der den gemeinsamen Faktor trifft) für alle Variablen identisch ist. 

			Darüber hinaus ermöglicht die dynamische, mulitvariate Struktur des Faktormodells, den Einfluss neuer Informationen auf alle im Modell enthalten Variablen zu ermitteln und somit in Echtzeit Prognoseanpassungen nachzuverfolgen (vgl. Box: News-Zerlegung). Das Modell wird mittels Bayesianischer Methoden geschätzt. Im Gegensatz zur frequentistischen Schätzung zielt die Bayesianische Schätzung nicht darauf ab, Punktschätzer, sondern die Verteilung des Punktschätzers auf Basis der beobachteten Daten (A-posterior-Verteilung) zu bestimmen. Verglichen mit der frequentistischen Schätzung bietet die Bayesiansiche Schätzung zwei Vorteile: Zum einen können der Schätzung zusätzliche Informationen, die nicht direkt auf den Daten beruhen, zugeführt werden (A-priori-Verteilung). Durch diese zusätzlichen Informationen können komplexere Modelle geschätzt werden, als es frequentistische Methoden erlauben. Zum anderen kann aus der A-posterior-Verteilung der Koeffizienten die Verteilung der Modellprognosen abgeleitet werden. Aus dieser kann dann sowohl eine Punktprognose (in der Regel der Mittelwert oder Median der Verteilung) als auch die Unsicherheit um die Punktprognose (bspw. durch ein 90%-Prognoseintervall) ermittelt werden.
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			Wann werden neue Prognosen mit ifoCAST erstellt und veröffentlicht?

			Zukünftig wird das ifo Institut die Schätzungen und Prognosen für das deutsche BIP, die sich aus ifoCAST ergeben, regelmäßig erstellen und im Rahmen seiner Konjunkturprognosen veröffentlichen.2 Die Zeitpunkte für die Erstellung sind wie folgt festgelegt:

			
					monatliche Veröffentlichung der amtlichen Außenhandelsstatistik,

					monatliche Veröffentlichung des ifo Geschäftsklimaindex,

					vierteljährliche Veröffentlichung der detaillierten Ergebnisse der Inlandsproduktberechnung (BIP-Detailmeldung).

			

			Zur Veröffentlichung der amtlichen Außenhandelsstatistik, die üblicherweise zwischen dem 7. und dem 9. eines Monats erfolgt, sind die in das Modell eingehenden Konjunkturindikatoren des Statistischen Bundesamtes und anderer Quellen mit einer Publikationsverzögerung von einem Monat verfügbar (Produktion, Umsätze, Aufträge, Arbeitsmarkt, International; vgl. Tab. 1); die Ausnahmen bilden nur die Umsätze im Gastgewerbe und im Großhandel. Demzufolge dient dieser Termin dazu, die Prognoseanpassung im Lichte neuer (amtlicher) Daten darzustellen. Der Einfluss neuer Befragungsdaten wird am Veröffentlichungstag des ifo Geschäftsklimaindex, der mit Ausnahme des Dezembers üblicherweise zwischen dem 24. und dem 26. eines Monats liegt, berücksichtigt. Die Befragungen spiegeln die aktuellen Einschätzungen von Unternehmen und Finanzmarktteilnehmern, die im laufenden Monat erhoben werden, wider. Mit der Veröffentlichung der detaillierten Ergebnisse der Inlandsproduktberechnung, die 55Tage nach Ende des Quartals erfolgt (T + 55), wird eine weitere Prognoseanpassung vorgenommen und der Prognosezyklus um ein Quartal verschoben.3 Jeder Prognosefehler hinsichtlich des vorangegangenen Quartals bedeutet einen Informationsgewinn für das Modell, der die aktuelle Prognose verändern kann. 

			Jüngste Prognosehistorie

			Am ifo Institut wird ifoCAST bereits seit Anfang Februar 2020 zur regelmäßigen Analyse der deutschen Konjunktur eingesetzt. Die Abbildungen 2 bis 4 zeigen die Ergebnisse der Modellschätzung für die ersten dreiQuartale 2020; für das vierte Quartal 2020 liegen zur Fertigstellung dieses Artikels (Stand: 30. Oktober 2020) sechs Prognosen vor, auf die im Folgenden nicht weiter eingegangen wird. Die schwarze Linie stellt dabei die Punktprognose des Modells dar, d.h. den Mittelwert der A-Posterior-Verteilung der Modellprognosen; die graue Fläche gibt die Unsicherheit um die Punktprognose in Form eines 90%-Prognoseintervalls an. Die Balken zu jedem Zeitpunkt der Modellschätzung stellen die entsprechenden Anteile der Indikatorgruppen an der Prognoserevision dar (d.h. [image: ], vgl. Box: News-Zerlegung); somit entspricht die Differenz der Prognosen von einem Zeitpunkt zum nächsten genau der Höhe der Balken. Neben den sieben in Tabelle1 dargestellten Indikatorgruppen beinhalten die Abbildungen auch eine Gruppe »Revisionen«. Diese zeigt den Einfluss von Datenrevisionen sowie Veränderungen der geschätzten Koeffizienten auf die Modellprognose. Das Modell wird dabei monatlich am Veröffentlichungstag des ifo Geschäftsklimaindex neu geschätzt.4

			Es ist deutlich zu erkennen, dass das Modell noch bis Anfang März positive Raten für die beiden ersten Quartale 2020 prognostizierte. Erst als am 25. März mit der ifo Konjunkturumfrage Indikatoren zur Verfügung standen, die erste Informationen über die Auswirkungen des Corona-Shutdown enthielten, begannen die Prognosen deutlich pessimistischer zu werden; die neuen Befragungsdaten des ifo Instituts sorgten für eine Abwärtsrevision der Prognose um fast 1 Prozentpunkt für beide Quartale. In beiden Fällen stellt die März-Veröffentlichung der ifo Konjunkturumfrage die größte, unerwartete Information im betrachteten Zeitraum dar. Neben der deutlichen Abwärtsrevision der Prognose ist ebenfalls zu erkennen, dass das Prognose­intervall breiter geworden ist, d.h., dass die Prognoseunsicherheit seit Ende März – trotz der zusätzlichen Informationen – zugenommen hat. Anfang Mai 2020, mit der Veröffentlichung der ersten harten Konjunkturindikatoren, die vom Corona-Shutdown beeinflusst waren, zeigte ifoCAST eine erhebliche Abwärtsrevision der Prognose für das erste und zweite Quartal 2020 an. Die Revision betrug 1,8Prozentpunkte für das erste Vierteljahr und 3,3Prozentpunkte für das zweite Quartal. Maßgeblich hierfür waren die Datenveröffentlichungen aus den Kategorien »International«, »Umsätze« und »Aufträge«. Die Industrieproduktion entwickelte sich hingegen stärker als vom Modell prognostiziert. Dementsprechend wurde der starke Produktionseinbruch im März 2020 vom Modell größtenteils nicht als »News« interpretiert, sondern als erwartete Information und führte nur zu einer moderaten Abwärtsrevision der Prognose. Die letzte Prognose für das erste Quartal 2020 (8. Mai 2020) lag bei –2,0% und das Prognoseintervall rangierte von –2,2% bis –1,7%. Somit schloss das Prognoseintervall von ifoCAST den amtlichen Wert der Erstveröffentlichung von –2,2% ein und lieferte ein recht treffsicheres Ergebnis in dieser schwierigen Prognosezeit.
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			Mit Veröffentlichung der harten Konjunkturindikatoren für April 2020 (9. Juni) reagierte ifoCAST mit einer Abwärtsrevision der Prognose für das zweite Quartal 2020 von 4,7 Prozentpunkten (vgl. Abb. 3). Im Anschluss daran kam es zu drei Aufwärtsrevisionen der Prognose, da sich mit dem Ende des Shutdown die einschlägigen Konjunkturindikatoren stärker erholten, als vom Modell erwartet. Die letzte Prognose für das zweite Quartal 2020 vom 27. Juli betrug –5,0%, bei einem Prognoseintervall von –6,8% bis –2,5%. Der erste amtlich veröffentliche Wert des BIP für das zweite Quartal (BIP-Schnellmeldung vom 30. Juli 2020) und die BIP-Detailmeldung (25. August 2020) lagen mit –10,1% und –9,7% jedoch deutlich unter dem Modellergebnis. Ein Grund für diesen außergewöhnlich großen Prognosefehler könnten die dem Lockdown geschuldeten starken Einbußen im Dienstleistungsbereich sein, die im aktuellen Indikatorensatz nicht vollständig abgebildet sind. Leider liegen aus der amtlichen Statistik derzeit noch keine monatlichen Konjunkturindikatoren für den Dienstleistungsbereich vor (z.B. Umsätze), so dass deren wirtschaftliche Aktivität nur unzureichend abgebildet werden kann. Da der Dienstleistungsbereich im Vergleich zum Verarbeitenden Gewerbe in normalen Zeiten weniger schwankungsanfällig und somit meist wenig informativ für die Prognose der gesamtwirtschaftlichen Aktivität ist, dürfte das Fehlen dieser Information in konjunkturellen Normalzeiten unproblematisch sein.
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			Für das dritte Quartal 2020 liegt mit Fertigstellung des vorliegenden Artikels ebenfalls die gesamte Prognosehistorie sowie die BIP-Schnellmeldung (T+30) vor (vgl. Abb. 4). Mit stetiger Verbesserung der diversen Konjunkturindikatoren – insbesondere der Umsätze, der Aufträge und der Befragungsindikatoren – kam es ebenfalls zu einer anhaltenden Aufwärtsrevision der Prognose für das dritte Quartal 2020 bis Anfang September; im Anschluss daran erweist sich die Modellprognose als recht stabil. Dies impliziert, dass die Datenveröffentlichungen vom Modell zu großen Teilen bereits antizipiert wurden. Mit Stand 26. Oktober 2020 prognostiziert ifoCAST eine Verlaufsrate des BIP in Höhe von 5,8% und damit eine recht kräftige Erholung nach dem Corona-bedingten Wirtschaftseinbruch des zweiten Vierteljahres. Die BIP-Schnellmeldung des Statistischen Bundesamtes vom 30. Oktober 2020 betrug 8,2% und lag damit am oberen Rand des Prognoseintervalls. Das Modellieren zeitvariabler Volatilitäten sorgt dafür, dass die Prognoseunsicherheit infolge der außergewöhnlichen Corona-Schocks deutlich zugenommen hat. Aktuell beträgt diese mehr als 4Prozentpunkte. Vor dem Hintergrund der zuletzt beobachteten Volatilität der berücksichtigten Indikatoren erscheint diese Prognoseunsicherheit allerdings nicht als unverhältnismäßig hoch.
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			Historische Prognosegüte des neuen Ansatzes

			Um valide Aussagen über die Güte eines Prognoseansatzes zu treffen, müssen die Prognosefehler über einen längeren Zeitraum evaluiert werden. Zu diesem Zweck wurde ein Prognoseexperiment für die Jahre 2011 bis 2018 durchgeführt. Für jedes Quartal wurde eine Prognosesituation unterstellt, wie sie ein Prognostiker zum jeweils vergangenen Zeitpunkt vorgefunden hatte. Somit nutzen wir die ausschließlich zu jedem Zeitpunkt verfügbaren Daten, schätzen das Modell damit, erstellen einen Nowcast für das jeweilige Quartal und bewegen uns anschließend sukzessive in der Zeit nach vorn.5 In jedem Schritt wird das Modell neu geschätzt und damit eine neue Prognose erstellt. Wir konzentrieren uns im Folgenden auf den Nowcast, also die Prognose des jeweils laufenden Quartals, da dieser einen zentralen Baustein einer jeden Konjunkturprognose darstellt. Als Prognosezeitpunkt wurde die zweite Hälfte des letzten Monats des jeweiligen Quartals gewählt.

			Abbildung 5 präsentiert den Nowcast unseres neuen Prognoseansatzes zusammen mit der Realisation der Verlaufsrate des preis-, saison- und kalenderbereinigten BIP für Deutschland. Mit sehr wenigen Ausnahmen liegt der Nowcast des neuen Prognoseansatzes sehr nah an der Realisation des BIP, wie sie vom Statistischen Bundesamt veröffentlicht wurde. Im Zeitraum 2011 bis 2018 beträgt der mittlere Prognosefehler von ifoCAST 0,03 Prozentpunkte, so dass sich hieraus keine systematischen Verzerrungen ablesen lassen. Die Prognosegüte, die üblicherweise mit der Wurzel des mittleren quadratischen Prognosefehlers gemessen wird, liegt im selben Zeitraum bei 0,32Prozentpunkten.



   			 Abb. 5

		[image: 2020-sd-11-lehmann-5.png]

		

	
			Im Verglich zu einfachen alternativen Prognoseansätzen kann sich die Prognosegüte von ifoCAST durchaus sehen lassen. Als Vergleichsmaßstäbe wählen wir die sogenannte »same-change-Prognose« und den »in-sample-mean«. Bei Ersterem entspricht die Prognose des laufenden Quartals der vom Statistischen Bundesamt veröffentlichten Zuwachsrate aus dem Vorquartal; damit ergibt sich heute die gleiche Zuwachsrate wie ein Quartal zuvor (»same-change«). Beim »in-sample-mean« entspricht die Prognose des laufenden Quartals der durchschnittlichen Zuwachsrate des BIP eines vergangenen Zeitintervalls; wir wählen im Folgenden den Zeitraum ab 1991-Q2. Demzufolge würde bspw. die Prognose für 2018-Q3 der mittleren Verlaufsrate des Zeitraums 1991-Q2 bis 2018-Q2 entsprechen.

			Die Wurzel des mittleren quadratischen Prognosefehlers der »same-change-Prognose« liegt in unserem Evaluationszeitraum bei 0,53 Prozentpunkten und jene des »in-sample-mean« bei 0,38 Prozentpunkten. Demzufolge schneidet ifoCAST mit 0,32 Prozentpunkten deutlich besser ab als die beiden Vergleichsmaßstäbe. Die Relation zwischen dem durchschnittlichen Prognosefehler des Nowcasts resultierend aus ifoCAST und den beiden Vergleichsprognosen liegt bei 0,61 bzw. 0,85. Anders ausgedrückt bedeutet es, dass ifoCAST einen durchschnittlichen Prognosefehler liefert, der um 40% bzw. 15% geringer ausfällt als jener der beiden Vergleichsprognosen.

			Zuletzt prüfen wir, ob die Nowcasts aus ifoCAST einen praktischen Nutzen aufweisen. Hierfür verwenden wir das sogenannte »Noise-to-Signal-Ratio« (NTS), das die Wurzel des mittleren Prognosefehlers in Relation zu Standardabweichung der Verlaufsraten des BIP setzt. Jene Prognose, die einen durchschnittlichen Fehler liefert, der kleiner als die Schwankung der zu prognostizierenden Reihe ist, kann als relevant für die Praxis bezeichnet werden. Im vorliegenden Evaluationszeitraum beträgt die Standardabweichung der Verlaufsraten des deutschen BIP 0,38 Prozentpunkte und damit mehr als der durchschnittliche Prognosefehler von ifoCAST; das NTS beläuft sich somit auf 0,85. Insgesamt liefert ifoCAST daher recht treffsichere Nowcasts, was den neuen Ansatz als sehr vielversprechend für die Zukunft erscheinen lässt.

			Fazit: ifoCAST – treffsicherer Ansatz mit hoher praktischer Relevanz

			Nach mehr als zehn Jahren im Einsatz hat das ifo Institut sein etabliertes Prognosetool grundlegend überarbeitet und durch ifoCAST ersetzt. Der vorliegende Artikel beschreibt die methodischen Grundlagen des neuen Prognoseansatzes, präsentiert die Ergebnisse für die ersten drei Quartale des Jahres 2020 und evaluiert die Prognosehistorie der Jahre 2011 bis 2018. Insgesamt erweist sich der Ansatz als sehr treffsicher, einhergehend mit einer hohen praktischen Relevanz. In der Zukunft wird das ifo Institut die Prognosen von ifoCAST in regelmäßigen Abständen aktualisieren – zweimal im Monat – und der Öffentlichkeit regelmäßig im Rahmen seiner Konjunkturprognosen zur Verfügung stellen.

			ifoCAST bietet des Weiteren die Möglichkeit, auf neue Entwicklungen der akademischen Literatur oder bei der zeitlichen Verfügbarkeit von Daten zu reagieren. Es ist bspw. denkbar, die Prognosefrequenz von ifoCAST zu erhöhen, insofern höherfrequente Daten (z.B. wöchentlich) zur Verfügung stehen. Darüber hin­aus könnte geprüft werden, inwiefern der methodische Ansatz von ifoCAST auch für andere Prognosegrößen neben dem BIP (z.B. die Bruttowertschöpfung in einzelnen Wirtschaftsbereichen) von Nutzen ist, um so gegebenenfalls ein disaggregierteres Prognosebild abzuliefern.

			Literatur

			Alvarez, R., M. Camacho und G. Péréz-Quirós (2016), »Aggregate versus disaggregate information in dynamic factor models«, International Journal of Forecasting 32(3), 680–694.

			Bańbura, M., D. Giannone und L. Reichlin (2010), »Nowcasting«, in: M. P. Clements und D. F. Hendry (Hrsg.), The Oxford Handbook of Economic Forecasting, Oxford University Press, Oxford.

			Bańbura, M. und M. Modugno (2014), »Maximum likelihood estimation of factor models on data sets with arbitrary pattern of missing data«, Journal of Applied Econometrics 29(1), 133–160.

			Boivin, J. und S. Ng (2006), »Are more data always better for factor analysis?«, Journal of Econometrics 132(1), 169–194.

			Bragoli, D. (2017), »Now-casting the Japanese economy«, International Journal of Forecasting 33(2), 390–402.

			Bragoli, D. und M. Modugno (2017), »A now-casting model for Canada: Do U.S. variables matter?«, International Journal of Forecasting 33(4), 786–800.

			Burns, A. F. und W. C. Mitchell (1946), Measuring Business Cycles, National Bureau of Economic Research, Cambridge, MA.

			Camacho, M. und G. Péréz-Quirós (2010), »Introducing the EURO-STING: Short Term Indicator of Euro Area Growth«, Journal of Applied Econometrics 25(4), 663–694.

			Carstensen, K., S. Henzel, J. Mayr und K. Wohlrabe (2009), »IFOCAST: Methoden der ifo Kurzfristprognose«, ifo Schnelldienst 62(23), 15–28.

			Clark, T. E. (2011), »Real-Time Density Forecasts from Bayesian Vector Autoregressions with Stochastic Volatility«, Journal of Business & Economics Statistics 29(3), 327–341.

			D’Agostino, A., L. Gambetti und D. Giannone (2013), »Macroeconomic Forecasting and Structural Change«, Journal of Applied Econometrics 28(1), 551–557.

			D’Agostino, A., D. Giannone, M. Lenza und M. Modugno (2016), »Nowcasting Business Cycles: A Bayesian Approach to Dynamic Heterogenous Factor Models«, in: S. J. Koopman und E.Hillebrand (Hrsg.), Dynamic Factor Models, Kapitel 35, Emerald Group Publishing Limited, 569–594.

			Dahlhaus, T., J. D. Guénette und G. Vasishtha (2017), »Nowcasting BRIC+M in real time«, International Journal of Forecasting 33(4), 915–935.

			Efron, B., T. Hastie, I. Johnstone und R. Tibshirani (2004), »Least angle regression«, The Annals of Statistics 32(2), 407–499.

			Geweke, J. (1977), »The dynamic factor analysis of economic time series«, SSRI Workshop Series, North Holland Publishing Company, Amsterdam, 365–386.

			Giannone, D., L. Reichlin und D. Small (2008), »Nowcasting: the real-time informational content of macroeconomic data«, Journal of Monetary Economics 55(4), 665–676.

			Heinrich, M. und M. Reif (2020), »Real-Time Forecasting Using Mixed-Frequency VARs with Time-Varying Parameters«, CESifo Working Paper No.8054.

			Hoerl, A. E. und R. W. Kennard (1970), »Ridge Regression: Biased Estimation for Nonorthogonal Problems«, Technometrics 12(1), 55–67.

			Marcellino, M., M. Porqueddu und F. Venditti (2016), »Short-Term GDP Forecasting with a Mixed-Frequency Dynamic Factor Model with Stochas­tic Volatility«, Journal of Business & Economics Statistics 34(1), 118–127.

			Mariano, R. S. und Y. Murasawa (2003), »A New Coincident Index of Business Cycles Based on Monthly and Quarterly Series«, Journal of Applied Econometrics 18(4), 427–443.

			Sargent, T. J. und C. A. Sims (1977), »Business cycle modeling without pretending to have too much a priori economic theory«, New Methods in Business Cycle Research 1, 145–168.

			Schumacher, C. und J. Breitung (2008), »Real-time forecasting of German GDP based on a large factor model with monthly and quarterly data«, International Journal of Forecasting 24(3), 386–398.

			Tibshirani, R. (1996), »Regression shrinkage and selection via the lasso«, Journal of the Royal Statistical Society: Series B 58(1), 267–288.

			Zadrozny, P. A. (1988), »Gaussian-likelihood of continuous-time ARMAX models when data are stocks and flows at different frequencies«, Econometric Theory 4(1), 108–124.

			Zou, H. und T. Hastie (2005), »Regularization and variable selection via the elastic net«, Journal of the Royal Statistical Society: Series B 67(2), 301–320.


Endnoten


			
				
					1	Burns und Mitchell (1946) definieren einen Konjunkturzyklus als die wiederkehrende (jedoch nicht regelmäßige) Schwankung, die gleichzeitig in einer Vielzahl von Variablen festzustellen ist.

				

				
					2	Die Schätzungen und Prognosen aus ifoCAST müssen nicht zwangsläufig mit den abgestimmten Werten aus den ifo Konjunkturprognosen übereinstimmen, dienen jedoch als deren zentraler Input.

				

				
					3	Zum Zeitpunkt T + 55 wird demnach die Schätzung des zurückliegenden Quartals (»Backcast«) abgeschlossen und erstmals eine Prognose für das nächste Quartal (»Forecast«) vorgenommen (inkl. der Aktualisierung des »Nowcast« für das laufende Quartal). 

				

				
					4	In Anbetracht der extremen Schwankungen der Daten in Folge der Corona-Pandemie sehen wir zurzeit davon ab, die Koeffizienten des Modells zu aktualisieren.

				

				
					5	Dies beinhaltet überdies die Verwendung von sog. Echtzeitdaten, die wir aus den Echtzeitdatenbanken der Deutschen Bundesbank sowie der Europäischen Zentralbank beziehen. Wir danken des Weiteren der Deutschen Bundesbank für die Bereitstellung zusätzlicher Echtzeitdaten zum deutschen Außenhandel.

				

			

		





		
			Klaus Gründler, Armin Hackenberger, Lukas Kähn, Remo Nitschke, Niklas Potrafke und Joachim Ragnitz*

			Rekordverschuldung nach Corona – wie steht es um die Belastung der Länderhaushalte?



			
                [image: ]
			




	
		

		
			Neben dem Bund, der im Jahr 2020 mit 217,8 Mrd. Euro bereits neue Schulden in Rekordhöhe aufgenommen hat, zwang die Corona-Pandemie auch die deutschen Bundesländer zu fiskalpolitischen Reaktionen in historischem Ausmaß. 

			Welche Herausforderungen kommen auf die Länderhaushalte zu?

			Durch die Einschränkungen der Pandemie sanken die Steuereinnahmen bezogen auf die Ländergesamtheit im Vergleich zum Vorjahreswert um etwa 8,6%, die Ausgaben waren dagegen um 17,5% höher als im Vorjahr. Allein bis Ende Juni rechnet das Bundesfinanzministerium mit einem Einnahmendefizit von über 23,6Mrd. Euro für die Ländergesamtheit (Bundesfinanzministerium 2020b). Fehlende Steuereinnahmen, Bereitstellung von Hilfskrediten, aber auch hinzukommende Ausgaben im Sozial- und Gesundheitssektor führten in den Haushalten der Bundesländer zu einem enormen Ungleichgewicht, das in den meisten Fällen nur durch Neuverschuldung ausgeglichen werden konnte (Beznoska 2020). Wir beschreiben, inwieweit die Länder mit Neuverschuldung und Kreditermächtigungen auf die Coronakrise reagiert haben. Ausgewertet haben wir Gesetzestexte der einzelnen Bundesländer. 

			Die Bundesländer gewährten bisher in Summe über 105 Mrd. Euro an neuen Krediten, die je nach Bedürfnis, also nicht zwingend in vollem Umfang, in Anspruch genommen werden können (vgl. Abb. 1). Die Kreditermächtigungen machen in fast allen Bundesländern einen Großteil der bereitgestellten Hilfen aus, dagegen stammt zumeist nur ein geringer Betrag aus Rücklagen oder der Aussetzung der Nettokredittilgung. Die Ausnahme bildet hier das Land Thüringen, wo erst der Ende August vorgelegte Entwurf für einen ersten Nachtragshaushalt die Aufnahme von Krediten vorsieht. Dieser Entwurf ist zum Veröffentlichungszeitpunkt noch nicht endgültig vom Parlament beschlossen worden und wird deswegen nicht weiter berücksichtigt. Letzteres gilt auch für den Entwurf zum vierten Nachtragshaushalt in Schleswig-Holstein und den Entwurf für den zweiten Nachtragshaushalt in Mecklenburg-Vorpommern. Die Höhe der Kreditermächtigungen variiert teils deutlich zwischen den Bundesländern. Nordrhein-Westfalen und Bayern beschlossen mit 25 Mrd. und 20 Mrd. Euro einen Umfang an Kreditmitteln, der mehr als 40% des Gesamtumfangs ausmacht.  Die neuen Bundesländer haben dagegen zusammen nicht einmal ein Fünftel des Gesamtumfangs beschlossen.
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			Die Kreditermächtigungen der Länder im Fokus

			Damit die Länder Kredite in diesem Umfang aufnehmen konnten, mussten die Landesparlamente zunächst mit Hilfe einer Ausnahmeregelung in der Landesverfassung die Corona-Pandemie als außergewöhnliche Notsituation klassifizieren. Bei einer Kreditermächtigung gestattet die Politik der Verwaltung, Einnahmen durch Kredite bis zu einer bestimmten Höhe einzustellen, um notwendige Ausgaben decken zu können (BHO 2020).

			Nicht nur die Höhe der Kreditermächtigungen, sondern auch die Vorgehensweise, mit der die einzelnen Bundesländer auf die Corona-Pandemie reagierten und Kreditermächtigungen bereitstellten, unterscheidet sich zwischen den Bundesländern. So antwortete man in Bremen bedingt durch eine verspätete Koalitionsbildung und Haushaltsplanung zunächst durch Adjustierungen im Kernhaushalt für 2020. Alle anderen Bundesländer hatten ihre Haushaltsplanungen für 2020 bereits abgeschlossen und reagierten deswegen mit (zumeist mehreren) Nachtragshaushalten. Einige Bundesländer richteten außerdem Sondervermögen ein (vgl. Tab. 1). Der Aufbau von Schulden neben dem Kernhaushalt kann zu Intransparenz führen, indem die Auslagerung beispielsweise über den Gesamtschuldenstand hinwegtäuscht (Reischmann2014).


Tab. 1


				
					
					
					
					
				
				
					
							
							Reaktion der einzelnen Bundesländer auf die Coronakrise

						
					

					
							
							Bundesland

						
							
							Reaktion

						
					

					
							
							
							im regulären Haushalt

						
							
							durch mindestens einen Nachtragshaushalt

						
							
							durch Schaffung eines Sondervermögens

						
					

					
							
							Baden-Württemberg

						
							
							–

						
							
							Ja

						
							
							–

						
					

					
							
							Bayern

						
							
							–

						
							
							Ja

						
							
							Ja

						
					

					
							
							Berlin

						
							
							–

						
							
							Ja

						
							
							–

						
					

					
							
							Brandenburg

						
							
							–

						
							
							Ja

						
							
							–

						
					

					
							
							Bremen

						
							
							Ja

						
							
							–

						
							
							–

						
					

					
							
							Hamburg

						
							
							–

						
							
							Ja

						
							
							–

						
					

					
							
							Hessen

						
							
							–

						
							
							Ja

						
							
							Ja

						
					

					
							
							Mecklenburg-Vorpommern

						
							
							–

						
							
							Ja

						
							
							Ja

						
					

					
							
							Niedersachsen

						
							
							–

						
							
							Ja

						
							
							Ja

						
					

					
							
							Nordrhein-Westfalen

						
							
							–

						
							
							Ja

						
							
							Ja

						
					

					
							
							Rheinland-Pfalz

						
							
							–

						
							
							Ja

						
							
							Ja

						
					

					
							
							Saarland

						
							
							–

						
							
							Ja

						
							
							Ja

						
					

					
							
							Sachsen

						
							
							–

						
							
							Ja

						
							
							Ja

						
					

					
							
							Sachsen-Anhalt

						
							
							–

						
							
							Ja

						
							
							–

						
					

					
							
							Schleswig-Holstein

						
							
							–

						
							
							Ja

						
							
							–

						
					

					
							
							Thüringen

						
							
							–

						
							
							–

						
							
							Ja

						
					

					
							
							Quelle: Auswertungen der Autoren, basierend auf Gesetzestexten der Bundesländer, Stand: 19. Oktober 2020.

						
					

				
			

			Warum sich die Reaktionen der Länder nur schwer vergleichen lassen

			Ein Blick auf die unterschiedlichen fiskalpolitischen Reaktionen der einzelnen Bundesländer auf die Corona-Pandemie lohnt, um einen ersten Eindruck der Finanzlage auf Länderebene zu erhalten sowie mögliche finanzielle Belastungen und Herausforderungen der kommenden Jahre besser einschätzen zu können. 

			Ein direkter nominaler Vergleich der Höhe der Kreditermächtigungen, um damit Unterschiede der Länder aufzudecken, bietet sich jedoch nicht an, weil sich die beschlossenen Kreditermächtigungen der Bundesländer in mehreren Belangen unterscheiden. Zum einen variieren die Laufzeiten der beschlossenen Hilfen teils um mehrere Jahre (vgl. Tab. 2). Dabei gelten die Berechtigungen zur Kreditaufnahme hauptsächlich für die Haushaltsjahre 2020 und 2021, teilweise aber auch darüber hinaus. In Hessen wird das Sondervermögen beispielsweise bis Ende 2023 abrufbar sein, wodurch wiederum die Höhe der Kreditermächtigung in einem einzelnen Haushaltsjahr geringer ausfällt. 


Tab. 2


				
					
					
				
				
					
							
							Laufzeitlängen der Kreditermächtigungena

						
					

					
							
							Bundesland

						
							
							Laufzeit (bis):

						
					

					
							
							Baden-Württemberg

						
							
							2021

						
					

					
							
							Bayern

						
							
							2020

						
					

					
							
							Berlin

						
							
							2021

						
					

					
							
							Brandenburg

						
							
							2020

						
					

					
							
							Bremen

						
							
							2020

						
					

					
							
							Hamburg

						
							
							2022

						
					

					
							
							Hessen

						
							
							2023

						
					

					
							
							Mecklenburg-Vorpommern

						
							
							2021

						
					

					
							
							Niedersachsen

						
							
							2020

						
					

					
							
							Nordrhein-Westfalen

						
							
							2020

						
					

					
							
							Rheinland-Pfalz

						
							
							2020

						
					

					
							
							Saarland

						
							
							2022

						
					

					
							
							Sachsen

						
							
							2022

						
					

					
							
							Sachsen-Anhalt

						
							
							2020

						
					

					
							
							Schleswig-Holstein

						
							
							2020

						
					

					
							
							Thüringen

						
							
							–

						
					

					
							
							a In einigen Bundesländern setzen sich Kreditermächtigungen aus notsituations- und konjunkturell bedingten Krediten zusammen, wobei sich letztere dann teilweise nur auf einzelne Haushaltsjahre beziehen. Eine detaillierte Aufschlüsselung befindet sich im Anhang und unter https://www.ifo.de/node/54294.

						
					

					
							
							Quelle: Auswertungen der Autoren, basierend auf Gesetzestexten der Bundesländer, Stand: 19. Oktober 2020.

						
					

				
			

			Zudem ist davon auszugehen, dass einige Länder noch einen weiteren Nachtragshaushalt beschließen und Sondervermögen einrichten werden, wodurch die Kreditermächtigungen nochmals weiter ansteigen werden.

			Um trotz dieser erheblichen Unterschiede einen ersten Eindruck vom Umfang der Mittel zu erhalten, beschreibt Abbildung 2 die Kreditermächtigungen, die zuerst auf die jährliche Höhe normiert wurden, als Anteil der letztjährigen Haushaltsgesamtausgaben. Besonders in Nordrhein-Westfalen (etwa 33% der Ausgaben 2019), Bayern (über 30%), Niedersachsen (über 25%) sowie Rheinland-Pfalz (20%) sind die Kreditermächtigungen im Verhältnis zu den standardmäßigen Haushaltsausgaben eines Jahres relativ hoch.



   			 Abb. 2
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			Neben der unterschiedlichen Komposition der Haushaltsmittel und den heterogenen Laufzeitlängen der Kredite könnten die Kreditermächtigungen auch mit dem Ausmaß der wirtschaftlichen Betroffenheit der einzelnen Bundesländer in Verbindung stehen. Länder, in denen besonders getroffenen Sektoren wie dem Handelsgewerbe oder bestimmten Dienstleistern eine große Bedeutung zukommt oder in denen prinzipiell viele Unternehmen angesiedelt sind, mussten womöglich mehr Mittel zur Verfügung stellen, um Kredite und Liquiditätshilfen vergeben zu können (Sauer und Wohlrabe 2020). Die Kredite werden für Gesundheitsmaßnahmen oder zum Ausgleich von Mindereinnahmen herangezogen, ein Teil des Geldes fließt aber eben auch in die finanzielle Unterstützung der Wirtschaft, wie z.B. Soforthilfen für kleinere und mittlere Unternehmen und zur Aufrechterhaltung des Wirtschaftsstandorts (Hessischer Landtag 2020). Auch dies kann folglich einen Einfluss auf die Höhe der aufgenommenen Kredite haben.

			Abschließend werden die möglichen neuen Schuldenstände der Länder betrachtet, die sich hauptsächlich aus (Teilen der) Kreditermächtigungen sowie dem Schuldenstand der einzelnen Bundesländer aus dem Jahr 2019 zusammensetzen. Abbildung 3 legt dar, dass insbesondere in Nordrhein-Westfalen, Berlin und Niedersachsen die bereits hohen Schulden erneut anwachsen werden. Bemerkenswert ist auch die Entwicklung in Bayern und in Sachsen. Hier wird die Coronakrise zu einem erheblichen relativen Anstieg der bisherigen Schulden führen, sofern die Kreditermächtigungen vollständig in Anspruch genommen werden sollten.
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			Staatsverschuldung und tragfähige Haushaltsführung nach Corona – was bedeuten Kreditermächtigungen dieses Ausmaßes für die Länderhaushalte?

			Die Länder haben bereits und werden in diesem Jahr mit expansiven Maßnahmen auf die Coronakrise reagieren. Die Höhe der Kreditermächtigungen und der bereits in Anspruch genommenen Mittel erscheinen als Reaktion auf diese außergewöhnliche Situation nachvollziehbar. Die Hilfsmaßnahmen auf Bundesebene sind beispielsweise von den Teilnehmern des Ökonomenpanels von ifo und FAZ im April und Juni 2020 mit deutlichen Mehrheiten als angemessen eingeschätzt worden (Gründler et al. 2020; Blum etal. 2020).

			Die komfortablen Handlungsspielräume der Bundesländer während der Coronakrise sind insbesondere auf die Konsolidierungsfortschritte der letzten Dekade zurückzuführen (Gebhardt und Siemers 2020). Die haushaltspolitischen Erfolge der vergangenen Jahre waren jedoch von günstigen Bedingungen getrieben, auf die man sich in Zukunft nicht mehr verlassen kann. Langfristig tragfähig waren die öffentlichen Finanzen auf Bundesebene aber bereits vor Ausbruch der Coronakrise nur sehr bedingt (z.B. Potrafke und Reischmann 2015; Burret et al. 2016; Werding et al. 2020). Die Schuldenbremse wird auch in den folgenden Jahren das geeignete Mittel gegen eine uns überfordernde Staatsverschuldung sein (Boysen-Hogrefe 2020). Denn in Zukunft werden stetig wachsende Herausforderungen wie die demografische Entwicklung oder der Klimawandel die Tragfähigkeit des nationalen Haushalts wie auch die Länderhaushalte auf die Probe stellen (Werding et al. 2020).
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							Schuldenbremse in den Bundesländern – Stand: 19. Oktober 2020

						
					

					
							
							Bundesland

						
							
							Ausnahmen

						
							
							Feststellung einer außergewöhnlichen Notsituation oder Naturkatastrophe

						
							
							Tilgung 

						
							
							Nachtragshaushalt 2020 und geplante Tilgung

						
					

					
							
							Baden-Württemberg

						
							
							– finanzielle Transaktionen (§18 Abs.3 LHO)

							– konjunkturbedingt (§18 Abs. 4 LHO)

							– bei Naturkatastrophen (Feststellung mit Mehrheit) oder außergewöhnlichen Notsituationen (§18 Abs. 6 LHO) 

						
							
							– außergewöhnliche Notsituation: mit Zweidrittel-Mehrheit im Landtag bei Anwesenheit von mindestens zwei Dritteln seiner Mitglieder, die mehr als die Hälfte seiner Mitglieder betragen muss (§18 Abs. 6 LHO)

							– Naturkatastrophe: mit Mehrheit im Landtag (§18 Abs. 6 LHO)

						
							
							– innerhalb eines angemessenen Zeitraums unter Berücksichtigung des auslösenden Ereignisses, der Höhe der Ausnahmekomponente und der konjunkturellen Situation; Tilgungsplan (§18 Abs. 6 LHO)

						
							
							– Nachtragshaushalt; im Haushaltsjahr 2020 Kredite bis zu 5 Mrd. Euro erlaubt, nach Feststellung der Coronavirus-Pandemie als Naturkatastrophe (https://www.landtag-bw.de/files/live/sites/LTBW/files/dokumente/WP16/Drucksachen/7000/16_7915_D.pdf)

							– Tilgung in Zeitraum von zehn Jahren, beginnend ab Haushaltsjahr 2024 mit jährlicher Tilgung von 500 Mio. Euro 

							(https://www.landtag-bw.de/files/live/sites/LTBW/files/dokumente/WP16/Drucksachen/7000/16_7909_D.pdf)

							Nachtragshaushaltsgesetz: https://www.statistik-bw.de/shp/N2020-21.pd)

							– Zweiter Nachtragshaushalt 2020/21 vom Landtag verabschiedet: Hierfür Schuldenaufnahme von 2,2 Mrd. Euro (Ausnahmeregelung aufgrund von Naturkatastrophe) sowie von 6,4Mrd. Euro (nach der Konjunkturkomponente zulässig)

							– Geplante Tilgung des notsituationsbedingten Kredits (2,2 Mrd. Euro) gemeinsam mit den Krediten aus dem Ersten Nachtragshaushalt (5 Mrd. Euro) innerhalb von 25 Jahren ab 2024 

							– Erweiterung des Bürgschaftsrahmens auf 5Mrd. Euro

							(https://fm.baden-wuerttemberg.de/de/service/presse-und-oeffentlichkeitsarbeit/pressemitteilung/pid/kabinett-beschließt-entwurf-eines-zweiten-nachtrags-zum-landeshaushalt-202021/;

							https://www.baden-wuerttemberg.de/de/service/alle-meldungen/meldung/pid/nachtragshaushalt-fuer-corona-vorsorge-und-zukunftsinvestitionen/)

						
					

					
							
							Bayern

						
							
							– konjunkturbedingt 

							(Art. 82 Abs. 2 LV)

							– bei Naturkatastrophen oder außergewöhnlichen Notsituationen (Art. 82 Abs. 3 LV)

						
							
							– keine Angabe

							– Aufnahme von Krediten bedarf Ermächtigung durch Gesetz 

							(Art. 82 Abs. 4 LV)

						
							
							– innerhalb eines angemessenen Zeitraums; Tilgungs-regelung (Art. 82 Abs. 3 LV)

						
							
							– Nachtragshaushalt; im Haushaltsjahr 2020 Kredite bis zu 10 Mrd. Euro erlaubt (»Sonderfonds Corona-Pandemie«) 

							– Tilgung ab Haushaltsjahr 2024 jährlich 1/20 der bis Ende des Haushaltsjahres 2023 noch nicht zurückgeführten Schulden des Sonderfonds Corona-Pandemie (https://www.stmfh.bayern.de/haushalt/staatshaushalt_2019/haushaltsplan/Nachtrag.pdf)

							– Volumen Nachtragshaushalt steigt von rund 60,4Mrd. auf rund 70,6 Mrd. Euro (https://www.bayern.landtag.de/aktuelles/aus-dem-plenum/landtag-bringt-nachtragshaushalt-20192020-auf-den-weg/)

							– Zweiter Nachtragshaushalt; Gesetzesentwurf zur Verdoppelung der Kreditaufnahme auf 20 Mrd. Euro beschlossen 

							(https://www.stmfh.bayern.de/haushalt/staatshaushalt_2019/haushaltsplan/Nachtrag2.pdf)

							– neuer Gesetzentwurf zur Verdoppelung der Kreditaufnahme auf 20 Mrd. Euro vom Landtag beschlossen; Tilgungsplan aus erstem Nachtrag bleibt bestehen; zusätzlich Bildung eines »Bayern-Fonds«

							(https://www.stmfh.bayern.de/haushalt/staatshaushalt_2019/haushaltsplan/Nachtrag2.pdf)

						
					

					
							
							Berlin

						
							
							– konjunkturbedingt

							– bei Naturkatastrophen oder außergewöhnlichen Notsituationen (§18 Abs. 1 LHO)

						
							
							– keine genaue Angabe

							– Haushaltsüberschreitungen bedürfen Zustimmung des Senats im Falle eines unvorhergesehenen und unabweisbaren Bedürfnisses und nachträgliche Genehmigung des Abgeordnetenhauses (Art. 88 LV)

						
							
							– entsprechende Tilgungsregel ist vorzusehen (§18 Abs. 1 LHO)

						
							
							– Berliner Senat hat den Entwurf des Nachtragshaushalts beschlossen und dem Abgeordnetenhaus zur Beschlussfassung vorgelegt

							– zur Finanzierung von Mehrausgaben sollen u.a. 325 Mio. Euro, die zur Schuldentilgung vorgesehen waren, verwendet werden

							– laut der Pressemitteilung werden vorerst keine Kredite aufgenommen (https://www.berlin.de/rbmskzl/aktuelles/pressemitteilungen/2020/pressemitteilung.917794.php)

							– Entwurf Nachtragshaushaltgesetz: https://www.parlament-berlin.de/ados/18/IIIPlen/vorgang/d18-2609.pdf

							– Zweiter Nachtragshaushalt verabschiedet, der für das Haushaltsjahr 2020 die Aufnahme von Verbindlichkeiten in Höhe von sechs Milliarden Euro ermöglicht

							https://www.berlin.de/aktuelles/berlin/6193099-958092-wegen-coronakrise-nachtragshaushalt-besc.html

						
					

				
			

		

		
			
				
					
					
					
					
					
				
				
					
							
							Bundesland

						
							
							Ausnahmen

						
							
							Feststellung einer außergewöhnlichen Notsituation oder Naturkatastrophe

						
							
							Tilgung 

						
							
							Nachtragshaushalt 2020 und geplante Tilgung

						
					

					
							
							
							
							
							
							– Senat beschließt Ergänzungen zu den Entwürfen des zweiten Nachtragshaushaltplans 2020 und des Nachtragshaushaltsplans 2021, u.a. soll mit den darin aufgeführten Maßnahmen die Kreditaufnahme von bisher geplanten 5,13 Mrd. Euro auf die volle Kreditermächtigung von 6 Mrd. Euro ausgeweitet werden (https://www.berlin.de/rbmskzl/aktuelles/pressemitteilungen/2020/pressemitteilung.991910.php)

						
					

					
							
							Brandenburg

						
							
							– konjunkturbedingt

							– bei Naturkatastrophen oder außergewöhnlichen Notsituationen 

							(Art. 103 Abs. 2 LV)

						
							
							– Beschluss des Landtages (Art. 103 Abs. 2 LV) 

						
							
							– Dauer und Höhe der Tilgungsraten in angemessenem Verhältnis zu auslösendem Ereignis und Umfang der Kreditaufnahme; kann teilweise oder ganz ausgesetzt werden (§18b LHO)

						
							
							– Nachtragshaushalt; im Haushaltsjahr 2020 Kreditaufnahme i.H. von bis zu 2 Mrd. Euro erlaubt

							– Tilgung beginnend mit Haushaltsjahr 2022 jährlich fortlaufend i.H. von mindestens 3,3%

							(https://www.parlamentsdokumentation.brandenburg.de/starweb/LBB/ELVIS/parladoku/gvbl/2020/9.pdf)

							– dazu wurde Antrag zum Vorliegen einer außergewöhnlichen Notsituation vom Landtag angenommen (https://www.parlamentsdokumentation.brandenburg.de/starweb/LBB/ELVIS/parladoku/w7/drs/ab_0800/890.pdf)

						
					

					
							
							Bremen

						
							
							– konjunkturbedingt

							– bei Naturkatastrophen oder außergewöhnlichen Notsituationen (Art. 131a Abs. 3 LV)

						
							
							– mit Mehrheit der Mitglieder der Bürgerschaft (Art. 131a Abs. 3 LV)

						
							
							– innerhalb eines angemessenen Zeitraums (§18c LHO) 

						
							
							– Veränderung im Kernhaushalt, Einrichtung eines kreditfinanzierten Bremen-Fonds über 900 Mio. Euro

							– Nettoneuverschuldung: 826,6 Mio. Euro, Tilgungsdauer: 30 Jahre beginnend ab dem Jahr2024

							Gesetzesentwurf: https://www.bremische-buergerschaft.de/drs_abo/2020-05-19_Drs-20-394_e8432.pdf

						
					

					
							
							Hamburg

						
							
							– konjunkturbedingt (Art. 72 Abs. 2 LV)

							– bei Naturkatastrophen oder außergewöhnlichen Notsituationen (Art. 72 Abs. 3 LV) 

						
							
							– mit Zweidrittel-Mehrheit (Art. 72 Abs. 3 LV)

						
							
							– innerhalb eines angemessenen Zeitraums; Tilgungsregel (Art 72 Abs. 3 LV)

						
							
							– Notsituation von Bürgerschaft beschlossen sowie Ermächtigung zur Aufnahme von notsituationsbedingten Krediten i. H. v. 1,5 Mrd. Euro in den Haushaltsjahren 2020 und 2021

							https://www.buergerschaft-hh.de/parldok/dokument/70148/dringlicher_antrag_antrag_auf_feststellung_des_vorliegens_einer_aussergewoehnlichen_notsituation_in_folge_einer_naturkatastrophe_im_sinne_von_artike.pdf

							– auf dieser Grundlage Nachtragshaushalt über eine Milliarde Euro Kreditermächtigung von Bürgerschaft beschlossen

							(https://www.buergerschaftahh.de/parldok/dokument/70193/dringlicher_antrag_haushaltsplan_2019_2020_nachbewilligung_nach_35_der_landeshaushaltsordnung_im_einzelplan_9_2_sowie_aenderung_des_haushaltsbeschluss.pdf)

							– Haushaltsfortschreibung im Umfang von 673Mio. Euro beschlossen; keine notsituationsbedingte Kreditaufnahme; Mehraufwendungen durch Minderbedarfe bei den Zinsen und die Anpassung des für den Ergebnisplan maßgeblichen Steuertrends für das Jahr 2020 finanziert (https://www.buergerschaft-hh.de/parldok/dokument/70788/haushaltsplan_2019_2020_investitions_und_innovationsfaehigkeit_fuer_unsere_stadt_sichern_erste_bausteine_fuer_ein_hamburger_konjunktur_und_wachstumspr.pdf)

							– Ausdehnung der Notsituation auf das Jahr 2022 sowie Ausdehnung der notsituationsbedingten Kreditermächtigung auf 3 Mrd. Euro; Veranschlagung der Mittel ausstehend (https://www.buergerschaft-hh.de/parldok/dokument/72559/unterrichtung_der_buergerschaft_ueber_das_ergebnis_der_september_steuerschaetzung_2020_und_anpassung_des_covid_19_notsituationsgesetzes_cng.pdf)

						
					

					
							
							Hessen

						
							
							– konjunkturbedingt (Art. 141 Abs. 3 LV)

							– bei Naturkatastrophen oder außergewöhnlichen Notsituationen (Art. 141 Abs. 4 LV)

						
							
							– mit Zweidrittel-Mehrheit (§2 »Artikel 141-Gesetz«)

						
							
							– regelmäßig innerhalb von 7Jahren (§2 »Artikel 141-Gesetz«)

						
							
							– Nachtragshaushalt umfasst rund 2 Mrd.Euro

							– Verzicht auf 100 Mio. Euro Schuldentilgung im laufenden Jahr und Schuldenaufnahme von 1,9Mrd. Euro, zusätzliche Ausweitung des Bürgschaftsrahmens auf 5 Mrd. Euro

							(https://www.hessen.de/presse/pressemitteilung/finanzminister-schaefer-bringt-nachtragshaushalt-zur-bewaeltigung-der-corona-krise-ein-0;

							http://starweb.hessen.de/cache/GVBL//2020/00012.pdf)

							– Feststellung, dass außergewöhnliche Notsituation oder Naturkatastrophe vorliegt, Tilgung gestaffelt innerhalb von sieben Jahren, Höhe d. Tilgung resultiert aus Differenz zwischen der zulässigen Nettokreditaufnahme und der tatsächlich im Haushaltsjahr 2020 erforderlichen
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							Nettokreditaufnahme

							(http://starweb.hessen.de/cache/DRS/20/3/02583.pdf)

							Gesetz: https://finanzen.hessen.de/sites/default/files/media/hmdf/nachtrag_2020_enddruck.pdf

							– Zweiter Nachtragshaushalt; Bildung eines Sondervermögens »Hessens gute Zukunft sichern« mit Krediten von bis zu zwölf Mrd. Euro geplant; Tilgungsdauer maximal 30 Jahre 

							(https://finanzen.hessen.de/presse/pressemitteilung/hessischer-landtag-beschliesst-sondervermoegen)

							Gesetz: https://finanzen.hessen.de/sites/default/files/media/hmdf/nachtragshaushalt_ii_2020.pdf

						
					

					
							
							Mecklenburg-Vorpommern

						
							
							– konjunkturbedingt 

							– bei Naturkatastrophen oder außergewöhnlichen Notsituationen

							(§18 Abs 1 LHO)

						
							
							– keine Angabe

						
							
							– innerhalb eines bestimmten Zeitraums (Art. 65 Abs. 2 LV)

							– in Begleitgesetz muss ein Tilgungsplan verbindlich festgelegt werden, in dem der Tilgungszeitraum bestimmt ist (§18 Abs. 8 LHO)

						
							
							– Nachtragshaushalt im Volumen von rund 1,1Mrd. Euro

							– Nettokreditaufnahme von bis zu 700 Mio. Euro + 400 Mio. Euro zusätzlicher Bürgschafts- und Garantierahmen, nach Feststellung einer Naturkatastrophe

							–> Errichtung eines Sondervermögens (Haushaltsbegleitgesetz zum Nachtragshaushaltsgesetz 2020 vom 1. April 2020)

							–> Errichtung eines Sondervermögens (Haushaltsbegleitgesetz zum Nachtragshaushaltsgesetz 2020 vom 1. April 2020)

							– Tilgung in jeweils in Höhe von zehn Prozent in den Jahren 2024 bis 2033

							Gesetz: http://www.dokumentation.landtag-mv.de/parldok/dokument/46543/gesetz_und_verordnungsblatt_13_2020.pdf#page=2

							– Landesregierung beschließt am 13. Oktober Entwurf für weiteren Nachtragshaushalt 2020/21 (Landtagsbeschluss ausstehend); Nettokreditaufnahme von 2,15 Mrd. Euro geplant, die damit in beiden Jahren auf 2,85 Mrd. Euro steigt, Tilgung in den Jahren 2025 bis 2044, Mittelverwendung siehe: https://www.regierung-mv.de/Aktuell/?id=164731&processor=processor.sa.pressemitteilung

							Entwürfe: https://www.regierung-mv.de/Landesregierung/fm/Haushalt/Haushaltsplan/2020-2021/

						
					

					
							
							Niedersachsen

						
							
							– konjunkturbedingt (Art. 71 Abs. 3 LV)

							– bei Naturkatastrophen oder außergewöhnlichen Notsituationen (Art. 71 Abs. 4 LV)

						
							
							– Beschluss des Landtags, Zweidrittel-Mehrheit für Kredite i.H. v. über 0,5 vom Hundert des zuletzt festgestellten Haushaltsvolumens, im Übrigen Mehrheit (Art.71 Abs. 4 LV)

						
							
							– innerhalb eines angemessenen Zeitraums (Art. 71 Abs.4 LV)

						
							
							– Kredite in Höhe von 1 Mrd. Euro erlaubt nach Feststellung einer außergewöhnlichen Notsituation + Entnahme von 400 Mio. Euro aus dem Sondervermögen zur Nachholung von Investitionen bei den Hochschulen in staatlicher Verantwortung sowie eine Erweiterung des Bürgschaftsrahmens auf 3 Mrd. Euro

							– Tilgung der im Zusammenhang mit der Corona-Pandemie aufgenommenen Kredite in Haushaltsjahren 2021 und 2022 i.H. von je 10% und in den Haushaltsjahren 2023 bis 2026 jeweils i.H. von 20% (PDF: Drucksache 18/6132 S. 1f)

							– Zusätzlich: Einrichtung eines Sondervermögens in Höhe von 480 Mio. Euro mit Mitteln aus dem positiven Jahresabschluss von 2019

							(https://www.mf.niedersachsen.de/startseite/themen/haushalt/haushaltsrecht_inklusive_haushaltsplane/nachtragshaushalt_2020/nachtragshaushalt-2020-landesregierung-schnurt-grosses-massnahmenpaket-zur-bekampfung-der-auswirkungen-des-corona-virus-186424.html;

							https://www.mf.niedersachsen.de/startseite/themen/haushalt/sondervermogen_corona_pandemie/sondervermogen-corona-pandemie-188267.html)

							– Zweiter Nachtragshaushalt im Volumen von 8,4Mrd. Euro vom Landtag verabschiedet; Kreditermächtigung soll bis zu 7,8 Mrd. Euro betragen, davon rund 1,4 Mrd. Euro im Rahmen der Konjunkturbereinigung nach Regeln der Schuldenbremse

							– Tilgung innerhalb von 25 Jahren ab 2024

							(https://www.mf.niedersachsen.de/startseite/themen/haushalt/haushaltsrecht_inklusive_haushaltsplane/2_nachtragshaushalt_2020/2-nachtragshaushalt-2020-8-4-milliarden-euro-sichern-niedersachsens-zukunft-nach-der-corona-krise-189613.html)
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							Nordrhein-Westfalen

						
							
							– konjunkturbedingt (§18a Abs. 3 LHO)

							– bei Naturkatastrophen oder außergewöhnlichen Notsituationen (§ 18b LHO)

						
							
							– nicht direkt geregelt, aber hier Kreditaufnahme nur mit Zustimmung des Landtages zulässig (§ 18b LHO)

						
							
							– innerhalb eines angemessenen Zeitraums (§ 18b LHO)

						
							
							– Nachtragshaushalt und »Sondervermögen zur Finanzierung der direkten und indirekten Folgen der Bewältigung der Corona-Krise« mit Kreditermächtigung bis zum Höchstbetrag von 25Mrd. Euro

							– Tilgung konjunkturgerecht innerhalb von 50Jahren

							Gesetz: https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=18365&ver=8&val=18365&sg=0&menu=1&vd_back=N

							– Landeskabinett hat zweiten Nachtragshaushalt auf den Weg gebracht; Erhöhung der bereits im ersten Nachtragshaushalt enthaltenen Haftungsfreistellung der NRW.BANK von 5 Mrd. Euro um weitere 10 Mrd. Euro, um Unterstützung auf öffentlich und soziale Infrastruktur sowie Kommunen auszuweiten

							https://www.land.nrw/de/pressemitteilung/weitere-unterstuetzung-fuer-oeffentliche-und-soziale-infrastruktur-sowie-kommunen

							– Gesetzesentwurf: https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-9060.pdf

							– zweites Nachtragshaushaltsgesetz vom Landtag verabschiedet: https://www.landtag.nrw.de/home/dokumente_und_recherche/gesetzgebungsportal/aktuelle-gesetzgebungsverfahr/2-nachtragshaushalt-2020.html

						
					

					
							
							Rheinland-Pfalz

						
							
							– konjunkturbedingt

							– bei Naturkatastrophen oder außergewöhnlichen Notsituationen oder Anpassung an strukturelle Änderung der Einnahme– oder Ausgabesituation (Art. 117 Abs. 1 LV)

						
							
							– nicht direkt geregelt, aber Kreditaufnahme bedarf Ermächtigung durch Gesetz (Art. 117 Abs. 2 LV)

						
							
							– konjunkturgerechte Tilgung (Art. 117 Abs. 1 LV)

						
							
							– Nachtragshaushalt im Volumen von insgesamt rund 3,3 Mrd. Euro; davon zunächst Mehrausgaben durch Soforthilfen von knapp über eine Milliarde Euro

							– dazu Nettokreditaufnahme von 638,5 Mio. Euro; 364,4 Mio. Euro ohne neue Kreditaufnahme durch Verzicht auf Nettoschuldentilgung von 212,4 Mio. Euro und Zuführung von 150 Mio. Euro aus Haushaltssicherungsrücklage und Rücklage Breitbandinfrastruktur; zusätzlich Erhöhung des Bürgschaftsrahmens

							– Tilgung ab Haushaltsjahr 2024, jährliche Tilgung bei positiver Konjunkturkomponente 15 v. H., bei negativer Konjunkturkomponente 5 v. H.

							– Gesetzesentwurf: https://dokumente.landtag.rlp.de/landtag/drucksachen/11605-17.pdf

							– Nachtragshaushaltsplan: https://dokumente.landtag.rlp.de/landtag/sonstiges/6340-V-17-Anlage.pdf

							– Zweiter Nachtragshaushalt beinhaltet einen Anstieg der Nettokreditaufnahme um rund 2,8Mrd. Euro auf insgesamt rund 3,5 Mrd. Euro sowie die Bildung eines Sondervermögens in Höhe von 1,1 Mrd. Euro und eine Anpassung der Tilgungsregel für notsituationsbedingte Kredite (4% ab dem Haushaltsjahr 2024; anschließend je nach konjunktureller Lage jährlich 4 oder 6%)

							https://www.landtag.rlp.de/de/aktuelles/detail/news/detail/News/zweiter-corona-nachtragsetat-verabschiedet/-/-/

							– Gesetzesentwurf: https://dokumente.landtag.rlp.de/landtag/drucksachen/12720-17.pdf

						
					

					
							
							Saarland

						
							
							– bei Naturkatastrophen oder außergewöhnlichen Notsituationen (§ 2 Abs. 1 Haushaltsstabilisierungsgesetz)

						
							
							– mit Mehrheit des Landtags (§ 2 Abs. 1 Haushaltsstabilisierungsgesetz)

						
							
							– innerhalb eines angemessenen Zeitraums; Tilgungsplan anpassbar bei unerwarteten konjunkturellen Entwicklungen (§ 2 Abs.2 Haushaltsstabilisierungsgesetz)

						
							
							– Nachtragshaushalt mit »Zukunftspaket Saar« im Volumen von 2,1 Mrd. Euro beschlossen

							– »Zukunftspaket Saar« dient nicht nur der Abmilderung der Folgen der Corona-Pandemie, sondern soll gleichzeitig Modernisierungen in den Bereichen Gesundheit, digitale Bildung sowie Forschung und Innovation ermöglichen

							– auch ein Rettungsschirm für Kommunen und Gemeinden soll daraus finanziert werden

							– geplante Tilgungsdauer 30 Jahre; Mittelverwendung siehe:

							https://corona.saarland.de/DE/service/medieninfos/_documents/pm_2020-06-09-nachtragshaushalt.html

							https://corona.saarland.de/DE/service/medieninfos/_documents/pm_2020-06-08-nachtragshaushalt-corona.html

							Gesetz: https://www.landtag-saar.de/Downloadfile.ashx?FileId=13161&FileName=G1995.pdf
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							Sachsen

						
							
							– konjunkturbedingt, Feststellung mit Mehrheit 

							– bei Naturkatastrophen oder außergewöhnlichen Notsituationen

							(Art. 95 Abs. 4-5 LV)

						
							
							– mit Zweidrittel-Mehrheit (Art. 95 Abs. 6 LV)

						
							
							– spätestens innerhalb von 8 Jahren (Art. 95 Abs. 6 LV)

						
							
							– Nachtragshaushalt mit bis zu sechs Mrd. Euro Kreditaufnahme zur Finanzierung des Sonderfonds »Stabilisierungsfonds Sachsen«

							– Tilgung spätestens innerhalb von acht Jahren, Fristbeginn mit Ablauf des Jahres in dem die Kreditaufnahme erfolgte, Tilgung im dritten bis achten Jahr jeweils in Höhe von 1/6 des Kredits

							Gesetz und Beschlussempfehlung:

							http://edas.landtag.sachsen.de/viewer.aspx?dok_nr=2098&dok_art=Drs&leg_per=7&pos_dok=0&dok_id=undefined

							– Haushaltsgesetz 2019/2020 inklusive der Änderungen durch den Nachtragshaushalt: https://www.revosax.sachsen.de/vorschrift/17931-Haushaltsgesetz-2019-2020#p2

						
					

				
			

		

		
			
				
					
					
					
					
					
				
				
					
							
							Sachsen-Anhalt

						
							
							– konjunkturbedingt (§18 Abs. 4 LHO)

							– bei Naturkatastrophen oder außergewöhnlichen Notsituationen

							(§ 18 Abs. 5 LHO)

						
							
							– keine Angabe

						
							
							– keine Informationen zur Tilgung bei Kreditaufnahme in außergewöhnlichen Notsituationen

						
							
							– außergewöhnliche Notsituation wurde festgestellt; Nachtragshaushalt; laut Gesetzesentwurf Kreditaufnahme i.H.v. rund 259 Mio. Euro vorgesehen, Tilgung in Haushaltsjahren 2022 und 2023 je 100 Mio. Euro und im Haushaltsjahr 2024 restliche rund 59 Mio. Euro

							– dazu Entnahme von rund 141 Mio. Euro aus Steuerschwankungsreserve und für 2021 Eingehen von Verpflichtungen i.H. von bis zu 100 Mio. Euro

							– insgesamt: 500 Mio. Euro

							https://www.landtag.sachsen-anhalt.de/fileadmin/files/drs/wp7/drs/d5920lge.pdf

							https://www.landtag.sachsen-anhalt.de/nachtragshaushalt-ist-beschlossene-sache/

							– Beschluss des Landtages zur Kreditaufnahme: https://padoka.landtag.sachsen-anhalt.de/files/drs/wp7/drs/d5956vbs.pdf

						
					

					
							
							Schleswig-Holstein

						
							
							– konjunkturbedingt (Art. 61 Abs. 2 LV)

							– bei Naturkatastrophen oder außergewöhnlichen Notsituationen (Art. 61 Abs. 3 LV)

						
							
							– mit Zweidrittel-Mehrheit (Art. 61 Abs. 3 LV)

						
							
							– innerhalb eines angemessenen Zeitraums (Art. 61 Abs.3 LV)

						
							
							– Nachtragshaushalt; zusätzliche Kreditaufnahme in Höhe von 500 Mio. Euro erlaubt nach Feststellung einer außergewöhnlichen Notsituation

							http://www.landtag.ltsh.de/nachrichten/20_03_nachtragshaushalt_2020/

							Gesetz:

							https://www.schleswig-holstein.de/DE/Landesregierung/IV/Service/GVOBl/GVOBl/2020/gvobl_4_2020.pdf?__blob=publicationFile&v=2

							– Verdopplung der Corona-Hilfen im Rahmen eines zweiten Nachtragshaushalts auf 1 Mrd. Euro beschlossen

							https://www.schleswig-holstein.de/DE/Landesregierung/VI/Presse/PI/2020/200507_rede_nachtrag2.html

							– Tilgung des Notkredits ab 2023 über 20 Jahre

							https://www.schleswig-holstein.de/DE/Fachinhalte/H/haushalt_landeshaushalt/haushalt_landeshaushalt_Schwerpunkt.html

							Gesetz: https://www.schleswig-holstein.de/DE/Fachinhalte/H/haushalt_landeshaushalt/Downloads/HH2020/2Nachtrag_2020.pdf?__blob=publicationFile&v=1

							– Dritter Nachtragshaushalt beinhaltet Darlehensprogramm für gemeinnützige Organisationen

							https://www.schleswig-holstein.de/DE/Landesregierung/VII/Presse/PI/2020/Corona/200831_Corona_Hilfe_Gemeinnuetzige.html

							Gesetz: https://www.schleswig-holstein.de/DE/Fachinhalte/H/haushalt_landeshaushalt/Downloads/HH2020/3_nachtragsgesetz.pdf?__blob=publicationFile&v=1

							– Entwurf der Landesregierung zu viertem Nachtragshaushalt (Landtagsbeschluss ausstehend); Ausweitung der Kreditermächtigung in Höhe von bis zu 1,2 Mrd. Euro in 2020 (konjunkturell bedingt) und die Aufnahme eines Notkredits über 4,5 Mrd. Euro mit geplanter dynamisierter Tilgung über 40 Jahre beginnend mit 50 Mio. Euro im Jahr 2024

							https://www.schleswig-holstein.de/DE/Landesregierung/VI/_startseite/Artikel2020/IV/201006_vierter_nachtrag.html
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							Thüringen

						
							
							– zum Ausgleich von Einnahmeausfällen nach Steuerniveauverfahren

							– bei Naturkatastrophen oder außergewöhnlichen Notsituationen

							(§18 Abs. 2 LHO)

						
							
							– keine Angabe

						
							
							– innerhalb von 5Jahren; beginnend in erstem Haushaltsjahr, in dem Haushalt ohne Kredite ausgeglichen werden kann; Tilgung bei erneuter Kreditaufnahme aussetzbar (§18 Abs. 3 LHO)

						
							
							– Hilfspaket in Form eines Sondervermögens verabschiedet; vorerst keine Schuldenaufnahme

							– dafür sollen rund 676 Mio. Euro aus Landesrücklagen und zusätzliche Mittel vom Bund kommen

							https://parldok.thueringen.de/ParlDok/dokument/75116/thueringer_gesetz_zur_umsetzung_erforderlicher_massnahmen_im_zusammenhang_mit_der_corona_pandemie_thuercorpang_neufassung.pdf

							– Entwurf für Nachtragshaushalt mit Netto-Neuverschuldung von rund 1,8 Mrd. Euro vom Kabinett beschlossen (Parlamentsbeschluss ausstehend); Haushaltsentwurf für 2021 sieht keine Neuverschuldung vor

							https://finanzen.thueringen.de/aktuelles/medieninfo/detailseite/thueringer-finanzstrategie-hilfe-und-entschiedenes-gegensteuern-in-der-krise-ohne-die-solide-finanzp/

							Gesetzesentwurf: https://parldok.thueringen.de/ParlDok/dokument/77140/gesetz_zur_aenderung_des_thueringer_haushaltsgesetzes_2020_thueringer_nachtragshaushaltsgesetz_2020_thuernhhg_2020.pdf

						
					

					
							
							Bund

						
							
							– Einnahmen aus Krediten bis 0,35% des nominalen Bruttoinlandsprodukts erlaubt

							Überschreitungen möglich bei:

							– von der Normallage abweichende konjunkturelle Entwicklung (Art. 109 Abs. 3 S. 2 GG)

							– Naturkatastrophen oder außergewöhnliche Notsituationen, die sich der Kontrolle des Staates entziehen und die staatliche Finanzlage erheblich beeinträchtigen (Art.109 Abs. 3 S. 2 GG)

						
							
							– durch Mehrheit der Mitglieder des Bundestages (Art. 115 Abs. 2 S. 6)

						
							
							– entsprechende Tilgungsregelung ist vorzusehen (Art. 109 Abs. 3 S. 3 GG & Art. 115 Abs 2 S. 7)

							– Rückführung hat binnen eines angemessenen Zeitraums zu erfolgen (Art. 115 Abs. 2 S. 8)

						
							
							– Kreditaufnahme i.H. von rund 156 Mrd. Euro erlaubt (Überschreitung der zulässigen Kreditaufnahme um 99,755 Mrd. Euro)

							– die im Nachtragshaushalt zusätzlich beschlossenen Maßnahmen umfassen 122,5 Mrd. Euro

							http://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&jumpTo=bgbl120s0556.pdf

							– geplante Mittelverwendung siehe: https://www.bundesregierung.de/breg-de/themen/coronavirus/nachtragshaushalt-2020-1731686

							– Tilgungsplan: ab Bundeshaushalt 2023 und in den folgenden 19 Haushaltsjahren Tilgung von je 1/20 des Betrags, der die zulässige Verschuldung überstiegen hat (https://dip21.bundestag.de/dip21/btd/19/181/1918131.pdf)

							– Zweiter Nachtragshaushalt im Haushaltsjahr 2020 am 2. Juli beschlossen (https://www.bundesregierung.de/breg-de/themen/coronavirus/zweiter-nachtragshaushalt-1761008)

							– umfasst zusätzlich zum Ersten Nachtrag eine weitere Kreditaufnahme in Höhe von knapp 62Mrd. Euro, die in erster Linie zur Finanzierung zu Konjunkturpakets verwendet werden soll

							– die Kreditaufnahme im Jahr 2020 steigt damit auf insgesamt 217,8 Mrd. Euro

							Gesetzesentwurf: https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Gesetzestexte/Gesetze_Gesetzesvorhaben/Abteilungen/Abteilung_II/19_Legislaturperiode/2020-06-16-Zweites-Nachtragshaushaltsgesetz2020/2-Regierungsentwurf.pdf?__blob=publicationFile&v=2
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			Die Bundesregierung hat weitreichende wirtschaftspolitische Maßnahmen beschlossen, um die wirtschaftlichen Folgen der Coronakrise abzuschwächen. Die Maßnahmen scheinen zu wirken. Im zweiten Quartal 2020 gab es trotz Krise insgesamt 8,86% weniger Unternehmensinsolvenzen als im Vorjahreszeitraum (Statistisches Bundesamt 2020). Die wirtschaftspolitischen Maßnahmen könnten jedoch dazu beitragen, dass Unternehmen mit nicht tragfähigen Geschäftsmodellen künstlich am Leben gehalten werden. Diese Unternehmen werden häufig als sogenannte »Zombieunternehmen« bezeichnet (Caballero et al. 2008). Das 31. Ökonomenpanel befasst sich mit der Entstehung von Zombieunternehmen als mögliche Nebenwirkung der wirtschaftspolitischen Maßnahmen im Zuge der Coronakrise. An der Umfrage nahmen 120Ökonom*innen teil.

			WAS SIND ZOMBIEUNTERNEHMEN?

			Die Definition von Zombieunternehmen ist uneinheitlich. Caballero et al. (2008) klassifizieren Unternehmen als »Zombies«, wenn diese Kredite zu geringeren Zinsen erhalten als bei respektiver Schuldenstruktur erwartet werden würde. Andere Definitionen orientieren sich an den Kennzahlen des operativen Geschäfts. Andrews und Petroulakis (2019) definieren Zombie­unternehmen als die Unternehmen, die mittelfristig die laufenden Zinskosten nicht mit eigenen Erträgen decken können. 

			Eine mögliche Ursache für die Entstehung von Zombieunternehmen liegt im Insolvenzrecht (McGowan et al. 2017; Andrews und Petroulakis 2019). Der Anteil von Zombieunternehmen ist besonders in Ländern mit keinen oder nur geringen Sanierungsmaßnahmen im Insolvenzrecht hoch. Als eine weitere Ursache gilt die Fehlallokation von Krediten durch Banken (Caballero et al. 2008). Diese wird durch politischen Druck zur lockeren Kreditvergabe oder den negativen Folgen von Abschreibungen notleidender Kredite verstärkt (Cabellero et al. 2008; Schivardi etal. 2017). Außerdem begünstigen niedrige Zinsen die Entstehung von Zombieunternehmen (Acharya etal. 2019). Die günstige Refinanzierung ermöglicht nicht wettbewerbsfähigen Unternehmen das Überleben. 

			Zombieunternehmen können kurzfristig Arbeitsplätze sichern (McGowan et al. 2018). Langfristig führen Zombieunternehmen jedoch zu einer Fehlallokation von Ressourcen und verschleppen den Strukturwandel. Industrien, die besonders von einer »Zombifizierung« betroffen sind, wachsen langsamer und sind weniger produktiv (Cabellero et al. 2008). Zombieunternehmen binden Kapital und Arbeitskräfte, die in anderen Unternehmen produktiver eingesetzt werden könnten. Daher sinken auch die Profite gesunder Firmen (Cabellero et al. 2008). Weidmann (2020) sieht die Gefahr, dass Zombieunternehmen den auf Schumpeter zurückgeführten Prozess schöpferischer Zerstörung unterbinden. Das gesamtwirtschaftliche Wachstumspotenzial wird infolgedessen nicht ausgeschöpft (Weidmann 2020; Banerjee und Hofmann 2018).

			In Belgien, Finnland, Italien, Korea, Schweden und Spanien stieg der Anteil der Zombieunternehmen an der Gesamtzahl der Unternehmen im Zeitraum 2007–2013 (McGowan et al. 2018). In Frankreich, Großbritannien und Slowenien gab es im gleichen Zeitraum hingegen einen Rückgang. Für Deutschland ist der empirische Befund nicht eindeutig. Fuest und Wollmershäuser (2020) halten es für plausibel, dass durch die expansive Geldpolitik der EZB auch einige Unternehmen überleben, die ohne die niedrigen Zinsen nicht wettbewerbsfähig wären. Untersuchungen der Bundesbank 2017 sowie der KfW 2018 konnten hingegen keinen Anstieg der Zombieunternehmen in Deutschland feststellen (Deutsche Bundesbank 2017; Schwartz et al. 2018).

			Die beschlossenen wirtschaftspolitischen Maßnahmen zur Bewältigung der Coronakrise könnten einen Einfluss auf die Entstehung von Zombieunternehmen in Deutschland haben (Weidmann 2020). Die Bundesregierung hat im Frühjahr die Insolvenzantragspflicht ausgesetzt, das Kurzarbeitergeld eingeführt und Soforthilfen sowie Kredite an Unternehmen vergeben. Die Laufzeit einiger dieser Maßnahmen wurde im Spätsommer verlängert. Im 31. Ökonomenpanel wurde gefragt, ob die wirtschaftspolitischen Maßnahmen einen Anstieg der Anzahl von Zombie­unternehmen verursachen.

			Ökonom*innen sehen Zombieunternehmen seit Beginn der Coronakrise auf dem Vormarsch

			86% der teilnehmenden Ökonom*innen schätzen, dass die Anzahl von Zombieunternehmen seit Beginn der Coronakrise im März 2020 gestiegen ist. 9% erkennen keine Veränderung zum Vorkrisenniveau. Keine der teilnehmenden Ökonom*innen geht davon aus, dass die Anzahl der Zombieunternehmen seit Beginn der Coronakrise rückläufig ist. 5% antworten mit »Weiß nicht«.
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			Aussetzung der Insolvenzantragspflicht könnte für die Entstehung von Zombieunternehmen verantwortlich sein

			Die Aussetzung der Insolvenzantragspflicht birgt das Risiko, dass Zombieunternehmen entstehen. Diese Meinung vertreten 86% der teilnehmenden Ökonom*innen. Rund die Hälfte der Teilnehmenden sieht in dem kürzlich bis Ende 2021 verlängerten erhöhten Kurzarbeitergeld ein Risiko für die Entstehung von Zombieunternehmen. Dahinter folgen staatliche Kredite (32%) und Bürgschaften (25%) der KfW als mögliche Ursachen. Politischer Druck auf Banken zur weniger restriktiven Kreditvergabe berge nach Ansicht einiger teilnehmenden Ökonom*innen ebenfalls ein gewisses Risiko (22%). Ebenso könnten Soforthilfen für Selbständige, Freiberufler und Kleinbetriebe zur Entstehung von Zombieunternehmen beitragen (18%). Nach Ansicht einiger teilnehmenden Ökonom*innen ist zudem die Niedrigzinspolitik der EZB für die Ent­stehung von Zombieunternehmen verantwortlich (Freitextantworten). Die Senkung der Mehrwertsteuer wird hingegen nur von wenigen teilnehmenden Ökonom*innen für die Entstehung von Zombieunternehmen verantwortlich gemacht (2%). Nur 2% sehen in den wirtschaftspolitischen Maßnahmen seit Beginn der Coronakrise kein erhöhtes Risiko. 2% antworten mit »Weiß nicht«.
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			Profitabilitätsprüfung und Ausweitung der Verlustvor- und rückträge zur gezielteren staatlichen Unterstützung

			Viele der teilnehmenden Ökonom*innen würden auf die Gewinne der Unternehmen vor der Coronakrise zurückgreifen, um gezielt diejenigen Unternehmen zu unterstützen, die ohne die Coronakrise keine finanziellen Probleme hätten. Diesbezüglich wird insbesondere eine Ausweitung der Verlustvor- und -rückträge befürwortet. Jan Schnellenbach von der TU Cottbus-Senftenberg betont: »Sinnvoll wäre ein erweiterter steuerlicher Verlustrücktrag, von dem vor allem die Unternehmen profitieren, die vor der Krise Gewinne gemacht haben.« Andere Ökonom*innen sehen diesen Vorschlag als zu bürokratisch. Steffen Müller vom IWH schlägt stattdessen eine nachträgliche Prüfung anhand einer von der Bundesregierung entwickelten Kennzahl vor: »Antragsteller müssten dann bestätigen, die Kennzahl eingehalten zu haben. Hilfe kann schnell ausgezahlt und im Nachhinein überprüft werden.« 

			Ein weiterer Vorschlag zielt auf die Differenzierung zwischen Industrien ab. Franziska Peter von der Zeppelin Universität schreibt, dass »das Phänomen der Zombieunternehmen in bestimmten Industrien stärker ausgeprägt ist«. Folglich sollten unterstützende Maßnahmen diese Faktoren berücksichtigen. Eine weitere Position besteht in der grundsätzlichen Ablehnung der Hilfsmaßnahmen, da sie den marktwirtschaftlichen Selektionsprozessen entgegenwirken würden. Die meistgenannte Antwort ist jedoch, dass eine gezielte Förderung von Unternehmen, die ohne die Coronakrise keine wirtschaftlichen Probleme hätten, nicht möglich sei. »Eine saubere Unterscheidung ist bei zügiger Krisenbekämpfung und überschaubarem Bürokratismus nicht möglich«, schreibt etwa der Bochumer Ökonom Martin Werding.

			Ökonom*innen rechnen künftig mit mehr Unternehmensinsolvenzen

			Nachdem die Anzahl der Unternehmensinsolvenzen seit Beginn der Coronakrise im März 2020 in Deutschland sogar rückläufig war, wird sich dieser Trend nach Ende der wirtschaftspolitischen Hilfsmaßnahmen umkehren. Diese Ansicht vertritt die überwältigende Mehrheit der teilnehmenden Ökonom*innen (96%). Rund 32% der teilnehmenden Ökonom*innen rechnen sogar mit einem starken Anstieg der Unternehmensinsolvenzen nach Ende der Hilfsmaßnahmen. Jeweils 1% geht von gleichbleibenden oder eher sinkenden Zahlen aus. 2% antworten mit »Weiß nicht«.
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			In der wissenschaftlichen Praxis spielen Forschungsevaluationen eine immer wichtigere Rolle. Sie können unter anderem bei Berufungen, Verteilungen von Forschungsgeldern und in der öffentlichen Wahrnehmung relevant sein. Eine Methode der Forschungsevaluation ist das Ranking von Wissenschaftler*innen und/oder Fakultäten und Institute gemäß vorgegebener Kriterien. Rankings sind inzwischen ein fester Bestandteil der wissenschaftlichen Literatur (siehe u.a. Graber et al. 2008; Schulze et al. 2008; Fitzenberger und Schulze 2014), obwohl es auch Kritiker dieser Praxis gibt (Oswald 2007; Frey und Rost 2010). In Deutschland sind Rankings vor allem seit der Veröffentlichung des ersten Handelsblatt-Rankings 2007 immer mehr in den Fokus gerückt (Hofmeister und Ursprung 2008).

			Am 24. September 2020 veröffentlichte die Frankfurter Allgemeine Zeitung ihr neues Ökonomenranking. Dies war nach der Erstveröffentlichung 2013 bereits die achte Auflage. Nach einer grundlegenden Änderung der Methodik im Jahr 2014 blieb diese seitdem weitestgehend konstant. Im letzten Jahr wurde erstmals die Präsenz der Ökonom*innen auf Twitter als vierte Säule eingeführt. Dieser Artikel reflektiert die aktuelle Ausgabe des Rankings. Er gibt einen Überblick über die Methodik, die Ergebnisse, deren Sensitivität, übt Kritik und vergleicht die Ergebnisse mit Rankings der RePEc-Website. Die Ausführungen knüpfen damit an ähnliche frühere Artikel zum FAZ-Ökonomenranking an (Wohlrabe 2014, 2015; 2018 sowie Butz und Wohlrabe 2016a; 2016b).

			Deutschlands einflussreichster Ökonom ist Ernst Fehr von der Universität Zürich gefolgt von den Präsidenten des ifo Instituts und des DIW.1 Auch der Präsident des IfW Kiel ist in den Top 10. 

			Methodik

			Die Idee des FAZ-Ökonomenrankings beruht auf der Aggregation vier verschiedener Rankings, die die Leistungen auf unterschiedlichen Gebieten messen sollen: Forschung, Medienpräsenz, Social-Media-Aktivitäten und Politikberatung. Im Bereich Forschung wurden die Zitierungen aus den Jahren 2015 bis 2019 mit Datenstand August 2019 berücksichtigt. Dabei spielte es keine Rolle, in welchem Jahr der Artikel veröffentlicht wurde. Die Zitierungen wurden auf Basis der Forschungsdatenbank Scopus von Elsevier erfasst. Da nur die letzten fünf Jahre berücksichtigt wurden, liegt der Schwerpunkt auf dem aktuellen Einfluss. Die Lebensleistung, d.h. auch Zitierungen vor dieser Periode, eines*r Wissenschaftler*in wird damit nicht abgebildet. Das zweite Ranking befasst sich mit der Medienpräsenz der Wissenschaftler*innen. So wurden für den Zeitraum August 2019 bis Juli 2020 alle Nennungen von Ökonom*innen in überregionalen deutschen Zeitungen und deren Online-Ausgaben gezählt.2 Für die Messung der Politikberatung wurde eine Umfrage unter Bundestagsabgeordneten sowie hohen Ministerialbeamt*innen auf Bundes- und Landesebene ermittelt. Diese sollten angeben, welchen Rat von welchen Ökonom*innen sie am meisten schätzen, wobei sie insgesamt bis zu fünf Ökonom*innen nennen konnten. Insgesamt zählte die Umfrage 109 Teilnehmer*innen. Für den Bereich Social Media wird das Twitter-Ranking von der Website Makronom herangezogen. Es wurden nur Ökonom*innen berücksichtigt, die mindestens fünf eigene Tweets veröffentlicht hatten. Für das Ranking werden vier Kriterien berücksichtigt, u.a. Anzahl der Tweets, der Follower und der Likes.

			Um in dem aggregierten Ranking gelistet zu werden, musste ein*e Ökonom*in zwei Bedingungen erfüllen: Zunächst waren mindestens fünf Medienzitate oder fünf Rangpunkte in der Politikumfrage oder fünf Punkte im Social-Media-Bereich notwendig. Darüber hinaus mussten mindestens fünf Zitate in Fachzeitschriften aus der Datenbank Scopus vorliegen. Die Ökonom*innen wurden in jeder Kategorie gerankt. In der Kategorie »Wissenschaft« gab es 500 Punkte, in der Kategorie »Medien« 250 Punkte, in der Kategorie »Politik« 200 Punkte und in der Kategorie »Social Media« 50 Punkte für den Bestplatzierten. Alle anderen bekamen gemäß ihrer Leistung proportional ihre Punkte. Das Gesamtranking ergab sich aus der Summe der Punkte der Einzelrankings. Das maximal erzielbare Ergebnis sind somit 1 000 Punkte.

			Einige deskriptive Auswertungen

			Im Folgenden werden einige Aspekte des Rankings analysiert, wobei ausschließlich die Top 100, die auf der FAZ-Website verfügbar sind, berücksichtigt werden. 

			Die 100 Ökonom*innen sind bei 61 verschiedenen Fakultäten, Instituten oder Unternehmen beschäftigt. Mit neun Nennungen liegt das DIW an erster Stelle, gefolgt vom ifo Institut mit sieben Ökonom*innen. Größtenteils ist für eine Fakultät jedoch meist nur ein*e Ökonom*in gelistet. Die Zuordnung muss jedoch mit Vorsicht genossen werden, denn viele Institutsökonom*innen sind gleichzeitig Professor*in an einer Universität. Deshalb sind z.B. die LMU München oder die Berliner Universitäten in dem Ranking unterrepräsentiert.

			In den Top 100 sind nur 14 Frauen gelistet. Dies hat sich über die Jahre nicht bedeutend geändert, 2015 waren acht Frauen unter den besten 100.

			Wie oben ausgeführt, müssen als Grundvoraussetzung für die Berücksichtigung im Gesamtranking mindestens fünf Zitate in Scopus vorliegen. Darüber hinaus war Bedingung, in einem der drei anderen Rankings gelistet zu sein. Das impliziert, dass ein*e Ökonom*in auch keinerlei Punkte in den jeweils anderen zwei Rankings haben kann. Die Analyse zeigt, dass im Medienranking nur Katja Rietzler keinerlei Medienzitate verzeichnet, alle anderen weisen hingegen mindestens fünf Medienzitate aus. Beim Politik- und Social-Media-Ranking sieht das anders aus. In ersterem erhielten genau die Hälfte der Ökonom*innen keinerlei Nennung. Bei Twitter haben 55 Ökonom*innen keinerlei Aktivitäten entfaltet oder so wenig, dass dies nicht im Ranking von Makronom auftauchen. 32 Ökonom*innen haben null Punkte in beiden Rankings.

			Wie sich die Reihenfolge im Gesamtranking zum Vorjahr verändert hat, zeigt Abbildung 1. Die Positionen haben sich geändert, aber der grundlegende Zusammenhang bleibt gleich. Die Rangkorrelation nach Spearman ist mit 0,86 sehr hoch. 50 Ökonom*innen konnten ihre Rangposition verbessern, 33 verschlechterten sich, und bei sechs blieb sie unverändert. Letzteres gilt für die beiden Spitzenpositionen. Elf Ökonom*innen waren 2019 nicht gerankt. Den größten Sprung nach oben, von 254 auf 39, machte Stefan Homburg. Auch Monika Schnitzer, vermutlich in ihrer Funktion als Vorsitzende des Vereins für Socialpolitik, verbesserte sich ebenfalls deutlich von 172 auf 48. Den größten Verlust an Rangpositionen verzeichnete Dennis Snower, von Platz 44 auf Platz 97. Dies liegt vermutlich daran, dass er die Präsidentschaft des IfW in Kiel an Gabriel Felbermayr übergeben hat, der sich in den Top 10 um vier Plätze verbessern konnte.
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			Die vier Säulen des Gesamtrankings adressieren sehr unterschiedliche Aspekte der Arbeit eines*r Ökonom*in. Ist es z.B. so, dass viele Zitate auch mit vielen Nennungen in den Medien einhergehen? In Tabelle 1 sind die zwei Arten von Korrelationen zwischen den vier Rankings dargestellt: zum einen die klassische Pearson-Korrelation, die den linearen Zusammenhang zwischen den Werten der einzelnen Rankings misst, zum anderen die Rangkorrelation nach Spearman, die den Zusammenhang zwischen den Rangpositionen misst. Es zeigt sich, dass ein gutes Abschneiden im Wissenschaftsranking nicht automatisch eine sehr gute Position in den anderen Rankings impliziert. Der Zusammenhang ist sogar leicht negativ. 

			Dafür kann es viele Erklärungen geben. So könnten sich viele Ökonom*innen eher auf die Wissenschaft fokussieren und sind deshalb weniger in der Politikberatung engagieren, in den Medien präsent oder auf Twitter aktiv. Dies könnte z.B. für Ernst Fehr oder Bruno Frey gelten. Es gibt auch Beispiele für eine hohe Aktivität auf Twitter, gefragter Ansprechpartner für die Medien, aber wenige gelistete Zitate in Scopus. Hier können z.B. Ferdinand Dudenhöffer oder Michael Hüther genannt werden. Ein sehr guter Zusammenhang besteht zwischen dem Politik- und Medienranking, wobei die Kausalität nicht eindeutig ist. Führt eine hohe Medienpräsenz zu einem höheren Einfluss und höherer Aufmerksamkeit bei der Politikberatung oder umgekehrt? Die Ergebnisse in Tabelle 1 sind auch eine Konsequenz des Gesamtrankings. Die Maximalpunktzahl ist 1 000, der Erstplatzierte Ernst Fehr erreicht aber nur 504 Punkte. Dies Punkt wird später nochmals aufgegriffen.
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							Quelle: FAZ-Ökonomenranking 2020; Darstellung des ifo Instituts.

						
					

				
			

			Kritik am FAZ-Ranking

			Die Kritik am FAZ-Ökonomenranking bezieht sich zunächst auf die vier Einzelrankings. Da sich die Methodik zu den Vorjahren de facto kaum geändert hat, werden einige Punkte hier nur kurz ausgeführt. Für weitere Details sei z.B. auf Wohlrabe (2018) verwiesen.

			Mit Blick auf das Forschungsranking ist der zentrale Kritikpunkt, dass nur die Zitierungen der letzten fünf Jahre berücksichtigt werden. Es ist die ausdrückliche Intention der FAZ, den aktuellen Einfluss der Ökonom*innen abzubilden. Dadurch werden jedoch vor allem ältere Forscher*innen benachteiligt, die schon vor diesem Zeitraum viele Zitierungen auf sich vereinigt haben, was dazu führte, dass der Einfluss, den sie heute in der Politik und in den Medien haben, aufgebaut werden konnte.

			Mit Blick auf das Politikranking ist vor allem die weiterhin geringe Beteiligung zu kritisieren. Nur 109 Politiker*innen und Beamt*innen nahmen an der Umfrage teil. Dies ist zumindest deutlich mehr als 2019, als nur 58 Teilnehmer gezählt wurden. Zu Beginn des Rankings im Jahr 2013 waren es noch 321. Es stellt sich die Frage, inwiefern die Umfrage repräsentativ oder aussagekräftig ist.

			Bezüglich des Medienrankings kann kritisiert werden, dass das Medienset (18 Zeitungen, Zeitschriften oder Websites) größer sein könnte. Offensichtlich ist aber auch, dass es kein objektives oder optimales Medienranking geben kann. Letztlich ist jedes zusammengestellte Medienset subjektiv.

			Im Social-Media-Bereich wird nicht die Anzahl der Tweets gezählt, weil sich diese Statistik leicht beeinflussen ließe. Stattdessen werden als Maß für den Einfluss u.a. Retweets und Likes gezählt. Eine stichprobenhafte Recherche zeigt jedoch, dass einige Twitter-Accounts durchaus auch private Inhalte twittern, die nichts mit der Profession zu tun hat.3 So ist es möglich, die Rangposition zu verbessern, weil dies, insbesondere in Kombination mit einer großen Anzahl von Follower, die Wahrscheinlichkeit für Likes und Retweets erhöht. 

			Anreize spielen in der ökonomischen Analyse eine große Rolle. Sind die Kriterien der Rankings vorgegeben, können Ökonom*innen entsprechende Schwerpunkte setzen. Dies unterstellt, dass ein Ökonom oder eine Ökonomin seine bzw. ihre Rangposition verbessern möchte. So ist es z. B. denkbar, dass manche*r Forscher*in sehr schnell die Presse informiert, wenn ein neues Forschungspapier vorliegt. Da dieses jedoch meist noch nicht den Review-Prozess von Fachzeitschriften durchlaufen hat, ist eine Qualitätsprüfung noch nicht erfolgt. Dasselbe gilt für die Politik, die zu oft nach »Sound Bytes« drängt. Als Folge könnte die Forschung und deren Betrachtung durch das Publikum und Geldgeber verzerrt werden.

			Ein weiterer Kritikpunkt am FAZ-Ranking betrifft  die Aggregation zum Gesamtranking. Die Bedingung, dass ein*e Ökonom*in mindestens fünf Punkte im Medien-, Politik- oder Social-Media-Ranking erhalten muss, um im Gesamtranking berücksichtigt zu werden, ist problematisch. Wenn Forscher*innen aus dem Forschungsranking ausgeschlossen werden, führt dies zu einer Verzerrung des Forschungsrankings und damit auch zu einer Verzerrung des Gesamtrankings. Im Forschungsranking liegt Christian Ringle rund 3 000 Zitate vor Ernst Fehr. In Punkten umgerechnet würde letzterer dann nur 414 Forschungspunkte bekommen. Christian Ringle ist jedoch nicht in einem der anderen drei Rankings gelistet und fällt somit aus dem Gesamtranking heraus. Hätte er eine der Minimalanforderungen erfüllt, dann wäre er auf Platz 1 des Gesamtrankings gelandet.

			Insgesamt ist der Schwellenwert von fünf willkürlich gewählt. Per se führt eine Verwendung von Schwellenwerten zu einem Ausschluss bestimmter Wissenschaftler*innen. Butz und Wohlrabe (2016a) zeigen, dass das Ranking mit Blick auf die Wahl der entsprechenden Schwellenwerte durchaus sensitiv ist. Es ist davon auszugehen, dass dies auch im aktuellen Ranking gilt. 

			Eine alternative Aggregation zum Gesamtranking

			Die Ergebnisse zeigen, dass die jeweils Erstplatzierten in den Einzelrankings einen großen Vorsprung auf den Nächstplatzierten haben. Auf Ernst Fehr mit 500 Forschungspunkten folgt mit deutlichem Abstand Bruno Frey mit 189,5. Dies ergibt sich daraus, dass die Punkte proportional vergeben werden. So hat Ernst Fehr knapp dreimal so viele Punkte als Bruno Frey. Ähnliches gilt für das Medienranking, dort hat Clemens Fuest fast doppelt so viele Punkte auf sich vereint wie Ferdinand Dudenhöffer auf Platz 2. Beim Politikranking ist der Abstand zwischen Platz 1 (Clemens Fuest) und Platz 2 (Lars Feld) sehr gering (knapp 20). Dies war in den Vorjahren anders. Im Social-Media-Ranking sind die Top 10 eher eng beieinander. 

			Obwohl die Methodik der Punktevergabe nachvollziehbar ist – sie belohnt Leistung –, stellt sich insbesondere im Forschungsranking die Frage, ob eine solche Dominanz das Ranking verzerrt. Dies kann daher rühren, dass der relative Abstand gemessen in Punkten zwischen zwei Forscher*innen in den nachfolgenden Positionen deutlich kleiner ist als zwischen der Spitzenposition und dem Zweitplatzierten. Dieser Punkt wurde von Wohlrabe (2018) untersucht.

			Ein alternativer Ansatz zur Aggregation zum Gesamtranking wäre, die Rangpositionen gemäß der Gewichtung im Originalranking zu mitteln. Bei diesem Vorgehen wird der Abstand zwischen den Ökonom*innen sozusagen egalisiert. Abbildung 2 stellt den Vergleich der Rangpositionen dar. Es gibt durchaus Änderungen in den Rangpositionen, aber der grundlegende Zusammenhang bleibt erhalten (Rangkorrelation 0,7). Ernst Fehr würde von dem 1. auf den 14. Platz zurückfallen. Neuer Spitzenreiter wäre Marcel Fratzscher. Mit 70 Rangpositionen Verlust wäre nach dieser Art der Aggregation Ferdinand Dudenhöffer der größte Verlierer und Reint Gropp mit 36 Positionen Aufstieg der größte Gewinner.
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			Ein Vergleich mit RePEc

			Das RePEc-Netzwerk (Research Papers in Economics, www.repec.org) ist ein bibliografischer Service für die wirtschaftswissenschaftliche Forschung und mit ihr verwandter Fächer, wie z.B. der Statistik. Auf Basis der auf der Website verfügbaren bibliografischen Informationen erstellt RePEc monatlich mehr als 30 verschiedene Rankings für registrierte Autoren sowie Institutionen.4

			Tabelle 2 zeigt die Top 20 des FAZ-Ökonomenrankings und ihre jeweiligen Rangpositionen auf RePEc von Oktober 2020, und zwar für Deutschland sowie weltweit. Die Leerstellen in Tabelle 2 lassen sich zum einen dadurch erklären, dass nicht alle Ökonom*innen bei RePEc registriert sind (dies ist freiwillig). Zum anderen weist RePEc nur die Top 25% mit einer Affiliation in Deutschland öffentlich aus. Für das weltweite Ranking sind es sogar nur die Top 5%. Daraus folgt, dass ein*e Ökonom*in zwar bei RePEc registriert sein kann, seine oder ihre Rangposition aber nicht öffentlich verfügbar ist. Als letzten Punkt gilt es zu beachten, dass wir nur das Deutschland-Ranking betrachten. Es gibt auch für die Schweiz und für Österreich entsprechende Rankings, die aber hier nicht berücksichtigt wurden. 

			Tabelle 2 zeigt, dass die Rangpositionen durchaus heterogen sind. Ernst Fehr ist gemäß dem weltweiten Ranking auch am besten platziert. Im Deutschland-Ranking liegt Marcel Fratzscher vor Clemens Fuest. Ludger Wößmann, mit Platz 3 der am besten gerankte Ökonom laut RePEc, liegt im FAZ-Ranking jedoch nur auf Platz 19.
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							Rangpositionen von FAZ und RePEc für die Top 20

						
					

					
							
							Name

						
							
							Institution

						
							
							FAZ-Ranking

						
							
							RePEc-Ranking Deutschland

						
							
							RePEc-Ranking weltweit

						
					

					
							
							Ernst Fehr

						
							
							Uni Zürich

						
							
							1

						
							
							335

						
							
							75

						
					

					
							
							Clemens Fuest

						
							
							ifo München

						
							
							2

						
							
							29

						
							
							469

						
					

					
							
							Marcel Fratzscher

						
							
							DIW Berlin

						
							
							3

						
							
							8

						
							
							351

						
					

					
							
							Lars Feld

						
							
							Walter Eucken Freiburg

						
							
							4

						
							
							49

						
							
							857

						
					

					
							
							Jens Südekum

						
							
							DICE Düsseldorf

						
							
							5

						
							
							60

						
							
							1 761

						
					

					
							
							Gabriel Felbermayr

						
							
							IfW Kiel

						
							
							6

						
							
							27

						
							
							629

						
					

					
							
							Hans-Werner Sinn

						
							
							ifo München

						
							
							7

						
							
							5

						
							
							127

						
					

					
							
							Michael Hüther

						
							
							IW Köln

						
							
							8

						
							
							
					

					
							
							Bruno Frey

						
							
							Uni Basel

						
							
							9

						
							
							
							113

						
					

					
							
							Ottmar Edenhofer

						
							
							PIK Potsdam

						
							
							10

						
							
							135

						
							
							2 352

						
					

					
							
							Ferdinand Dudenhöffer

						
							
							CAR Duisburg

						
							
							11

						
							
							
					

					
							
							Sebastian Dullien

						
							
							IMK Düsseldorf

						
							
							12

						
							
							658

						
							
					

					
							
							Armin Falk

						
							
							briq Bonn

						
							
							13

						
							
							2

						
							
							230

						
					

					
							
							Claudia Kemfert

						
							
							DIW Berlin

						
							
							14

						
							
							111

						
							
							1 313

						
					

					
							
							Bernd Lucke

						
							
							Uni Hamburg

						
							
							15

						
							
							799

						
							
					

					
							
							Friederike Welter

						
							
							IfM Bonn

						
							
							16

						
							
							554

						
							
					

					
							
							Achim Truger

						
							
							Uni Duisburg-Essen

						
							
							17

						
							
							505

						
							
					

					
							
							Ludger Wößmann

						
							
							ifo München

						
							
							18

						
							
							3

						
							
							205

						
					

					
							
							Christoph Schmidt

						
							
							RWI Essen

						
							
							19

						
							
							61

						
							
							757

						
					

					
							
							Gert Wagner

						
							
							MPI f. Bildungsforschung

						
							
							20

						
							
							22

						
							
							342

						
					

					
							
							Quelle: FAZ-Ökonomenranking 2020; RePEc.

						
					

				
			

			Abbildung 3 stellt die entsprechenden Streudiagramme dar. Da in RePEc nicht für alle Ökonom*innen eine Rangposition vorliegt, werden für die bessere Vergleichbarkeit und Interpretation die Ränge entsprechend reskaliert. Es zeigt sich, dass insbesondere im Vergleich mit den beiden Deutschland-Rrankings die Unterschiede teilweise sehr groß sind. Die Rangkorrelationen vom FAZ-Ranking mit RePEc Deutschland ist 0,3. Ein etwas stärkerer Zusammenhang zeigt sich im Vergleich mit dem weltweiten RePEc-Ranking (Rangkorrelation: 0,57). Die Heterogenität überrascht nicht, denn beide Rankings messen unterschiedliche Dinge. So werden Politik und Medien bei RePEc überhaupt nicht berücksichtigt. Es kann jedoch festgehalten werden, dass RePEc den Forschungsaspekt umfangreicher und detaillierter abbildet.
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			Ausblick

			Bei der gegebenen Methodik des Rankings und der Ergebnisse der letzten Jahre ist für die Spitzenposition keine Änderung zu erwarten. Solange Ernst Fehr eine der Minimalbedingungen erfüllt, wird er wahrscheinlich immer die Spitzenposition innehalten. Kein*e andere*r Ökonom*in wird ihn vorerst verdrängen können. Einzig ernsthafter Konkurrenz im aktuellen Ranking ist Clemens Fuest. Alle anderen Ökonom*innen fallen nach Punkten deutlich ab.

			Die Spitzenposition von Ernst Fehr ist nur schwer angreifbar, da es nicht zu erwarten ist, dass seine Zitierungen merklich abfallen oder die Zitierungen der anderen Ökonom*innen deutlich ansteigen.5 Eine Änderung an der Spitzenposition wird es wahrscheinlich nur geben, wenn Ernst Fehr keine der anderen Minimalbedingungen mehr erfüllt (und somit aus dem Gesamtranking fällt) oder eine*r der Ökonom*innen, die vor ihm im Forschungsranking liegen, erstmals einer der Minimalbedingungen gerecht wird. Verschiebungen der Rangpositionen im Gesamtranking kommen gegenwärtig vor allem nur aufgrund von Änderungen der Leistung im Medien- und Politikranking zustande.
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Endnoten


			
				
					1	Das vollständige Ranking findet sich unter https://www.faz.net/aktuell/wirtschaft/wirtschaftswissen/f-a-z-oekonomenranking2020-die-tabellen-16965630.html.  

				

				
					2	In früheren Rankings wurden auch Fernseh- und Rundfunkbeiträge gezählt.

				

				
					3	Es ist natürlich sehr subjektiv, »beruflichen« und »privaten« Content zu trennen.

				

				
					4	Für weitere Informationen über RePEc siehe Seiler und Wohlrabe (2012) und Zimmermann (2013).

				

				
					5	2021 wird bei gleichbleibender Methodik das Zitierfenster um ein Jahr verschoben. Selbst wenn er im neuen Jahr keinerlei Zitierungen erhält (was sehr unwahrscheinlich ist), würde er den ersten Rang behalten, wenn man davon ausgeht, dass er durchschnittlich 3 000 Zitierungen pro Jahr erhält, die dann wegfallen würden.

				

			

		







		
			Projektgruppe Gemeinschaftsdiagnose

			Erholung verliert an Fahrt – Wirtschaft und Politik weiter im Zeichen der Pandemie
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			Die Corona-Pandemie hat weite Teile der Weltwirtschaft im Frühjahr drastisch einbrechen lassen, wobei die Rückgänge vielerorts schärfer ausfielen als während der Großen Rezession. Der wirtschaftliche Einbruch verlief international weitgehend synchron, er war damit globaler Natur. Sowohl in Europa und in den USA als auch in den großen Schwellenländern begann die gesamtwirtschaftliche Produktion mit der zunehmenden Zahl von Corona-Infektionen und als Folge zum Teil drastischer Eindämmungsmaßnahmen im März zu sinken. Der Abschwung verstärkte sich im April, so dass sich der Rückgang des Bruttoinlandsprodukts trotz der in den folgenden Monaten einsetzenden Erholung auf das zweite Quartal konzentrierte. Eine Ausnahme bildet China, dort ist der Epidemie- und Konjunkturverlauf der übrigen Welt etwa ein Quartal voraus. Auch wenn die Pandemie noch keineswegs auf dem Rückzug ist, wurde weltweit bereits im Sommer ein Großteil der wirtschaftlichen Aktivität wiederaufgenommen. Mittlerweile dürfte ein Gutteil des Einbruchs wettgemacht worden sein.

			Die der Prognose zugrunde liegende Annahme über den Pandemieverlauf sieht vor, dass in weiten Teilen der Welt die bestehenden Einschränkungen zunächst fortbestehen, wobei es örtlich und zeitlich begrenzt auch zu Verschärfungen kommen wird. Im Verlauf des kommenden Jahres gelingt es dann, die Pandemie zurückzudrängen, so dass Eindämmungsmaßnahmen schrittweise aufgehoben werden können. Im Zuge dessen wird die wirtschaftliche Tätigkeit im Verlauf des kommenden Jahres immer weniger behindert.

			Beeinträchtigung wegen Unsicherheit über Pandemieverlauf

			Zurzeit ist die Unsicherheit über den Pandemieverlauf und damit mögliche erneute Infektionsschutzmaßnahmen noch groß. Diese Unsicherheit beeinträchtigt insbesondere die Investitionstätigkeit von Unternehmen und die Bereitschaft von privaten Haushalten, größere Anschaffungen zu tätigen. Der private Konsum wird in vielen Ländern zwar dadurch gestützt, dass sich infolge verringerter Konsummöglichkeiten in erheblichem Umfang Kaufkraft aufgestaut hat, doch wird er vielerorts gleichzeitig durch eine stark gestiegene Arbeitslosigkeit gebremst. Die Normalisierung der wirtschaftlichen Tätigkeit, die sich aus den Lockerungen der Eindämmungsmaßnahmen ergibt, wird aber wohl auf absehbare Zeit nicht zu einer vollständigen Rückkehr auf den vor der Krise erwarteten Wachstumstrend führen. So dürfte die Investitionsneigung unter anderem infolge von verschlechterten Absatzerwartungen und einer reduzierten Eigenkapitalbasis nachhaltig gedämpft sein. Dies führt zu einem geringeren Wachstum des Kapitalstocks, der zudem im Zuge des zu erwartenden deutlichen Anstiegs von Insolvenzen in Teilen vermutlich abgeschrieben werden muss. In der Krise abgebaute Arbeitsplätze werden nur allmählich an anderer Stelle wieder entstehen und die Arbeitskräfte nicht in allen Fällen wieder mit der zuvor verzeichneten Produktivität beschäftigt werden können, da die Anpassung der Qualifikation Zeit erfordert.

			Globale Erholung ab 2021

			All dies belastet zunächst die weitere globale Erholung, die sich nach dem Zwischenspurt um die Jahresmitte deutlich verlangsamen dürfte. Die Weltproduktion dürfte im Jahresdurchschnitt 2020 um 4,0% sinken und damit so stark wie noch nie seit dem Zweiten Weltkrieg. Für das Jahr 2021 erwarten die Institute aufgrund des fortschreitenden Erholungsprozesses eine kräftige Zunahme um 5,9%. Im Jahr 2022 dürfte die Weltproduktion mit 3,7% expandieren, womit sich die Veränderungsraten allmählich normalisieren. Insgesamt bleibt damit die wirtschaftliche Aktivität aber im gesamten Prognosezeitraum und darüber hinaus deutlich unter den Werten, die ohne Pandemie zu erwarten gewesen wären.

			Im Welthandel waren im Juli bereits rund zwei Drittel des zwischen Ende vergangenen Jahres und Mai verzeichneten Rückgangs um 17% wieder aufgeholt. Der Beginn der Erholung im Mai fiel mit einem Rückgang der Neuinfektionen in vielen Ländern und der damit verbundenen schrittweisen Lockerung der Infektionsschutzmaßnahmen zusammen. Zuletzt scheint die Erholung wohl auch deshalb an Schwung verloren zu haben, weil die Infektionszahlen vielerorts wieder deutlich gestiegen sind. In den kommenden Monaten dürfte sich die Erholung mit schwächerer Dynamik fortsetzen. Gleichwohl wird der Welthandel im Gesamtjahr 2020 um 6,9% unter seinem Vorjahresniveau bleiben. In den Jahren 2021 und 2022 dürfte er um 5,7% bzw. 3,1% ausgeweitet werden.

			Fiskalpakete in erheblichem Umfang bereitgestellt

			Die Weltwirtschaft ist im Sommer vor allem deshalb angesprungen, weil viele Arten des privaten Konsums, die mit sozialen Kontakten einhergehen, wieder möglich wurden und die Kaufkraft der privaten Haushalte weitaus weniger zurückging als die Produktion. Hier dürften eine aktive Finanzpolitik sowie automatische Stabilisatoren vor allem in den fortgeschrittenen Volkswirtschaften eine entscheidende Rolle gespielt haben. Beschäftigte, die aufgrund der Pandemie ihre Lohneinkommen verloren haben, werden in den USA und in vielen Ländern Europas in erheblichem Ausmaß finanziell unterstützt. Unternehmen, die aufgrund von Infektionsschutzmaßnahmen Umsatzausfälle verkraften müssen, wird Liquidität bereitgestellt, oder die Staaten bürgen für Unternehmenskredite. Zudem sind erhöhte öffentliche Investitionen und Maßnahmen zur Förderung privater Investitionen geplant. Die in den fortgeschrittenen Volkswirtschaften geschnürten Fiskalpakete sind in ihrem Umfang einmalig. In den USA ist für 2020 mit einem öffentlichen Budgetdefizit von mehr als 15% im Verhältnis zum Bruttoinlandsprodukt zu rechnen, und im Euroraum dürfte die Defizitquote reichlich 8% betragen. Expansive finanzpolitische Maßnahmen von erheblichem Umfang wurden auch in großen Schwellenländern wie China, Brasilien und Indien ergriffen.

			Zentralbanken unterstützen die Maßnahmen

			Die Zentralbanken in den großen fortgeschrittenen Volkswirtschaften unterstützen die finanzpolitischen Maßnahmen, indem sie in großem Umfang Staats­titel erwerben und signalisieren, dass für längere Zeit mit Leitzinsen von um die 0% zu rechnen ist. Hiermit stabilisieren sie zugleich die Finanzmärkte. Wo die Leitzinsen zu Beginn des Jahres 2020 nennenswert über 0% lagen, sind sie in Reaktion auf die Pandemie gesenkt worden, und zwar auch in den meisten Schwellenländern recht deutlich. Ende August hat die US-Notenbank darüber hinaus Änderungen an ihrer geldpolitischen Strategie bekanntgegeben. Neu ist vor allem, dass die Notenbank plant, im Falle einer längeren Phase mit Inflationsraten unter dem 2%-Ziel (wie gegenwärtig) für einige Zeit auch Inflationsraten anzustreben, die moderat über dem Ziel liegen.
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			Weitere internationale Risiken

			Neben dem ungewissen Verlauf der Corona-Pandemie bestehen weitere internationale Risiken für die wirtschaftliche Entwicklung. So bergen die bereits eingetretenen Pandemiefolgen die Gefahr, dass der kräftige Anstieg der Staatsverschuldung infolge wegbrechender Staatseinnahmen und der massiven fiskalischen Stimulierungsmaßnahmen die Risikoprämien für manche Staaten so weit steigen lässt, dass die Finanzpolitik schon bald von Expansion auf Konsolidierung schwenken muss. Auch besteht das Risiko, dass weltweit viele Unternehmen nach dem Auslaufen entsprechender Moratorien Insolvenz anmelden und zusätzliche Arbeitsplätze verlorengehen. Dies könnte auch die kreditgebenden Banken in Schwierigkeiten bringen und eine Finanzkrise auslösen. Diese Gefahr dürfte vor allem in vielen Schwellenländern bestehen. Ferner schwelt nach wie vor die Gefahr sich verschärfender Handelskonflikte, insbesondere zwischen den USA und China. Latent ist zudem der Handelsstreit zwischen den USA und der Europäischen Union. Schließlich ist offen, welches Handelsregime zwischen der EU und Großbritannien gelten wird, wenn Ende 2020 die Übergangsphase im Austrittsprozess ausläuft. Hierzu ist für diese Prognose unterstellt, dass sich Großbritannien und die Europäische Union nicht zeitgerecht auf ein Handelsabkommen werden einigen können, dass aber pragmatische Ad-hoc-Regeln auf beiden Seiten eine gravierende Störung der Wirtschaftsbeziehungen verhindern werden.

			Stärkster Einbruch der Wirtschafts­leistung in Deutschland

			Die Wirtschaftsleistung in Deutschland ist infolge der Maßnahmen zur Eindämmung der Corona-Pandemie in der ersten Jahreshälfte so stark eingebrochen wie nie zuvor seit Bestehen der Bundesrepublik, wobei sich der Einbruch auf die Monate März und April konzentrierte. Im zweiten Quartal wurde das Vorkrisenniveau des Bruttoinlandsproduktes um 11,5% unterschritten. Im Mai setzte aber bereits eine kräftige Gegenbewegung ein, die sich in nahezu allen Branchen bis zum aktuellen Rand fortsetzte. Für das dritte Quartal rechnen die Institute mit einem deutlichen Zuwachs des Bruttoinlandsprodukts um 6,5%. Die Wirtschaftsleistung liegt dann aber immer noch fast 6% unter dem Niveau vom Schlussquartal des Vorjahres. Dieser Erholungsprozess dürfte allerdings zunehmend an Fahrt verlieren. Denn Nachholeffekte laufen aus, einige Branchen sind weiterhin erheblichen Einschränkungen ausgesetzt, und die für die deutsche Wirtschaft wichtige globale Investitionstätigkeit dürfte noch für einige Zeit geschwächt bleiben.



   			 Abb. 2
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			Die Institute revidieren ihre Prognose für das Bruttoinlandsprodukt gegenüber dem Frühjahrsgutachten für das laufende und das kommende Jahr um jeweils gut 1 Prozentpunkt nach unten. Grund dafür ist, dass der weitere Erholungsprozess nunmehr etwas schwächer eingeschätzt wird als noch im Frühjahr. Die Wirtschaftsleistung dürfte daher in diesem Jahr um 5,4% schrumpfen und im kommenden Jahr nur um 4,7% zulegen. Für das Jahr 2022 erwarten die Ins­titute einen Zuwachs um 2,7%. Das Vorkrisenniveau wird voraussichtlich erstmals im Schlussquartal des kommenden Jahres wieder überschritten. Damit sind die Folgen der Coronakrise aber bei weitem noch nicht ausgestanden. So liegt die Wirtschaftsleistung dann immer noch 2,5% unter dem Niveau, das ohne die Pandemie zu erwarten gewesen wäre. Die Normalauslastung der gesamtwirtschaftlichen Produktionskapazitäten dürfte erst Ende des Jahres 2022 in etwa erreicht werden – und das auch nur bei einem dann gegenüber dem vergangenen Herbstgutachten um 1,3% niedriger veranschlagten Niveau des Produk­tionspotenzials. Diese Einschätzung ist allerdings mit besonderer Unsicherheit behaftet, weil sich derzeit kaum absehen lässt, welche langfristigen Schäden die Coronakrise in den Wirtschaftsstrukturen hinterlassen wird und wie die wirtschaftspolitischen Reaktionen wirken.

			Im Vergleich zur Großen Rezession bestehen trotz ähnlicher Jahresraten für das Bruttoinlandsprodukt in den Jahren 2009 und 2020 wichtige Unterschiede. So ging dem Einbruch in der zweiten Jahreshälfte 2008 ein ausgeprägter Boom voraus, während die deutsche Wirtschaft am Ende des Jahres 2019 schon zwei Jahre im Abschwung war. Allerdings bestehen gute Chancen, dass die Erholung diesmal zügiger verläuft. Denn der Weltfinanzkrise gingen langjährige Fehlentwicklungen im Wirtschaftssystem voraus, deren Korrektur längere Zeit erforderte. Dagegen hat die Corona-Pandemie die Weltwirtschaft als exogener Schock getroffen, der die wirtschaftliche Aktivität zwar zwischenzeitlich massiv unterbrach, die Produktionsstrukturen aber in deutlich geringerem Umfang in Frage stellen dürfte. Dies erklärt, weshalb die Wirtschaftsleistung nach der Shutdown-Phase dort, wo es das Pandemiegeschehen zulässt, rascher wieder aus dem tiefen Tal herausfindet als im Nachgang der Weltfinanzkrise, die die realwirtschaftliche Aktivität schon vor der akuten Krisenphase belastete. Zeigte sich in der Großen Rezession ein U-förmiger Verlauf bei der deutschen Wirtschaftsleistung, die erst nach zwölf Quartalen das Vorkrisenniveau überstieg, zeichnet sich für die Coronakrise eher ein V-förmiger Verlauf ab, bei dem ein Jahr früher zum Vorkrisenniveau aufgeschlossen werden kann. Gleichwohl stellt der verbleibende Aufholprozess die mühsamere Wegstrecke dar, so dass sich der rechte Schenkel der V-Formation deutlich abflacht.

			Die Große Rezession war für die deutsche Konjunktur vor allem eine Export- und Investitionskrise, während in der Corona-Pandemie zusätzlich und in massiver Weise auch der private Konsum in Mitleidenschaft gezogen wurde. Maßgeblich hierfür sind fehlende Konsummöglichkeiten infolge behördlicher und privater Vorsichtsmaßnahmen zum Infektionsschutz. Weil die verfügbaren Einkommen zugleich von den automatischen Stabilisatoren und finanzpolitischen Maßnahmen gestützt wurden, schnellte die Sparquote der privaten Haushalte im zweiten Quartal auf ein historisches Niveau von 21% hoch. In diesem und im kommenden Jahr dürfte insgesamt Kaufkraft in Höhe von etwa 150 Mrd. Euro zusätzlich gespart werden. In dem Maße, wie der Gesundheitsschutz Lockerungen der zum Infektionsschutz getroffenen Maßnahmen zulässt, wird sich mit den Konsummöglichkeiten auch die Sparquote nach und nach normalisieren.



Tab. 1


				
					
					
					
					
					
					
					
				
				
					
							
							Eckdaten der Prognose für Deutschland 

						
					

					
							
							
							2017

						
							
							2018

						
							
							2019

						
							
							2020

						
							
							2021

						
							
							2022

						
					

					
							
							Reales Bruttoinlandsprodukta

						
							
							2,6  

						
							
							1,3  

						
							
							0,6

						
							
							– 5,4

						
							
							4,7

						
							
							2,7

						
					

					
							
							Erwerbstätigeb (1 000 Personen)

						
							
							44 262

						
							
							44 868

						
							
							45 269 

						
							
							44 869

						
							
							45 019

						
							
							45 311

						
					

					
							
							Arbeitslose (1 000 Personen)

						
							
							2 533

						
							
							2 340

						
							
							2 267

						
							
							2 712

						
							
							2 718

						
							
							2 525

						
					

					
							
							Arbeitslosenquote BAc (in %)

						
							
							5,7  

						
							
							5,2

						
							
							5,0 

						
							
							5,9

						
							
							5,9

						
							
							5,5

						
					

					
							
							Verbraucherpreisea,d 

						
							
							1,5 

						
							
							1,8

						
							
							1,4

						
							
							0,5

						
							
							1,4

						
							
							1,6

						
					

					
							
							Lohnstückkostena,e

						
							
							1,1

						
							
							2,8

						
							
							3,2

						
							
							4,2

						
							
							– 1,8

						
							
							0,8

						
					

					
							
							Finanzierungssaldo des Staatesf

						
							
							
							
							
							
							
					

					
							
							 – in Mrd. Euro

						
							
							44,4

						
							
							61,6

						
							
							52,5

						
							
							– 183,2

						
							
							– 118,1

						
							
							– 92,0

						
					

					
							
							 – in % des Bruttoinlandsprodukts

						
							
							1,4

						
							
							1,8

						
							
							1,5

						
							
							– 5,5

						
							
							– 3,3

						
							
							– 2,5

						
					

					
							
							Leistungsbilanzsaldo

						
							
							
							
							
							
							
					

					
							
							 – in Mrd. Euro

						
							
							253,9

						
							
							247,5

						
							
							244,0

						
							
							221,7

						
							
							264,1

						
							
							275,6

						
					

					
							
							 – in % des Bruttoinlandsprodukts

						
							
							7,8

						
							
							7,4

						
							
							7,1

						
							
							6,7

						
							
							7,5

						
							
							7,5

						
					

					
							
							a Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %. b Inlandskonzept. c Arbeitslose in % der zivilen Erwerbspersonen (Definiti-on gemäß Bundesagentur für Arbeit). d Verbraucherpreisindex (2015 = 100). e Im Inland entstandene Arbeitnehmerent-gelte je Arbeitnehmerstunde bezogen auf das reale Bruttoinlandsprodukt je Erwerbstätigenstunde. f In der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen (ESVG 2010).

						
					

					
							
							Quelle: Statistisches Bundesamt; Bundesagentur für Arbeit; Deutsche Bundesbank; 2020 bis 2022: Prognose der Institute. 

						
							
							GD Herbst 2020

						
					

				
			

			Trotz Kurzarbeit Verlust an Arbeitsplätzen

			Die Coronakrise hinterlässt deutliche Spuren am Arbeitsmarkt. So sind trotz der massiven Inanspruchnahme der Kurzarbeit bis zum August 670 000 Arbeitsplätze weggefallen; stellt man in Rechnung, dass es ohne den Corona-Schock Beschäftigungszuwächse gegeben hätte, so steigt die Zahl der krisenbedingten Arbeitsplatzverluste nach Einschätzung der Institute auf 820 000. Zugleich ist die Arbeitslosenquote merklich gestiegen. Im Sommer war sie mit 6,4% so hoch wie zuletzt vor fünf Jahren und 1,4 Prozentpunkte höher als zu Jahresanfang. Die Talsohle am Arbeitsmarkt scheint seitdem aber durchschritten zu sein. So deuten die Arbeitsmarktdaten am aktuellen Rand auf einen allmählichen Beschäftigungsanstieg hin. Die Zahl der Erwerbstätigen dürfte das Vorkrisenniveau gleichwohl erst zur Mitte des Jahres 2022 wieder erreichen. Das Arbeitsvolumen bleibt hingegen auch am Ende des Prognosezeitraums noch leicht dahinter zurück. 

			Weitere Risiken für die Prognose 

			Neben den Unwägbarkeiten aus dem internationalen Umfeld bestehen weitere Risiken für die Prognose. So ist unsicher, wie viele Unternehmen durch die Pandemie in ihrer Existenz bedroht sind. Denn die bis Ende September ausgesetzte Insolvenzanzeigepflicht erschwert die Diagnose mit Blick auf die Stabilität des Unternehmenssektors. Damit werden sich die Auswirkungen der Coronakrise auf die Solvenz der Unternehmen erst nach dem dritten Quartal deutlicher abzeichnen. Sollte es dann zu einer größeren Insolvenzwelle kommen, würde sich dies in einem Anstieg der Arbeitslosigkeit und einem Rückgang der Kurzarbeit bemerkbar machen. Damit würde die Zahl der Erwerbstätigen vorübergehend schwächer steigen oder sogar sinken. Ein Anschwellen der Insolvenzfälle droht vor allem in besonders schwer betroffenen Branchen wie dem Gastgewerbe, aber auch generell im Segment der kleineren Unternehmen, die ihre Eigenkapitalposition in den Jahren vor der Krise weniger verbessert hatten als mittlere und große Unternehmen. Zwar dürften die Unternehmensgewinne im Zuge der Coronakrise weniger stark einbrechen als während der Großen Rezession – auch infolge stützender staatlicher Maßnahmen –, allerdings waren sie in Relation zur Wirtschaftsleistung bereits vor der Pandemie längere Zeit sehr niedrig. Ein bedeutendes Aufwärtsrisiko für die Prognose ergibt aus der in erheblichem Umfang zurückgestauten Kaufkraft bei den privaten Haushalten. Diese ist durch die über längere Zeit eingeschränkten Konsummöglichkeiten bedingt. Sollten die privaten Haushalte – anders als von den Instituten unterstellt – verstärkt auf diese Kaufkraft zurückgreifen, würden hiervon zusätzliche Konjunktur­impulse ausgehen, und der private Verbrauch könnte rascher zu seinem Vorkrisenniveau aufschließen. Je höher die konsumnahen Wirtschaftsbereiche ausgelastet sind, auf die diese zusätzliche Nachfrage träfe, desto stärker würde sich dies in einem Anstieg der Verbraucherpreise bemerkbar machen.

			Finanzpolitische Maßnahmen

			Die Finanzpolitik hat im laufenden Jahr mit einem Bündel konjunkturstabilisierender Maßnahmen von beispiellosem Umfang auf die Krise reagiert. Die Konjunkturprogramme haben im Zusammenspiel mit den automatischen Stabilisatoren dazu beigetragen, dass die verfügbaren Einkommen der privaten Haushalte selbst in der akuten Krisenphase insgesamt relativ stabil blieben. Auch deshalb dürfte der Gesamtstaat das laufende Jahr mit einem Rekorddefizit von 183 Mrd. Euro abschließen (5,5% in Relation zur Wirtschaftsleistung), nach einem Überschuss von 53 Mrd. Euro (1,5%) im Jahr 2019. Während sich die konjunkturell bedingten Defizite im Zuge der Erholung im kommenden Jahr deutlich verringern, bleibt das strukturelle Defizit in etwa unverändert. Der Fehlbetrag der öffentlichen Hand sinkt damit auf 118 Mrd. Euro, bleibt aber mit 3,3% immer noch leicht über der Maastricht-Grenze. Diese dürfte erst im übernächsten Jahr wieder unterschritten werden, allerdings fällt das Staatsdefizit mit 92 Mrd. Euro (2,5%) dann immer noch beträchtlich aus

			Wirtschaftspolitische Maßnahmen

			Der gesamtwirtschaftliche Einkommensausfall der Jahre 2020 und 2021 lässt sich auch durch die besten wirtschaftspolitischen Maßnahmen nicht wettmachen. Die Wirtschaftspolitik hat allerdings großen Einfluss darauf, welche Bevölkerungsgruppen die Einkommenseinbußen tragen werden und inwiefern der langfristige Einkommenstrend durch die Folgen der Pandemie beeinflusst wird. Angesichts der angebots- und nachfrageseitigen wirtschaftlichen Beeinträchtigungen infolge der Corona-Pandemie und durch die damit verbundenen Infektionsschutzmaßnahmen begrüßen die Institute, dass die Wirtschaftspolitik diskretionäre Maßnahmen ergriffen hat, die auf die Stabilisierung der Konjunktur und auf die Vermeidung von negativen Langfristfolgen für die Wirtschaft abzielen. Insbesondere diejenigen Maßnahmen, die Einkommensausfälle der privaten Haushalte ersetzen, wie das Kurzarbeitergeld, und die die von der Corona­krise betroffenen Unternehmen direkt stützen, werden diesem Ziel gerecht. Auch in Zeiten negativer Zinsen und großer Nachfrage nach Staatsschuldpapieren, die einen großen finanziellen Spielraum für die öffentliche Hand bieten, sollte der Einsatz öffentlicher Mittel aber auf Effizienz in dem Sinne bedacht sein, dass jeweils das Instrument zur Erreichung eines spezifischen Ziels eingesetzt wird, mit dem die geringsten Verzerrungen und Nebenwirkungen einhergehen. Diejenigen Maßnahmen des Konjunkturprogramms, die auf die Förderung des Konsums aller privaten Haushalte abzielen, erfüllen dieses Kriterium nicht. Besser wäre es, die Stimulierung der gesamtwirtschaftlichen Nachfrage über die automatischen Stabilisatoren hinaus vor allem mit gerichteten Transfers an diejenigen privaten Haushalte und Unternehmen vorzunehmen, die tatsächlich Einkommenseinbußen durch die Krise erlitten haben. Zum einen stabilisieren solche Transfers die Konjunktur mehr als unspezifische einnahmeseitige Maßnahmen wie die temporäre Mehrwertsteuersenkung und zum anderen verstärken sie nicht den Zielkonflikt zwischen Nachfragestabilisierung und Verteilung der Krisenkosten nach individueller Leistungsfähigkeit. Insbesondere mit Blick auf die Lastverteilung sehen die Institute daher Spielräume für Verbesserungen, die zugleich die Stabilisierungswirkung verstärken würden. Das DIW Berlin hingegen beurteilt die im Frühjahr ergriffenen Soforthilfen und das im Juni 2020 beschlossene Konjunkturprogramm der Bundesregierung in ihrer Gesamtheit als notwendig, zweckmäßig und dem Umfang nach angemessen, um die deutsche Konjunktur zu stabilisieren. Wirtschaftspolitische Entscheidungen in Krisensituationen stehen vor einem Konflikt zwischen Zielgenauigkeit und Reaktionsschnelligkeit. Bei einigem Für und Wider im Einzelnen sind die beschlossenen Maßnahmen geeignet, die Investitionstätigkeit und den Konsum zu stützen und damit die Erholung zu beschleunigen. Die Mehrwertsteuersenkung und der Kinderbonus begünstigen zudem Haushalte mit mittleren und geringen Einkommen, die besonders von der Krise betroffen sind.

			Abgeschlossen in Kiel am 14. Oktober 2020

			Die Gemeinschaftsdiagnose wird erarbeitet vom DIW in Berlin, vom ifo Institut in München, vom IfW in Kiel, vom IWH in Halle und vom RWI in Essen.

			Die Langfassung des Gutachtens 

			Projektgruppe Gemeinschaftsdiagnose, Erholung verliert an Fahrt – Wirtschaft und Politik weiter im Zeichen der Pandemie, Herbst 2020, Kiel 2020, ist hier zu finden:

https://www.ifo.de/node/58780.
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			Branchen im Fokus: Einzelhandel mit Bekleidung
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			Der Einzelhandel mit Bekleidung wird in der Glie­derung der Klassifikation der Wirtschaftszweige, Ausgabe 2008 (WZ 2008) im Handelsabschnitt G unter dem Viersteller 47.71 gelistet. Er ist dem Bereich »Einzelhandel mit sonstigen Gütern (in Verkaufsräumen)« 47.7 zugeordnet.

			Struktur der Branche

			Laut der »Jahresstatistik im Handel 2018« des Statistischen Bundesamts zählte der Bekleidungseinzelhandel im September 2018 ca. 110000 Unternehmen mit etwa 1,2 Mio. Beschäftigten. Die Branche ist also sehr kleinteilig strukturiert. Die Händler erzielten einen Umsatz von knapp 150 Mrd. Euro. Tabelle1 zeigt die Branchenstruktur. Zur Ergänzung an dieser Stelle im Folgenden auch die Daten zum entsprechenden Online- und Versandhandelsbereich: Der »Versand- und Internet-Einzelhandel mit Textilien, Bekleidung, Schuhen und Lederwaren« unter der Kennzahl 47.91.1 zählte im September 2018 ca.5100Unternehmen mit knapp 61000 Beschäftigten und einem Umsatz von 17,5 Mrd. Euro.



Tab. 1


				
					
					
					
					
					
					
				
				
					
							
							Branchenstruktur Einzelhandel mit sonstigen Gütern (in Verkaufsräumen) 2018

						
					

					
							
							WZ 2008

						
							
							
							Unternehmen

						
							
							Beschäftigte

						
							
							Umsatz

						
							
							Umsatz aus E-Commerce

						
					

					
							
							
							
							Anzahl

						
							
							Mio. Euro

						
							
							%

						
					

					
							
							47.7

						
							
							Einzelhandel mit sonstigen Gütern (in Verkaufsräumen)

						
							
							109232

						
							
							1166961

						
							
							149728

						
							
							2,7

						
					

					
							
							45.71

						
							
							Einzelhandel mit Bekleidung

						
							
							24346

						
							
							353772

						
							
							36502

						
							
							4,9

						
					

					
							
							45.72

						
							
							Einzelhandel mit Schuhen und Lederwaren

						
							
							5593

						
							
							85272

						
							
							9062

						
							
							4,8

						
					

					
							
							Quelle: Statistisches Bundesamt, Jahresstatistik im Handel.

						
					

				
			

			Laut den aktuelleren Daten aus der amtlichen Monatsstatistik war im August 2020 gegenüber der Vorjahresperiode beim Umsatz des (stationären) Bekleidungseinzelhandels ein Rückgang in Höhe von 11,8% zu verzeichnen. Während des Lockdown im März und April betrug die Abnahme sogar 56,5% bzw. 78%. Bei der Anzahl der Beschäftigten gab es im August gegenüber dem Vorjahresmonat eine Reduzierung in Höhe von 9,2% (März: –6,3%, April: –11,3%). Bedingt durch Verschiebungen in Richtung Online-Shopping steigerte sich demgegenüber der Umsatz im Online-Handel im August um 17,4% (März: –10,7%, April: +20,8%). Personalabbau war in diesem Sektor im Vergleich kaum zu beobachten, die Abnahme gegenüber dem Vorjahresmonat lag aktuell bei 1,6% und fiel in den Vormonaten noch geringer aus.

			Zur Bewältigung der Krise waren bzw. sind viele Einzelhändler auf Kurzarbeit angewiesen. Die gesetzlichen Hürden zur Inanspruchnahme von Kurzarbeit wurden in den vergangenen Monaten stark gesenkt. Im Einzelhandel dürfte der Anteil der Kurzarbeiter im September nach Schätzungen des ifo Instituts bei etwa 7% gelegen haben (vgl. Tab. 2), ein deutlicher Rückgang im Vergleich zu den Vormonaten, insbesondere zum Mai, als zahlreiche Geschäfte aufgrund der Eindämmungsmaßnahmen noch nicht wieder geöffnet hatten und die Quote noch 28,2% betragen hatte.1 Nach den Monatszahlen zur realisierten Kurzarbeit der Bundesagentur für Arbeit (Stand: September 2020) gab es im Bereich 47 »Einzelhandel (ohne Handel mit Kfz)« im Juni 2020 rund 42000 Betriebe, die Kurzarbeit angeordnet hatten (Mai: ca. 53000, April: 71000, März: 46500).


Tab. 2


				
					
					
					
					
					
					
					
					
				
				
					
							
							ifo-Schätzung der Kurzarbeit nach Wirtschaftsbereichen

						
					

					
							
							
							 

						
							
							 

						
							
							Gesamtwirtschaft

						
							
							Handel

						
							
							Kfz-Handel

						
							
							Großhandel

						
							
							Einzelhandel

						
					

					
							
							Mai 2020

						
							
							Kurzarbeiter

						
							
							KUAa

						
							
							7 276 250

						
							
							1 333 999

						
							
							289 363

						
							
							361 915

						
							
							682 721

						
					

					
							
							Anteilb in %

						
							
							21,8

						
							
							29,7

						
							
							43,6

						
							
							25,7

						
							
							28,2

						
					

					
							
							Juni 2020

						
							
							Kurzarbeiter

						
							
							KUAa

						
							
							6 721 490

						
							
							963 392

						
							
							215 274

						
							
							331 151

						
							
							416 967

						
					

					
							
							Anteilb in %

						
							
							20,1

						
							
							21,4

						
							
							32,5

						
							
							23,5

						
							
							17,2

						
					

					
							
							Juli 2020

						
							
							Kurzarbeiter

						
							
							KUAa

						
							
							5 552 289

						
							
							636 570

						
							
							139 595

						
							
							256 608

						
							
							240 367

						
					

					
							
							Anteilb in %

						
							
							17

						
							
							14

						
							
							21

						
							
							18

						
							
							10

						
					

					
							
							Arbeitsausfall

						
							
							je KUA in %

						
							
							43

						
							
							39

						
							
							39

						
							
							41

						
							
							37

						
					

					
							
							gesamt in %

						
							
							7

						
							
							5

						
							
							7

						
							
							7

						
							
							4

						
					

					
							
							August 2020

						
							
							Kurzarbeiter

						
							
							KUAa

						
							
							4 653 719

						
							
							515 407

						
							
							103 152

						
							
							227 391

						
							
							184 864

						
					

					
							
							Anteilb in %

						
							
							14

						
							
							11

						
							
							16

						
							
							16

						
							
							8

						
					

					
							
							Arbeitsausfall

						
							
							je KUA in %

						
							
							41

						
							
							38

						
							
							37

						
							
							38

						
							
							37

						
					

					
							
							gesamt in %

						
							
							6

						
							
							4

						
							
							5

						
							
							6

						
							
							3

						
					

					
							
							September 2020

						
							
							Kurzarbeiter

						
							
							KUAa

						
							
							3 733 009

						
							
							406 081

						
							
							64 987

						
							
							180 733

						
							
							160 361

						
					

					
							
							Anteilb in %

						
							
							11

						
							
							9

						
							
							10

						
							
							13

						
							
							7

						
					

					
							
							Arbeitsausfall

						
							
							je KUA in %

						
							
							39

						
							
							35

						
							
							35

						
							
							36

						
							
							34

						
					

					
							
							Gesamt in %

						
							
							5

						
							
							3

						
							
							3

						
							
							4

						
							
							2

						
					

					
							
							a Schätzung des ifo Instituts. b Anteil Kurzarbeiter an sozialversicherungspflichtig Beschäftigten.

						
					

					
							
							Quelle: Bundesagentur für Arbeit; Schätzungen des ifo Instituts.

						
					

				
			

			Konjunkturelle Entwicklung

			Wie ist es aktuell um den Bekleidungseinzelhandel bestellt? Abbildung 1 zeigt den Indikator zur aktuellen Geschäftslage der Branche im Vergleich zum gesamten Einzelhandel (ohne Kfz). Die Einschätzungen der Händler mit Bekleidung liegen per saldo beständig unter denen des gesamten Einzelhandels. Eine deutliche Verschlechterung bei den Modehändlern zeichnete sich schon im März ab. Der Tiefpunkt wurde im April erreicht, alle an der Umfrage teilnehmenden Unternehmen sprachen von einer schlechten Geschäftslage. Dies war nicht überraschend, da alle Geschäfte geschlossen werden mussten. Der Einbruch der Lagebeurteilung im gesamten Einzelhandel fiel zwar auch massiv, aber nicht ganz so stark wie im Modeeinzelhandel aus. Dies lag vor allem daran, dass Supermärkte und Drogerien offenbleiben durften und in dieser Zeit ein starkes Umsatzwachstum erlebten. Zudem berichteten die Bekleidungseinzelhändler in der monatlichen Umfrage von viel zu hohen Lagerbeständen. Der Abverkauf lag deutlich unter den Erwartungen. Den Einbruch bei den Verkäufen versuchten die Händler mit Preissenkungen abzufedern. Und es gab vermehrt Beschäftigungsabbau beim Verkaufspersonal.



   			 Abb. 1
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			Die Ergebnisse in Abbildung 1 werden durch die Entwicklung der realen Umsätze bestätigt (vgl. Abb.2). Die Umsatzverluste waren im Bekleidungseinzel­handel in den vergangenen Monaten erheblich. Im Vergleich zum Vorjahreszeitraum betrugen sie während des Lockdown im März knapp 57% und im April sogar 78%. Im August lag der Rückgang noch bei knapp 12Prozentpunkten. Neben der Schließung der Geschäfte gab es auch andere Ursachen. So hatten Beschäftigte in Kurzarbeit weniger Geld zur Verfügung. Auch das Interesse an Modekäufen dürfte aufgrund der unsicheren Wirtschaftslage bei vielen Konsumenten zurückgegangen sein. Zumal viele sonst übliche Kaufanlässe fehlten, wie z.B. Familientreffen, Urlaubsreisen oder gesellschaftliche und kulturelle Veranstaltungen.
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			Laut dem Google-Mobility-Report vom 15. Oktober 2020 (vgl. Abb. 3) hat die Mobilität in Deutschland im Bereich Einzelhandel und Freizeit (dieser umfasst Mobilitätstrends für Orte wie Einkaufszentren, Restaurants, Freizeitparks, Museen und Kinos) im Vergleich zum Referenzwert2 am aktuellen Rand um rund 9% abgenommen. Bei Geschäften für den täglichen Bedarf (Lebensmittel und Apotheken) war hingegen eine Zunahme um ca. 5% zu verzeichnen. Ein massiver Einbruch war während des Shutdown im März und April sichtbar.
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			Nach Angaben des Handelsverbands Deutschland (HDE) ist die Situation für viele Bekleidungseinzelhändler gerade in den Stadtzentren weiterhin kritisch, auch aufgrund der Mietkosten. So sei bei einem Drittel der Bekleidungshändler eine Anpassung des Miet­zinses bzw. der Kaltmiete notwendig geworden, knapp ein Viertel habe Stundungen der Miete ausgehandelt (vgl. Hertel 2020).

			Wie geht es weiter?

			Die Corona-Pandemie hat die Weltwirtschaft im ersten Halbjahr 2020 in eine tiefe Rezession gestürzt. Mit der schrittweisen Lockerung der Shutdown-Maßnahmen setzte zum Sommer die Erholung ein. In Deutschland wird die Wirtschaftsleistung laut der ifoKonjunkturprognose für Herbst 2020 im Jahresdurchschnitt um 5,2% niedriger ausfallen als im Jahr 2019. Das Bruttoinlandsprodukt wird voraussichtlich erst im vierten Quartal 2021 sein Vorkrisenniveau erreichen. Die jahresdurchschnittliche Wachstumsrate liegt dann im kommenden Jahr bei 5,1% (Wollmershäuser 2020).

			Abbildung 4 stellt die Geschäftserwartungen für den gesamten Einzelhandel (ohne Kfz) sowie für den Bekleidungseinzelhandel dar.3 Für ersteren zeigt sich ein gewisser Pessimismus. Insgesamt gehen die Einzelhändler tendenziell von schlechter laufenden Geschäften in den kommenden sechs Monaten aus. Deutlich pessimistischer sehen die Modeeinzelhändler ihre wirtschaftliche Zukunft. Der Saldo vom Oktober liegt bei –50 Punkten. Nur vereinzelt erhofft man sich eine deutliche Verbesserung in der nahen Zukunft, und die Bestellaktivität der Händler ist deutlich restriktiv ausgerichtet. Es ist davon auszugehen, dass dies auch in den kommenden Monaten so bleiben wird. Zuvor war schon von den Preissenkungen in der jüngeren Vergangenheit berichtet worden. Im September gaben die Händler per saldo an, dass weitere Senkungen nicht vorgesehen waren. Im Oktober berichtete jedoch wieder eine Mehrheit, dass Preisnachlässe wohl weiter ein Mittel der Wahl sind, um die Kundenfrequenz zu erhöhen und die Umsätze wieder anzukurbeln. Es sind zudem weitere Reduzierungen der Mitarbeiterzahl geplant.
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			Generell sorgt die Corona-Pandemie für weitere Verschiebungen vom stationären Einzelhandel in Richtung Online-Shopping. Dabei gewinnt die Zahlungsform als Servicefaktor an Bedeutung, z.B. der Ratenkauf. Dieser ist vor allem bei Spontankäufern und Konsumenten ohne ausgeprägtes Sparverhalten ein wichtiger Faktor (Meier 2020). Gleichzeitig gibt es nach wie vor ein großes Bedürfnis nach dem Einkaufserlebnis am »Point of Sale«. Um in Zukunft relevant für die Konsumenten zu bleiben, sind sicherlich Cross-Channel-Lösungen ein Mittel der Wahl für Einzelhandelsunternehmen.
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					1	Diese Schätzungen beruhen auf regelmäßigen Sonderfragen in der monatlichen Konjunkturumfrage. Für die Hintergründe der Schätzungen siehe Link und Sauer (2020a; 2020b; 2020c).

				

				
					2	Der Referenzwert ist der Medianwert für den entsprechenden Wochentag im Zeitraum vom 3. Januar bis zum 6. Februar 2020. Durch den Vergleich mit dem jeweils gleichen Wochentag in der Referenzperiode werden gewisse Verzerrungen behoben, die sich durch regelmäßige Veränderung im Wochenablauf ergeben (starker Pendelverkehr, Einkaufsverhalten an Samstagen). Typische Saisonmuster sind jedoch in den Daten enthalten.

				

				
					3	Die Konjunkturumfrage im Oktober lief bis einschließlich 23. Oktober, d.h., sie endete vor den Ankündigungen der Einschränkungen für den November.

				

			

		





		
			Arnd Arnold, Ulrich Burgard, Gregor Roth und Birgit Weitemeyer*

			Zum Vorschlag einer GmbH »in Verantwortungseigentum«

			Eine kritische Stellungnahme

		

		
			Alles begann mit der Frage, wie man Unternehmen gegen die Begehrlichkeiten von Investoren und Erben absichern und an geeignete Nachfolger weitergeben kann. Dieses auch traditionsreichen Familienunternehmen hinlänglich bekannte Problem soll neuerdings auch etablierte Start-up-Gründer plagen. Deren Beratung ist das Geschäft der Initiatoren der »Stiftung Verantwortungseigentum«. Durchaus beeindruckend haben sie es geschafft, eine Vielzahl von Unternehmern, bedeutende Stimmen aus der Wissenschaft sowie hochrangige Politiker von ihrer Idee des Verantwortungseigentums zu begeistern. 

			Verantwortungseigentum soll sich durch drei Merkmale auszeichnen:

			
					Vermögensbindung: Gewinne verbleiben grundsätzlich im Unternehmen und werden nicht ausgeschüttet. Auch Wertsteigerungen des Unternehmens können nicht privatisiert werden. 

					Selbständigkeit: Die Kontrolle des Unternehmens bleibt bei Personen, die dem Unternehmen langfristig verbunden sind. Die Kontrollrechte sollen daher nicht ohne Weiteres vererbt oder höchstbietend veräußert, sondern stets nur an Personen derselben »Werte- und Fähigkeitenfamilie« weitergegeben werden können. 

					Unabdingbarkeit: Die beiden vorstehenden Merkmale sollen unabdingbar und unveränderlich auf unbegrenzte Dauer gelten.

			

			Mit der rechtlichen Umsetzung ihrer Vorstellungen hat die Initiative renommierte Rechtswissenschaftler beauftragt, die den Entwurf eines Gesetzes über eine »GmbH in Verantwortungseigentum«1 vorgelegt haben. Dieser Entwurf hat großes politisches und mediales Echo gefunden.

			Merkmale der GmbH »in Verantwortungseigentum«?

			Kern der GmbH-Variante ist eine besondere Vermögensbindung, der sog. »Asset-Lock«. Die Gesellschafter erhalten weder Gewinnausschüttungen noch sind sie am Wertzuwachs des Unternehmens beteiligt. Sowohl bei einem Ausscheiden als auch bei der Liquidation der Gesellschaft erhalten sie nur den Nominalwert ihrer Einlage zurück. Zwar können die Gesellschafter derartige, insbesondere in Familienunternehmen verbreitete Regelungen bereits nach geltendem Recht vereinbaren. Wenn sich alle Gesellschafter einig sind, lassen sich solche Regelungen aber jederzeit aufheben. Deswegen sieht der Vorschlag vor, dass der Asset-Lock für alle Zeiten unveränderlich gelten soll, also selbst durch einen einstimmigen Beschluss der Gesellschafter nicht geändert oder aufgehoben werden kann.

			Der Gesellschafterkreis ist auf natürliche Personen, andere GmbH-VE oder andere Rechtsträger mit dauerhafter Vermögensbindung (z.B. rechtsfähige Stiftungen) beschränkt. Zudem ist die Abtretung der Geschäftsanteile (dispositiv) an die Zustimmung der Gesellschafter gebunden. Eine solche Vinkulierung kann ebenfalls schon nach geltendem Recht vereinbart werden und ist in Familienunternehmen tatsächlich verbreitet. Das gilt auch für die vorgesehene Erbfolgeregelung: Der Erbe kann nur mit Zustimmung der Gesellschafter in die Gesellschaft eintreten und erhält andernfalls lediglich den Nominalwert der Einlage.

			Die Besonderheit der GmbH-VE besteht daher allein darin, dass der Asset-Lock zwingend ist und nicht zur Disposition der Gesellschafter steht. Eine solche dauerhafte Vermögensbindung ist bisher nur bei der rechtsfähigen Stiftung bürgerlichen Rechts möglich. Die Stiftung setzt jedoch eine behördliche Anerkennung voraus und unterliegt einer staatlichen Aufsicht.

			Weitere Formen einer unternehmerischen Bindung sind nicht vorgesehen. Die GmbH-VE kann steuerlich gemeinnützig sein, muss es aber nicht. Der Unternehmensgegenstand muss nicht in irgendeiner Form nachhaltig und verantwortungsvoll i.S. einer Berücksichtigung von Stakeholder-Interessen oder CSR-Belangen sein. Er ist auch beliebig abänderbar (Waffen statt Pflüge, Schlachthof statt Streichelzoo). Ein Schutz von Arbeitsplätzen oder irgendeine Form der Mitarbeiterbeteiligung ist nicht vorgesehen; letzteres ist aber wie bei jedem anderen Unternehmen möglich.

			Im Wege eines sog. »Asset-deals« kann das Unternehmen selbst an beliebige Dritte veräußert werden. Die Anteile am Unternehmen können im Wege eines sog. »Share-deals« an Personen veräußert werden, die dem Kreis zulässiger Gesellschafter (natürliche Personen, GmbH-VE, Stiftungen) entsprechen. Hierbei können die Gesellschaft oder der Gesellschafter auch einen Veräußerungsgewinn realisieren.

			Das Unternehmen kann aufgegeben und die Gesellschaft liquidiert werden. Der Unternehmenserhalt mag zwar intendiert sein, ist aber nicht zwingend vorgesehen. Die Gesellschafter erhalten in diesem Fall höchstens den Nominalwert ihrer Einlagen zurück. Ein etwaiger Liquidationsgewinn ist einer anderen GmbH-VE oder gemeinnützigen Zwecken zuzuführen.

			Rechtsgeschäfte mit Gesellschaftern sind nicht verboten, sondern ausdrücklich erlaubt. Das ermöglicht den Gesellschaftern sogar dann eine vollständige Gewinnabschöpfung, wenn die Rechtsgeschäfte einem Drittvergleich standhalten. Praktische Beispiele hierfür sind Lizenzvereinbarungen über Markenrechte, mit denen »Apple & Co.« alle Gewinne aus einer Gesellschaft saugen, oder die »klassische« Betriebsaufspaltung.

			Auch gewinnabhängige Vergütungen sind nicht ausgeschlossen. Nach der Begründung des Entwurfs sind sogar »eigenkapitalähnliche schuldrechtliche Finanzierungen« durch Gesellschafter oder Dritte möglich. Dazu gehören etwa partiarische Darlehen. Ausdrücklich genannt werden stille Beteiligungen. Damit soll die Rechtsformvariante auch für Start-ups oder KMU in Frage kommen. 

			Begründung des Vorschlags

			Die Fortentwicklung des Gesellschaftsrechts sei notwendig, da die derzeit zur Verfügung stehenden »Rechtskleider«, wie das GmbHG aus dem Jahr 1892, veraltet seien. 

			Das Vermögen und die Gewinne der Gesellschaft sollen dauerhaft dem Unternehmen zugutekommen, nicht den Gesellschaftern. Durch diese Thesaurierung würde das Unternehmen »resilienter« gegenüber Krisen und erlaube »auch mal Risiken einzugehen« (Fratzscher)2.

			Der Asset-Lock sei die Lösung für das »Buddenbrook-Syndrom«, wonach die dritte Generation in der Regel das verschleudere, was die Großvätergeneration erarbeitet habe (Hüther)3. Der Asset-Lock sende auch ein »Vertrauenssignal« an Kunden und Arbeitnehmer, dass sie ihre Leistung nicht im alleinigen Gewinninteresse der Gesellschafter erbrächten. Gerade die heutigen Unternehmensgründer seien vor allem »intrinsisch« durch die unternehmerische »Selbstwirksamkeit« und nicht »extrinsisch« durch die Hoffnung auf Reichtümer motiviert. Die Gesellschafter seien vielmehr – ähnlich wie bei Familienunternehmen – »Treuhandgesellschafter«, die die Kontrolle über die Gesellschaft im Interesse des Unternehmens und der nächsten Generation ausüben würden. 

			Dadurch erleichtere die GmbH-VE die Weitergabe an familienfremde Dritte und die Suche nach geeigneten Nachfolgern. Durch den Asset-Lock würden ganz von selbst Kandidaten ausscheiden, die nicht überwiegend intrinsisch, sondern durch bloßes Gewinnstreben motiviert seien. Das schließe eine ordentliche Entlohnung einschließlich von Erfolgsbeteiligungen nicht aus. Damit werde das Unternehmen auch vor Übernahmen durch »Hedgefonds« und dergleichen »Fremdeigentümer« geschützt. Zwar sei der Verkauf des Unternehmens nicht ausgeschlossen, weil die wirtschaftliche Entwicklung dies erfordern könne. Nicht möglich sei es aber, den Verkaufserlös zu »personalisieren«. Vielmehr müsse der Erlös in der Gesellschaft bleiben oder an Gemeinnützige ausgeschüttet werden.

			Auf der Grundlage des geltenden Rechts bedürfe es zur Absicherung solcher Ziele komplizierter und kostenintensiver Doppelstiftungskonstruktionen, die sich weder für KMU noch für Start-ups eigneten, obwohl deren Interesse am Verantwortungseigentum groß sei. Außerdem seien Stiftungslösungen unflexibel.

			Beurteilung

			Zur Beurteilung der Rechtsform ist nicht das Alter des GmbHG oder die Neuartigkeit der vorgeschlagenen Variante entscheidend, sondern ob der Vorschlag für wirtschaftliche Vorhaben einen förderlichen und im Hinblick auf Umgehungen und den Schutz des Rechtsverkehrs einen robusten Rechtsrahmen bietet. So wurde das GmbHG seit seinem Inkrafttreten im Jahr 1892 regelmäßig, zuletzt 2017, überarbeitet und reformiert. Durch das MoMiG wurde beispielsweise eine Unternehmergesellschaft in Anlehnung an die englische Limited mit geringem Mindeststammkapital bereitgestellt und der Insolvenzschutz verbessert. Die GmbH ist weit verbreitet (rd. 1 Mio.) und erfreut sich ungebrochener Beliebtheit, auch in der Form der gemeinnützigen GmbH oder mit sonstiger ideeller Zwecksetzung. Das mit der GmbH-VE verfolgte Ziel eines werteorientierten Unternehmertums ist zwar durchaus positiv zu bewerten. Aber läßt es sich mit einer GmbH-VE auch rechtssicher umsetzen?

			Zwecklosigkeit 

			Die GmbH-VE ist eine Selbstzweck- bzw. Keinzweckorganisation, weil ihre Wertschöpfung grundsätzlich nichts und niemandem zugutekommt, sondern allein dem Erhalt und der Mehrung ihres eigenen Vermögens dient. Die Satzung kann zwar Ausschüttungen an Gemeinnützige vorsehen. Der Vorschlag muss aber danach beurteilt werden, was er ohne zusätzliche freiwillige Vereinbarungen leistet. Derartige Selbstzweckkonstruktionen sind in allen Rechtsordnungen verboten. Selbst in Liechtenstein oder Österreich muss die Stiftung wenigstens dem Erhalt des Unternehmens dienen, während der Vorschlag die Veräußerung aller Assets und die Fortführung als reine Cash-GmbH zulässt.

			Ordnungspolitisch bedenkliche Perpetuierung von Vermögen

			Der zwingende und unveränderliche Asset-Lock verstößt gegen die Prinzipien der Privat- und Verbandsautonomie (Art. 2, 9, 14 GG) und damit gegen das Knebelungsverbot (= sittenwidrig iSd § 138 BGB). Er führt zu einer Benachteiligung der Gläubiger der Gesellschafter, im Erbfall zu einer Verkürzung der Ansprüche von Pflichtteilsberechtigten und im Scheidungsfall zu einer Benachteiligung des anderen Ehegatten beim Güterrechtsausgleich. Damit bewirkt die GmbH-VE eine Form von »Asset protection«, wie sie früher das Familienfideikommiss vorsah und heute nur intransparente Offshore Trust-Gestaltungen ermöglichen. Und genau das ist auch beabsichtigt; denn Verantwortungseigentum soll ja die Lösung des Buddenbrook-Syndroms sein (s.o.).

			In treuhänderischer Verantwortung halten schon heute viele Familienunternehmen ihr Unternehmen und sichern dies durch den Gesellschaftsvertrag und durch Familiensatzungen ab. Dabei werden auch Gewinnausschüttungsbeschränkungen vereinbart, wie auch Unternehmer schon heute nach Belieben intrinsisch motiviert sein dürfen und es häufig auch sind. Im geltenden Kapitalgesellschaftsrecht ist auch der Ausschluss von Gewinnrechten bei Gesellschaften mit ideeller Zielsetzung anerkannt. Darauf beruht die Idee der verbreiteten und auch im internationalen Vergleich erfolgreichen gGmbH. Zunehmend verpflichten sich Unternehmen mit hybrider Zwecksetzung auch zu erheblichen Zuwendungen für gemeinnützige Zwecke und treten damit an die Öffentlichkeit (Viva con Agua-Wasser, Innocent-Säfte). Dafür braucht es die neue Rechtsformvariante nicht. 

			Allerdings würde es die GmbH-VE ermöglichen, die Erben und Nachfolger in der Gesellschafterstellung dauerhaft an diese Vorstellungen zu binden. Eine solche Herrschaft der »Toten Hand« wird seit der Aufklärung weltweit kritisch gesehen. Viele Rechtsordnungen sehen privatnützige Stiftungen mit einem Asset-Lock daher entweder gar nicht vor, oder sie setzen ihnen zeitliche Grenzen von beispielsweise 100 Jahren, nach denen die Begünstigten frei über das Vermögen entscheiden können. 

			Tatsächlich dürfte die Motivation der interessierten Unternehmer vor allem darin bestehen, das eigene Lebenswerk zu bewahren und sich damit – möglichst steuersparend – ein Denkmal zu setzen. Die eigenen Wünsche und Vorstellungen sollen perpetuiert werden, anstatt es der neuen Generation zu überlassen, eigene Wünsche und Vorstellungen zu entwickeln, eigene Fehler zu begehen und eigene Erfolgsgeschichten zu schreiben. Anders gewendet: Robert Bosch kennt jeder, die »Wertfamilie«, die sein Unternehmen seither führt, kennt keiner. 

			Governance-Probleme

			Dabei ist es durchaus mit viel Geld und Anerkennung verbunden, in die Geschäftsleitung von Bosch berufen zu werden. Mit bloßer intrinsischer Motivation müssen die Manager von Bosch nicht auskommen. Das wird aber von den Gesellschaftern einer GmbH-VE verlangt, wenn sie nicht nebenher weitere Rechtsgeschäfte mit der Gesellschaft abgeschlossen haben. Ohnedies sind die Gesellschafter mangels Gewinnbeteiligung und mangels Vergütung gleichsam ehrenamtlich tätig. Kann das auf Dauer, d.h. nach Ausscheiden der Gründergeneration, gut gehen? Wir meinen nein, denn bei ehrenamtlichen Tätigkeiten lässt erfahrungsgemäß die intrinsische Motivation mit Zeitablauf ab. Zu erwarten ist daher das Entstehen einer rationalen Apathie mit dem Ergebnis eines unzureichenden Engagements für den Erfolg des Unternehmens und einer mangelhaften Kontrolle der Geschäftsführer. Denkbar ist allerdings auch, dass die Gesellschafter mit der GmbH-VE unverhältnismäßig große wirtschaftliche Risiken eingehen, weil sie persönlich über ihre Einlagen hinaus keinerlei Vermögenseinbußen, auch nicht in Form ausbleibender Gewinnbeteiligungen, zu befürchten haben.

			Erhebliches Umgehungs- und Missbrauchspotential

			Ein Vertrauenssignal würde von dem Asset-Lock nur ausgehen, wenn er umgehungsfest wäre, was indes nicht der Fall ist. Vielmehr ist der Grundsatz der fehlenden Gewinnbeteiligung umgehungs- und missbrauchsanfällig, da Geschäftsführer- und Beraterverträge, partiarische Darlehen, Vermietung und Verpachtung von Wirtschaftsgütern, Betriebsaufspaltung, typische/atypische stille Beteiligung, Lizenzverträge etc. zulässig sind. 

			Die Vorkehrungen gegen verdeckte Gewinnausschüttungen wie die Berichtspflicht der Geschäftsführer an die Gesellschafter oder die nur fakultative Einrichtung eines Aufsichtsrats sind völlig unzureichend und helfen bei Personenidentität (= alle Gesellschafter sind zugleich Geschäftsführer) oder Ähnlichem (z.B. Besetzung des Aufsichtsrats mit Family & Friends) und gleichmäßiger Begünstigung aller nicht weiter. 

			Der Vorschlag leidet damit im Kern an einem unauflösbaren Widerspruch: Am wirtschaftlichen Erfolg der Gesellschaft sollen die Gesellschafter einerseits nur durch angemessene Leistungsvergütungen teilhaben können (»Arbeit statt Kapital«). Andererseits sollen nach Aussage der Initiatoren »eigenkapitalähnliche schuldrechtliche Finanzierungen« möglich bleiben, um Finanzierungsanreize gerade für Start-ups und KMU zu setzen. Hierdurch ließe sich aber neben dem gewinnlosen Stammkapital von 25000 € eine Finanzierung durch die Gesellschafter bewerkstelligen, über die sich (quotal angemessen) erhebliche Gewinne vereinnahmen lassen. Der Unterschied zu einer normalen GmbH beschränkt sich dann allein darauf, dass die Gesellschafter einer GmbH-VE größeren Gestaltungsaufwand betreiben müssen, um Gewinne legal zu entnehmen.

			Finanzierungsdefizite

			Spätestens in der Krise der Gesellschaft bestehen Finanzierungsdefizite; denn wer wollte sich mit frischem Eigenkapital oder durch Umwandlung eines Darlehens in eine Einlage an einer GmbH-VE beteiligen, wenn er keine Aussicht auf eine Beteiligung am Gewinn und am Wertzuwachs des Unternehmens hat? Das absehbare Risiko stünde völlig außer Verhältnis zu der potentiellen Chance. Die GmbH-VE ist daher tendenziell insolvenzanfälliger.

			Steuerliche Ungleichbehandlung

			Schließlich sollen mit dem Vorschlag zwar keine steuerlichen Vorteile verbunden sein. Der zwingende und unveränderliche Asset-Lock führt aber zu einer steuerlichen Privilegierung im Schenkung- und Erbschaftsteuerrecht, und zwar wegen der Bewertung der Geschäftsanteile zum Nominalwert und dem Fehlen einer Erbersatzsteuer, sowie im Körperschaft- und Einkommensteuerrecht wegen des Wegfalls der Dividendenbesteuerung wegen Dauerthesaurierung. Die niedrige Körperschaftsteuer baut auf der Grund­annahme einer irgendwann im Leben einer Kapitalgesellschaft vorgenommenen Vollausschüttung auf. Durch den Asset-Lock oder die endlose Weitergabe an andere GmbH in Verantwortungseigentum oder Gemeinnützige kann es nie zu einer Ausschüttung kommen. Dadurch drohen Steuerausfälle, Wettbewerbsverzerrungen und eine verfassungswidrige Ungleichbehandlung der Rechtsformen.

			Komplexität der Stiftungsalternativen?

			Komplexer Doppelstiftungskonstruktionen (bestehend aus einer gemeinnützigen Stiftung, die den größten Teil des Kapitals einer Kapitalgesellschaft hält, und einer Familienstiftung, die den größten Teil der Stimmrechte besitzt) bedarf es nur, wenn der Stifter nicht nur einen Asset-Lock einführen, sondern gleichzeitig auch seine Familie finanziell versorgen, ihren Einfluss auf das Unternehmen absichern und dabei möglichst wenig Erbschaftsteuer bezahlen will. Für eine finanzielle Versorgung der Familie ist die GmbH-VE nach derzeitigem Stand aber nur geeignet, wenn dies etwa in Form einer atypischen stillen Beteiligung oder einer Betriebsaufspaltung geschieht. Und solche Konstruktionen sind ebenfalls komplex und beratungsintensiv. Außerdem widersprechen sie dem Anliegen der GmbH-VE, gerade nicht die Familie zu bevorzugen.

			Im Übrigen muss die Stiftungslösung keinesfalls unflexibel sein. Regelmäßig ist die Stiftung (Allein-)Gesellschafterin einer unternehmenstragenden Kapitalgesellschaft (meist GmbH). Deren Flexibilität ist grundsätzlich normtypisch, also keinesfalls geringer als die einer GmbH-VE. Eine geringere Flexibilität entsteht erst durch Satzungsklauseln, mit denen Gründerväter ihre Vorstellungen perpetuieren wollen. Das Problem liegt also nicht in der Rechtsform, sondern in dem Perpetuierungswillen der Gründer. 

			Keine internationale Vergleichbarkeit

			Die Hinweise der Initiatoren darauf, dass vergleichbare Unternehmen in Verantwortungseigentum in Deutschland oder im Ausland bereits bestehen, gehen fehl. Unternehmensstiftungen und gGmbH unterliegen aufgrund der begrenzten Marktanreize der Kontrolle durch die Stiftungs- und die Finanzaufsicht. Während ein Unternehmen in Verantwortungseigentum sich selbst gehören soll, ist Zweck der Genossenschaft eine Förderung der wirtschaftlichen oder sozialen Zwecke der Genossen, und das Genossenschaftsrecht sieht Kontrollinstanzen und Pflichtprüfungen vor. Die im Jahr 2005 in Großbritannien eingeführte Community Interest Company (CIC) ist nur für soziale Zwecke (benefit for the community) vorgesehen und darf ihre Gewinne nur hierfür nutzen. Das in diesem Zusammenhang genannte österreichisches Modell der Privatstiftung sieht im Gegensatz zur GmbH in Verantwortungseigentum Destinatäre mit Gewinnansprüchen vor, die für die Kontrolle des Stiftungsmanagements sorgen. Die dänischen Unternehmensstiftungen unterliegen der staatlichen Aufsicht durch eine Stiftungsbehörde. 

			Fazit

			Eine Gesellschaft ohne jeden privaten oder ideellen Zweck, die allein der Vermögensperpetuierung dient, ist in keiner Rechtsordnung erlaubt. Aber selbst dieses Versprechen löst der Vorschlag nicht ein, da er zwar ein Verbot der Gewinnausschüttung an die Gesellschafter verspricht, das aber allzu leicht zu umgehen ist. Der Vorschlag sollte daher keinesfalls Gesetz werden. 

			Die anstehende Reform des Stiftungsrechts bietet demgegenüber die Chance, das Stiftungsrecht zu vereinheitlichen und zu vereinfachen, wie es der Professorenentwurf zur Reform des Stiftungsrechts 2020 vorschlägt. Weitere Liberalisierungen für Stiftungen sollten auf der Agenda bleiben, wie die Schaffung eines echten Normativsystems zur Gründung und echter Stifterrechte des lebenden Stifters. Der kürzlich veröffentlichte Referentenentwurf eines Gesetzes zur Vereinheitlichung des Stiftungsrechts wäre demgegenüber ein Schritt zurück in übermäßige Bürokratie, unnötige Rechtsunsicherheit und staatliche Gängelei.

			Literaturhinweise

			Arnold, A., U. Burgard, G. Roth und B. Weitemeyer (2020), »Die GmbH in Verantwortungseigentum – eine Kritik«, NZG – Neue Zeitschrift für Gesellschaftsrecht 23, 1321 ff.

			Grunewald, B. und J. Hennrichs (2020), »Die GmbH in Verantwortungseigentum, wäre das ein Fortschritt?«, NZG – Neue Zeitschrift für Gesellschaftsrecht 23, 1201–1205. 

			Habersack, M. (2020), »Gesellschaft mit beschränkter Haftung in Verantwortungseigentum – ein Fremdkörper im Recht der Körperschaften«, GmbHR – Die GmbH-Rundschau, 992–997.

			Homeyer, O. von und M. Reiff (2020), »Verantwortungseigentum ante portas? – Erste Betrachtungen einer weitreichenden Idee«, npoR –Zeitschrift für das Recht der Non Profit Organisation, 224–232.

			Hüttemann, R., P. Rawert und B. Weitemeyer (2020), »Zauberwort ‚Verantwortungseigentum‘«, Frankfurter Allgemeine Zeitung, 4. September, 16, Nachdruck in npoR –Zeitschrift für das Recht der Non Profit Organisation (2020), 296–297.

			Reiff, M. (2020), »Entwurf eines Gesetzes für die GmbH in Verantwortungseigentum (VE-GmbH) vorgelegt«, ZIP – Zeitschrift für Wirtschaftsrecht, 1750–1754.

			Sanders, A. (2020), »Eine Gesellschaft in Verantwortungseigentum im GmbHG«, ZRP – Zeitschrift für Rechtspolitik, 140–143.

			Sanders, A., B. Dauner-Lieb, S. Kempny, F. Möslein und R. Veil (2020), »Eckpunktepapier zum Gesetzesentwurf zur Einführung einer Gesellschaft in Verantwortungseigentum mbH (VE-GmbH) in das GmbHG«, GmbHR – Die GmbH-Rundschau, R228–R230.


Endnoten


			


					*	Prof. Dr. Arnd Arnold, Univerrsität Trier, Prof. Dr. Ulrich Burgard, Universität Magdeburg, Prof. Dr. Gregor Roth, Universität Leipzig, Prof. Dr. Birgit Weitemeyer, Bucerius Law School, Hamburg.

		

				
					1	Verfügbar unter: https://www.gesellschaft-inverantwortungseigentum.de/der-gesetzesentwurf/.

				

				
					2	Siehe unter: Verantwortungseigentum Eine Unternehmensform für das 21. Jahrhundert, verfügba runter: https://stiftungverantwortungseigentum.de/fileadmin/user_upload/sve_presskit_051020.pdf.

				

				
					3	Ebenda.
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Infolge der MaRnahmen zur Eindimmung der Corona-Pandemie
ist die deutsche Wirtschafisleistung in der ersten Jahreshalfe
drastisch gesunken, vor allem in den Monaten Mirz und April.
Schon im Mai setste eine kriftige Gegenbewegung ein, die sich
in nahezu allen Branchen bis zum akmellen Rand fortsette.
Dieser Erholungsprozess diirfte an Fahrt verlieren. Denn Nach-
holeffekre laufen aus, einige Branchen sind weiterhin erheb-
lichen Einschrankungen ausgesetat, und die fir die deutsche
Wirtschaft wichtige globale Investitionstitigkeit diirfte noch
fir cinige Zeit geschwach bleiben. Die Institute erwarten da-
her nach einem Riickgang des Bruttoinlandsproduktes um 5,4%
in diesem Jah nur einen Zuwachs um 4,7% im kommenden
Jahr und um 2,7% im Jahr 2022. Sie revidieren damit ihre Pro-
gnose aufgrund des nunmehr etwas schwacheren Erholungs-
prozesses gegentiber dem Friihjahr fiir das laufende und das
kommende Jahr um jeweils gut 1 Prozentpunkt nach unten.
Die Wirtachaftspolitik hat friihzeitig mit massiven finanzpo-
Iitischen Magnahmen auf die Coronakrise reagiert. Die Kon-
junkeurprogramme haben im Zusammenspiel mit den automa-
tischen Stabilisatoren dazu beigetragen, dass die verfiigharen
Einkommen der privaten Haushalte selbst in der akuten Kri-
senphase insgesamt relativ stabil blicben. Dies filhrt zugleich
dazu, dass der offentliche Gesamthaushalt das laufende Jahr
‘mit einem Rekorddefizit von 183 Mrd. Euro abschliefen wird.
Auch in den kommenden beiden Jahren bleiben die Fehlbetrige
mit 118 Mrd. Buro (2021) und 92 Mrd. Buro (2022) betrachtlich.
Der Schuldenstand steigt in diesem Jahr von ca. 60% des Brut-
toinlandsprodukts im vergangenen Jahr auf rund 70% an.
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Der Einzelhandel mit Bekleidung zeichnet sich durch
eine Kleinteilige Struktur aus. Neben den grofien Ketten

gibt es cine Vielzahl an kleinen, hufig eigentiimergefiihrten
Modeladen, Der Einbruch der Geschifte in Folge der Corona-
krise fiel fir die stationdiren Modeeinzelhandler im Vergleich
2um gesamten Einzelhandel besonders stark aus. Gegenwartig
gibt s auch wenig Hoffnung unter den Handlern, dass sich die
Situation in der nahen Zukunft bessern wird. Die Coronakrise
beschleunigt zumindest teilseise den Trend hin zu mehr
Online-Verkufen auf Kosten des stationiren Einzelhandels.
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Kreditermachtigungen der Bundeslander seit Beginn der Coronakrise
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Stand: 19. Oktober 2020. In Mecklenburg-Vorpommern, Schleswig:Holstein und Tharingen sind (weitere)
Kreditermachtigungen geplant, aber zum Veroffentiichungszeitpunkt nicht vom Parlament verabschiedet worden.
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Bundesland

Ausnahmen

Feststellung einer
auBergewdhnlichen
Notsituation oder
Naturkatastrophe

Tilgung

Nachtragshaushalt 2020 und geplante
Tilgung

- Senat beschlieBt Erganzungen zu den Entwiirfen
des zweiten Nachtragshaushaltplans 2020 und des
Nachtragshaushaltsplans 2021, u.a. soll mit den
darin aufgefiihrten MaBnahmen die Kreditaufnah-
me von bisher geplanten 5,13 Mrd. Euro auf die
volle Kreditermachtigung von 6 Mrd. Euro
ausgeweitet werden (https://www.berlin.de/
rbmskzl/aktuelles/pressemitteilungen/2020/
pressemitteilung.991910.php)

Brandenburg

- konjunkturbedingt

- bei Naturkatastro-
phen oder auRerge-
wohnlichen Notsituati-
onen

(Art. 103 Abs. 2 LV)

-Beschluss des
Landtages (Art. 103
Abs. 2 LV)

-Dauerund Héhe der
Tilgungsraten in
angemessenem
Verhaltnis zu
auslésendem Ereignis
und Umfang der
Kreditaufnahme; kann
teilweise oder ganz aus-
gesetzt werden (§18b
LHO)

- Nachtragshaushalt; im Haushaltsjahr 2020
Kreditaufnahmei.H. von bis zu 2 Mrd. Euro erlaubt
- Tilgung beginnend mit Haushaltsjahr 2022
jahrlich fortlaufend i.H. von mindestens 3,3%
(https://www.parlamentsdokumentation.
brandenburg.de/starweb/LBB/ELVIS/parladoku/
gvbl/2020/9.pdf)

- dazu wurde Antrag zum Vorliegen einer
auRergewohnlichen Notsituation vom Landtag
angenommen (https://www.parlamentsdokumen-
tation.brandenburg.de/starweb/LBB/ELVIS/
parladoku/w7/drs/ab_0800/890.pdf)

Bremen

- konjunkturbedingt

- bei Naturkatastro-
phen oder auRerge-
wohnlichen Notsituati-
onen (Art. 131a Abs. 3
Lv)

- mit Mehrheit der
Mitglieder der
Birgerschaft (Art. 131a
Abs. 3LV)

-innerhalb eines
angemessenen
Zeitraums (§18c LHO)

- Verénderungim Kernhaushalt, Einrichtung eines
kreditfinanzierten Bremen-Fonds iber 900 Mio. Euro
- Nettoneuverschuldung: 826,6 Mio. Euro,
Tilgungsdauer: 30 Jahre beginnend ab dem

Jahr 2024

Gesetzesentwurf: https://www.bremischebuer-
gerschaft.de/drs_abo/2020-05-19_Drs-20-394_
e8432.pdf

Hamburg

- konjunkturbedingt
(Art. 72 Abs. 2 LV)

- bei Naturkatastro-
phen oder auRerge-
wohnlichen Notsituati-
onen (Art. 72 Abs. 3 LV)

- mit Zweidrittel-Mehr-
heit (Art. 72 Abs. 3 LV)

-innerhalb eines
angemessenen
Zeitraums; Tilgungsre-
gel (Art 72 Abs. 3LV)

- Notsituation von Biirgerschaft beschlossen
sowie Ermachtigung zur Aufnahme von
notsituationsbedingten Krediten i. H. v. 1,5 Mrd.
Euro in den Haushaltsjahren 2020 und 2021
https://www.buergerschaft-hh.de/parldok/
dokument/70148/dringlicher_antrag_antrag_auf_
feststellung_des_vorliegens_einer_
aussergewoehnlichen_notsituation_in_folge_
einer_naturkatastrophe_im_sinne_von_artike.pdf
- auf dieser Grundlage Nachtragshaushalt Giber
eine Milliarde Euro Krediterméachtigung von
Blrgerschaft beschlossen
(https://www.buergerschaftahh.de/parldok/
dokument/70193/dringlicher_antrag_
haushaltsplan_2019_2020_nachbewilligung_
nach_35_der_landeshaushaltsordnung_im_
einzelplan_9_2_sowie_aenderung_des_
haushaltsbeschluss.pdf)

- Haushaltsfortschreibung im Umfang von

673 Mio. Euro beschlossen; keine notsituationsbe-
dingte Kreditaufnahme; Mehraufwendungen
durch Minderbedarfe bei den Zinsen und die
Anpassung des flir den Ergebnisplan maRgebli-
chen Steuertrends fiir das Jahr 2020 finanziert
(https://www.buergerschaft-hh.de/parldok/
dokument/70788/haushaltsplan_2019_2020_
investitions_und_innovationsfaehigkeit_fuer_
unsere_stadt_sichern_erste_bausteine_fuer_ein_
hamburger_konjunktur_und_wachstumspr.pdf)

- Ausdehnung der Notsituation auf das Jahr 2022
sowie Ausdehnung der notsituationsbedingten
Kreditermachtigung auf 3 Mrd. Euro; Veranschla-
gung der Mittel ausstehend (https://www.
buergerschaft-hh.de/parldok/dokument/72559/
unterrichtung_der_buergerschaft_ueber_das_
ergebnis_der_september_steuerschaetzung_
2020_und_anpassung_des_covid_19_
notsituationsgesetzes_cng.pdf)

Hessen

- konjunkturbedingt
(Art. 141 Abs. 3 LV)

- bei Naturkatastro-
phen oder auRerge-
wohnlichen Notsituati-
onen (Art. 141 Abs. 4 LV)

- mit Zweidrittel-Mehr-
heit (§2 »Artikel
141-Gesetz«)

-regelméaRiginnerhalb
von 7 Jahren (§2
»Artikel 141-Gesetz«)

- Nachtragshaushalt umfasst rund 2 Mrd.Euro

- Verzicht auf 100 Mio. Euro Schuldentilgungim
laufenden Jahr und Schuldenaufnahme von

1,9 Mrd. Euro, zusatzliche Ausweitung des
Blrgschaftsrahmens auf 5 Mrd. Euro
(https://www.hessen.de/presse/pressemitteilung/
finanzminister-schaefer-bringt-nachtragshaushalt-
zur-bewaeltigung-der-corona-krise-ein-0;
http://starweb.hessen.de/cache/GVBL//2020/
00012.pdf)

- Feststellung, dass auRergewohnliche
Notsituation oder Naturkatastrophe vorliegt,
Tilgung gestaffeltinnerhalb von sieben Jahren,
Hohe d. Tilgung resultiert aus Differenz zwischen
der zuldssigen Nettokreditaufnahme und der
tatsachlich im Haushaltsjahr 2020 erforderlichen
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Bundesland

Ausnahmen

Feststellung einer
auBergewdhnlichen
Notsituation oder
Naturkatastrophe

Tilgung

Nachtragshaushalt 2020 und geplante
Tilgung

Nettokreditaufnahme
(http://starweb.hessen.de/cache/
DRS/20/3/02583.pdf)

Gesetz: https://finanzen.hessen.de/sites/default/
files/media/hmdf/nachtrag_2020_enddruck.pdf
- Zweiter Nachtragshaushalt; Bildung eines
Sondervermoégens »Hessens gute Zukunft sichern«
mit Krediten von bis zu zwolf Mrd. Euro geplant;
Tilgungsdauer maximal 30 Jahre
(https://finanzen.hessen.de/presse/
pressemitteilung/hessischer-landtagbe-
schliesst-sondervermoegen)

Gesetz: https://finanzen.hessen.de/sites/default/
files/media/hmdf/nachtragshaushalt_ii_2020.pdf

Mecklenburg-
Vorpommern

- konjunkturbedingt

- bei Naturkatastro-
phen oder auRerge-
wohnlichen Notsituati-
onen

(8§18 Abs 1 LHO)

- keine Angabe

-innerhalb eines
bestimmten Zeitraums
(Art. 65 Abs. 2 LV)

- in Begleitgesetz muss
ein Tilgungsplan
verbindlich festgelegt
werden, in dem der
Tilgungszeitraum
bestimmtist (§18 Abs. 8
LHO)

- Nachtragshaushaltim Volumen von rund

1,1 Mrd. Euro

- Nettokreditaufnahme von bis zu 700 Mio. Euro +
400 Mio. Euro zusatzlicher Blrgschafts- und
Garantierahmen, nach Feststellung einer
Naturkatastrophe

->Errichtung eines Sondervermégens (Haushalts-
begleitgesetz zum Nachtragshaushaltsgesetz 2020
vom 1. April 2020)

->Errichtung eines Sondervermégens (Haushalts-
begleitgesetz zum Nachtragshaushaltsgesetz 2020
vom 1. April 2020)

- Tilgung in jeweils in Hohe von zehn Prozent in
den Jahren 2024 bis 2033

Gesetz: http://www.dokumentation.landtag-mv.
de/parldok/dokument/46543/gesetz_und_
verordnungsblatt_13_2020.pdf#page=2

- Landesregierung beschlieftam 13. Oktober
Entwurf fir weiteren Nachtragshaushalt 2020/21
(Landtagsbeschluss ausstehend); Nettokreditauf-
nahmevon 2,15 Mrd. Euro geplant, die damitin
beiden Jahren auf 2,85 Mrd. Euro steigt, Tilgung in
den Jahren 2025 bis 2044, Mittelverwendung
siehe: https://www.regierung-mv.de/
Aktuell/?id=164731&processor=processor.sa.
pressemitteilung

Entwiirfe: https://www.regierung-mv.de/
Landesregierung/fm/Haushalt/
Haushaltsplan/2020-2021/

Niedersach-
sen

- konjunkturbedingt
(Art. 71 Abs. 3LV)

- bei Naturkatastro-
phen oder auRerge-
wohnlichen Notsituati-
onen (Art. 71 Abs. 4 LV)

-Beschluss des
Landtags, Zweidrit-
tel-Mehrheit fiir Kredite
i.H.v. iiber 0,5vom
Hundert des zuletzt
festgestellten
Haushaltsvolumens,im
Ubrigen Mehrheit

(Art. 71 Abs. 4 LV)

-innerhalb eines
angemessenen
Zeitraums (Art. 71
Abs. 4LV)

- Kredite in Hohe von 1 Mrd. Euro erlaubt nach
Feststellung einer auRergewohnlichen
Notsituation + Entnahme von 400 Mio. Euro aus
dem Sondervermégen zur Nachholung von
Investitionen bei den Hochschulen in staatlicher
Verantwortung sowie eine Erweiterung des
Blrgschaftsrahmens auf 3 Mrd. Euro

- Tilgung derim Zusammenhang mit der
Corona-Pandemie aufgenommenen Kredite in
Haushaltsjahren 2021 und 2022 i.H. von je 10%
und in den Haushaltsjahren 2023 bis 2026 jeweils
i.H.von 20% (PDF: Drucksache 18/6132S. 1f)

- Zusatzlich: Einrichtung eines Sondervermogens
in Hohe von 480 Mio. Euro mit Mitteln aus dem
positiven Jahresabschluss von 2019
(https://www.mf.niedersachsen.de/startseite/
themen/haushalt/haushaltsrecht_inklusive_
haushaltsplane/nachtragshaushalt_2020/
nachtragshaushalt-2020-landesregie-
rungschnurt-grosses-massnahmenpaket-zurbe-
kampfung-der-auswirkungen-des-coronavi-
rus-186424.html;
https://www.mf.niedersachsen.de/startseite/
themen/haushalt/sondervermogen_corona_
pandemie/sondervermogen-coronapande-
mie-188267.html)

- Zweiter Nachtragshaushaltim Volumen von
8,4 Mrd. Euro vom Landtag verabschiedet;
Kreditermachtigung soll bis zu 7,8 Mrd. Euro
betragen, davon rund 1,4 Mrd. Euro im Rahmen
der Konjunkturbereinigung nach Regeln der
Schuldenbremse

- Tilgung innerhalb von 25 Jahren ab 2024
(https://www.mf.niedersachsen.de/startseite/
themen/haushalt/haushaltsrecht_inklusive_
haushaltsplane/2_nachtragshaus-
halt_2020/2-nachtragshaushalt-2020-8-4milliar-
den-euro-sichern-niedersachsenszu-
kunft-nach-der-corona-krise-189613.html)






OEBPS/Images/113.jpg
Anhang:

Schuldenbremse in den Bundeslandern - Stand: 19. Oktober 2020

Bundesland

Ausnahmen

Feststellung einer
auBergewdhnlichen
Notsituation oder
Naturkatastrophe

Tilgung

Nachtragshaushalt 2020 und geplante
Tilgung

BadenWiirt-
temberg

-finanzielle
Transaktionen (§18
Abs. 3 LHO)

- konjunkturbedingt
(818 Abs. 4 LHO)

- bei Naturkatastro-
phen (Feststellung mit
Mehrheit) oder
auBergewohnlichen
Notsituationen (§18
Abs. 6 LHO)

- aufergewodhnliche
Notsituation: mit
Zweidrittel-Mehrheitim
Landtag bei
Anwesenheit von
mindestens zwei
Dritteln seiner
Mitglieder, die mehrals
die Halfte seiner
Mitglieder betragen
muss (§18 Abs. 6 LHO)
- Naturkatastrophe:
mit Mehrheitim
Landtag (§18 Abs. 6
LHO)

-innerhalb eines
angemessenen
Zeitraums unter
Beriicksichtigung des
auslésenden
Ereignisses, der Hohe
der Ausnahmekompo-
nente und der
konjunkturellen
Situation; Tilgungsplan
(8§18 Abs. 6 LHO)

- Nachtragshaushalt; im Haushaltsjahr 2020
Kredite bis zu 5 Mrd. Euro erlaubt, nach
Feststellung der Coronavirus-Pandemie als
Naturkatastrophe (https://www.landtag-bw.de/
files/live/sites/LTBW/files/dokumente/WP16/
Drucksachen/7000/16_7915_D.pdf)

- Tilgung in Zeitraum von zehn Jahren, beginnend
ab Haushaltsjahr 2024 mit jahrlicher Tilgung von
500 Mio. Euro
(https://www.landtag-bw.de/files/live/sites/
LTBW/files/dokumente/WP16/
Drucksachen/7000/16_7909_D.pdf)
Nachtragshaushaltsgesetz: https://www.
statistik-bw.de/shp/N2020-21.pd)

- Zweiter Nachtragshaushalt 2020/21 vom Landtag
verabschiedet: Hierfiir Schuldenaufnahme von

2,2 Mrd. Euro (Ausnahmeregelung aufgrund von
Naturkatastrophe) sowie von 6,4 Mrd. Euro (nach der
Konjunkturkomponente zuléssig)

- Geplante Tilgung des notsituationsbedingten
Kredits (2,2 Mrd. Euro) gemeinsam mit den Krediten
aus dem Ersten Nachtragshaushalt

(5 Mrd. Euro) innerhalb von 25 Jahren ab 2024

- Erweiterung des Biirgschaftsrahmens auf 5 Mrd.
Euro

(https://fm.baden-wuerttemberg.de/de/
service/presse-und-oeffentlichkeitsarbeit/
pressemitteilung/pid/kabinettbeschliet-ent-
wurf-eines-zweitennachtrags-zum-landeshaus-
halt-202021/;
https://www.baden-wuerttemberg.de/de/
service/alle-meldungen/meldung/pid/
nachtragshaushalt-fuer-coronavorsorge-und-zu-
kunftsinvestitionen/)

Bayern

- konjunkturbedingt
(Art. 82 Abs. 2 LV)

- bei Naturkatastro-
phen oder auRerge-
wohnlichen Notsituati-
onen (Art. 82 Abs. 3 LV)

- keine Angabe

- Aufnahmevon
Krediten bedarf
Erméachtigung durch
Gesetz

(Art. 82 Abs. 4 LV)

—innerhalb eines
angemessenen
Zeitraums; Tilgungsre-
gelung (Art. 82 Abs. 3
Lv)

- Nachtragshaushalt; im Haushaltsjahr 2020
Kredite bis zu 10 Mrd. Euro erlaubt (»Sonderfonds
Corona-Pandemie«)

- Tilgung ab Haushaltsjahr 2024 jahrlich 1/20 der bis
Ende des Haushaltsjahres 2023 noch nicht
zuriickgeflihrten Schulden des Sonderfonds
Corona-Pandemie
(https://www.stmfh.bayern.de/haushalt/
staatshaushalt_2019/haushaltsplan/Nachtrag.pdf)
- Volumen Nachtragshaushalt steigt von rund

60,4 Mrd. auf rund 70,6 Mrd. Euro (https://www.
bayern.landtag.de/aktuelles/aus-dem-plenum/
landtag-bringt-nachtragshaushalt-20192020-auf-
den-weg/)

- Zweiter Nachtragshaushalt; Gesetzesentwurf zur
Verdoppelung der Kreditaufnahme auf 20 Mrd. Euro
beschlossen
(https://www.stmfh.bayern.de/haushalt/
staatshaushalt_2019/haushaltsplan/Nachtrag2.pdf)
- neuer Gesetzentwurf zur Verdoppelung der
Kreditaufnahme auf 20 Mrd. Euro vom Landtag
beschlossen; Tilgungsplan aus erstem Nachtrag
bleibt bestehen; zusatzlich Bildung eines
»Bayern-Fonds«
(https://www.stmfh.bayern.de/haushalt/
staatshaushalt_2019/haushaltsplan/Nachtrag2.pdf)

Berlin

- konjunkturbedingt

- bei Naturkatastro-
phen oder auRerge-
wohnlichen Notsituati-
onen (§18 Abs. 1LHO)

- keine genaue Angabe
- Haushaltsiliberschrei-
tungen bedirfen
Zustimmung des
Senats im Falle eines
unvorhergesehenen
und unabweisbaren
Bediirfnisses und
nachtragliche
Genehmigung des
Abgeordnetenhauses
(Art.88LV)

- entsprechende
Tilgungsregel ist
vorzusehen (§18 Abs. 1
LHO)

- Berliner Senat hat den Entwurf des Nachtrags-
haushalts beschlossen und dem Abgeordneten-
haus zur Beschlussfassung vorgelegt

- zur Finanzierung von Mehrausgaben sollen u.a.
325 Mio. Euro, die zur Schuldentilgung vorgesehen
waren, verwendet werden

- laut der Pressemitteilung werden vorerst keine
Kredite aufgenommen (https://www.berlin.de/
rbmskzl/aktuelles/pressemitteilungen/2020/
pressemitteilung.917794.php)

- Entwurf Nachtragshaushaltgesetz: https://www.
parlament-berlin.de/ados/18/IlIPlen/vorgang/
d18-2609.pdf

- Zweiter Nachtragshaushalt verabschiedet, der
fuir das Haushaltsjahr 2020 die Aufnahme von
Verbindlichkeiten in Hohe von sechs Milliarden
Euro ermoglicht
https://www.berlin.de/aktuelles/
berlin/6193099-958092-wegen-coronakrisenach-
tragshaushalt-besc.html
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Schematische Darstellung der Schatzung und Prognose am aktuellen Rand
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Ankunftsalter, Aufenthaltsvoraussetzung und Kinderwunsch

« Kinder (07 Jahre) nach 1982 eingereist & Kinder (6-14 Jahre) nach 1983 eingereis
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Quelle: Berechnungen der Autoren, basierend auf Daten des Mikrozensus 2005-2010. © ifo Institut





OEBPS/Images/2020-sd-11-demmelhuber-4.png
Geschiftserwartungen im Vergleich

—Einzelhandel mit Bekleidung

Saldo (saisonbereinigt) —Einzelhandel ohne Kfz

20

. /~
1/
V

-100

2016 2017 2018 2019 2020

Quelle: ifo Konjunkturumfragen. ©ifo Institut





OEBPS/Images/2020-sd-11-GD-2.png
Reales Bruttoinlandsprodukt in Deutschland
Saison- und kalenderbereinigter Verlauf
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> Zahlenangaben: Veranderung der Ursprungswerte gegenuber dem Vorjahr.
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Griinde fiir die Entstehung von Zombieunternehmen
Welche der folgenden wirtschaftspolitischen Mafinahmen seit Beginn der Coronakrise birgt Ihrer
Ansicht nach Risiken fiir die Entstehung von Zombieunternehmen? (Mehrfachnennungen moglich)

Aussetzung der Insolvenzantragspflicht
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Quelle: Okonomenpanel Oktober 2020. @ fo nstitut





OEBPS/Images/8.jpg
INKURZE

Mit dem Prognosetool IFOCAST - einer Wortschopfung aus
ifo und Forecast - stellte das ifo Institut im Jahr 2009 seinen
damaligen Ansatz fi die Beurteilung der konjunkrurellen Ent-
wicklung am aktuellen Rand vor (. Carstensen et al. 2009).
Nunmehr ist es an der Zeit, die Prognosearchitektur des

ifo Insticuts auf einen neven Standard umzustellen, der sich
auf die Entwicklung der wirtschaftswissenschaftlichen
Literatur der vergangenen zehn Jahre stitzt. Unter der neuen
Marke ifoCAST (IFOCAST 2.0) schitzt und progaostiziert das
ifo Insticut ab sofort das deutsche Bruttoinlandsprodukt (BIP)
am aktuellen Rand und stellt die Ergebnisse im Rahmen seiner
Konjunkeurprognosen der Offentlichkeit zur Verfiigung.
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Reale Umsatzentwicklung im Einzelhandel mit Bekleidung
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Entwicklung der Anzahl von Zombieunternehmen in Deutschland
Wie schitzen Sie die Entwicklung der Anzahl von Zombieunternehmen seit
im M3rz 2020 bis heute fiir Deutschland ein?

Beginn der Coronakrise

 Stark steigend
= Eher steigend
Gleichbleibend
Ehersinkend
= Stark sinkend
= Weif nicht

Quelle: Okonomenpanel Oktober 2020. ©ifo Institut
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Das von Zou und Hastie (2005) entwickelte Elastic-Net
ist eine Methode zur Variablenselektion und gehort
2ur Gruppe der sog. »soft-thresholding«-Ansatze.! Ur-
spriinglich wurden diese im Bereich der Biostatistik
‘angewendet, um bspw. zu ermitteln, welche Gene in
einem DNA-Microarray genutzt werden kdnnen, um
das Auftreten bestimmter Krankheiten zu prognos-
tizieren. Bai and Ng (2008) wendeten das Verfahren
erstmalig fir die Prognose makroskonomischer Gro-
Ben an. Die Autoren zeigen, dass die Prognosegite
von Diffusionsindizes durch die Auswahl geeigneter
Indikatoren (sog. targeted predictors) mittels »softth-
resholdinge-Ansatzen (insbesondere dem Elastic-Net)
gesteigert werden kann. Die Grundidee dieser Ansatze
ist es, den mittleren quadratischen Fehler (mean squa-
red error: MSE) einer Regression im Vergleich zu ei-
ner klassischen KQ-Schatzung zu verringern. Der MSE
eines Schatzers § kann dabei wie folgt dargestellt
werden:

wse(d)

vaRy(f) + 8145, (5.5)"

Der erste Term (die Varianz des Schatzers) misst, wie
effizient der Parameter geschatzt wird. Der zweite
Term ist die Verzerrung (BIAS) des Schatzers und
misst die Giite der Parameterschatzung. Fir unver-
zerrte Schatzer (wie den KQ-Schatzer) ist der BIAS
eleich null, die Varianz jedoch hoch. »soft-threshol-
dinge-Ansitze zielen dementsprechend darauf ab,
den MSE 2u reduzieren, indem die Varianz des Schat-
zers starker reduziert wird, als der BIAS simultan
dazu steigt. Analog zur KQ-Schatzung ergibt sich der
Elastic-Net-Schatzer f°* durch die Losung eines Op-
timierungsproblems, das den KQ-Sct
Strafterme erweitert:

BH = argminlG, 0 P)) = X0 +

EL/

NET

DerVektor y = (5y,«,37)’ enthalt die (standardisierte)
Zielvariable (in unserem Fall die BIP-Verlaufsrate). Die
Matrix X = (... Xr)" enthalt die (standardisierten)
monatiichen Indikatoren, die mittels Durchschnitts-
bildung auf Quartalsfrequenz aggregiert wurden. Die
Anzahl der maximal in Betracht kommenden Indika-
toren entspricht & % 300.

Der erste Strafterm stelt den sog. LASSO-Penalty
(Least Absolute Shrinkage Selection Operator) dar (vel
Tibshirani 1996). Dieser wird mit steigender Summe
der Absolutbetrage der Koeffizienten umso gewichti-
ger. Der zweite Strafterm ist der sog. Ridge-Penalty
(vel. Hoerl und Kennard 1870), der mit steigender
‘Summe der Koeffizientenquadrate zunimmt. Die Pa-
rameter &, und 6, spezifizieren das relative Gewicht
der beiden Strafterme. It &, = 0 entspricht A% dem
Ridge-Schatzer; fir 6, = 0 entspricht ##" dem LASSO-
Schatzer. Bei steigendem relativem Gewicht von 6,
Konvergiert die Elastic-Net-Losung somit zur Losung
der LASSO-Schtzung, die die Eigenschaft hat, cin-
zelne Koeffizienten auf exakt null zu schitzen und
Somit die informativen Indikatoren identifziert. Bei
steigendem relativen Gewicht von &, konvergiert die
Elastic-Net-Losung zur Lésung der Ridge-Schatzung.
Diese bietet den Vorteil, hoch korrelirte Indikatoren
verarbeiten zu konnen (s0g. Grouping-Effekt). Wie von
Zou und Hastie (2005) gezeigt, verfigt das Elastic-Net
ber die positiven Eigenschaiten beider Schatzer, d.,
s schatat ciige Koeffizienten auf exakt null und kann
hoch korrelierte Indikatoren verarbeiten. Uberdies
zeigen die Autoren, dass das Elastic-Netin cin LASSO
aberfhrt und die Losung mittels der von Efron et al.
(2004)cingefihrten Least-Angle-Regression (LARS) be-
stimmt werden kann. Diese hat den Vorteil, dass man
- statt Werte fur &, und 6 zu wahlen - die Anzahi der
‘gewiinschten Variablen und cinen Wert fur 3, wahit,

der in der Praxis haufig mittels Kreuzvalidierungsver-
fahren bestimmt wird.

SEE e e
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Bundesland

Ausnahmen

Feststellung einer
auBergewdhnlichen
Notsituation oder
Naturkatastrophe

Tilgung

Nachtragshaushalt 2020 und geplante
Tilgung

Sachsen

- konjunkturbedingt,
Feststellung mit
Mehrheit

- bei Naturkatastro-
phen oder auRerge-
wohnlichen Notsituati-
onen

(Art. 95 Abs. 4-5LV)

- mit Zweidrittel-Mehr-
heit (Art. 95 Abs. 6 LV)

- spatestens innerhalb
von 8 Jahren (Art. 95
Abs. 6LV)

- Nachtragshaushalt mit bis zu sechs Mrd. Euro
Kreditaufnahme zur Finanzierung des Sonder-
fonds »Stabilisierungsfonds Sachsen«

- Tilgung spatestensinnerhalb von acht Jahren,
Fristbeginn mit Ablauf des Jahresin dem die
Kreditaufnahme erfolgte, Tilgung im dritten bis
achten Jahr jeweils in Hohe von 1/6 des Kredits
Gesetz und Beschlussempfehlung:
http://edas.landtag.sachsen.de/viewer.
aspx?dok_nr=2098&dok_art=Drs&leg_
per=7&pos_dok=0&dok_id=undefined

- Haushaltsgesetz 2019/2020 inklusive der
Anderungen durch den Nachtragshaushalt:
https://www.revosax.sachsen.de/
vorschrift/17931-Haushaltsgesetz-2019-2020#p2
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i dynamisches Faktormodel zeregt eine Variable
4 in einen Faktor 7; und eine zufalige Komponente
o
S = Thdafestwe  Mri=ioN ()
Der Faktor £ beschreibt die gemeinsame Schu
kung von N Zeitrehen, ie in dem Vektor 3 zusam-
mengefasst werden; die N = 21 verschiedenen Zeit-
reihen wurden vorher mittels des Elsstic-Net-Verfah-
rens selktiert. 4 st die Faktorladung von Varizbl £,
. die Sensitivitst der gemeinsamen Komponente
gl Variabl 5. Be der Prognose der Zelvariable
(28, des BP, das Teil des Vektors 3 ist) flieen somit
ber die gemeinsame Komponente nformationen aus
alen anderen Variablen ein. Zieldes odells it e5
daher, den Faktor moglichst prazise zu identifzeren
In assschen Faktormodellen wrd $ in der Regel suf
null gesetzt (siehe bspw. Schumacher und Breitung
2006 Barburs et al. 2011 oder Marcellno t . 2015
Diesimplizert, dass der Faktor nur kontemporar auf
die Variablen wirkt. Wie von D'Agostino et al. 2016)
beschrieben, kann diese Restrktion jedoch wie eine
~Zwansjackee wirken. Zum einen implizirt si, dass
alle Variablen in 5 die gleichen Vor-, Gleich- oder
Nachlaufeigenschaften mit dem Konjunkturzyklus
haben. Zum anderen folgt aus 5 = 0, dass die dyna-
mische Anpassung der Variablen auf einen exogenen
Konjunkturschock (4. ein Schock, der den geme
samen Faktor trift) dentisch it. foCAST sieht da-
er von dieser Restriktion ab und setzt s = 6. Damit
konnen Reslisationen des Faktor, die bis zu sechs
Monate in der Vergangenheit iegen, auf die Vs
blen wirken.

Der Faktor f, sowie die zfaligen Komponenten
4z werden als autoregressive Prozesse zweiter Ord-
nung modellert

fio= Wfatefiatan.  neNOD, @
W= P + P ot
aNoD,  fris1, @

Dadurch kann die geschatzte Dynamik der beiden Pro-
zesse zur Fortschreibung am aktuellen Rand genutzt
werden. Fir die zeitvariablen Varianzparameter oo,

und oq,, werden Zufallsprozesse (sog. Random-Walks)
spezifziert’:

X NOOD, @)

X N(O.).

logoy, = logoy,, + Tae
= Togon, * Xax

)

Diese Spezifikation impliziert, dass die GroRe der
Schocks, die sowoh die gemeinsame Komponente als
auich einzelne Variablen treffen, mit der Zeit varieren.

U die Konjunktur in Echtzeit analysieren zu
Konnen, muss das Modell dberdies in der Lage sein,
moglichst effizient die Informationen von Zeitreihen
unterschiediicher Frequenz zu verarbeiten. Zu die-
sem Zweck wird angenommen, dass sich eine nieder-
frequente Variable als eine hoherfrequente Variable
mit fehlenden Beobachtungen darstellen lasst (vel.
Zadrozny 1988). Mittels dieser Annahme lasst sich das
Problem gemischter Frequenzen zu einem Problem
fehlender Beobachtungen in einem hochfrequenten
Modell vereinfachen. Im Speziellen lasst sich das (lo-
garithmierte) Niveau einer vierteljahrlichen Zeitreihe
als geometrisches Mittel einer nicht beobachtba-
ren monatlichen Reihe darstellen (vel. Mariano und
Murasawa 2003):

logtyy = 3(ogfy +osTyuy +iosTy) O

Subtraktion von log¥ys-3 von Gleichung (6) ergibt
dann einen Ausdruck fir die Zuwachsrate der vier-
teljahrichen Reihe (5,) basierend auf der unbeob-
achteten monatiichen Reihe

sl

2
BloRNe = e = et S st
e Yot = Peat S s

ERg
st 3Taee

@

Durch Einsetzen von Gleichung (7) in Gleichung (1)
ergibt sich ein System, in dem die Verlaufsrate des
BIP vom Faktor und dessen Verzdgerungen abhang.
Die fehlenden Beobachtungen werden im Rahmen der
Modellschatzung unter Anwendung des Kalman-Filters
geschatat.

e
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Ankunftsalter, Aufenthaltsvoraussetzung und Heirat

« Kinder (07 Jahre) nach 1982 eingereist & Kinder (6-14 Jahre) nach 1983 eingereis
» Jugendliche (15-22) nach 1992 eingereist  + Jugendliche (15-22) zwischen 1976 und
Heiratswahrscheinlichkeit 1985 eingereist
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Quelle: Berechnungen der Autoren, basierend auf Daten des Mikrozensus 2005-2010. ©ifo Institut
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Unternehmensinsolvenzen nach Ende der wirtschaftspolitischen Matnahmen

Wi hrer Meinung nach die Anzahl der Unternehmensinsolvenzen nach Ende der
rtschaftspolitischen Hilfsmafinahmen entwickeln?
1551% 2% = Stark steigend
 Eher steigend
Gleichbleibend
Eher sinkend

 Stark sinkend
= Weil nicht

Quelle: Okonomenpanel Oktober 2020. ©ifo Institut
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INKURZE

Die Diskussion um die Skonomischen Folgen der Coronakrise
Konzentriert sich bislang vor allem auf die cher kurzfristigen
Konjunkrurellen Effekre. Tatsachlich besteht das Risiko,

dass die wirtschaftliche Entwicklung auch lingerfristig negativ
hierdurch beeinflusst wird. Insbesondere konnte sich die Krise
ungiinstig auf das weitere Wachstum des Produktionspotenzials
und den sekroralen Strukturwandel auswirken. Der vorliegende
Beitrag nimmt deshalb msgliche Auswirkungen auf die
‘mittelfristige Wirtschaftsentwicklung in Deutschland

in den Blick.
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Kriminali

itsrate von Bewerbern fiir eine Beschaftigung in einem Privathausarbeit
vs. Bewerbern fiir eine Beschiftigung in einer Firma

Beschifigungin Privathaushalten
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U abzuschatzen, wie neue Informationen die Modell-
prognose verandem, wird auf die von Baribura und
Modugno (2014) eingefihrte News-Zerlegung zuriick-
gerifen. Diese stelt einen direkten Zusammenhang
Zwischen einer uneruwarteten, nicht vom Modell anti-
ipierten Veranderung eines Konjunkturindikators und
der daraus resulterenden Prognoseanpassung her.

Betrachtet man zwei aufeinanderfolgende Daten-
verdffentichungen (0, und 0,4y, 5o lassen sich far
das oben beschriebene Modell de unerwarteten, nicht
in 0, enthaltenen Informationen (d.h. die News) eines
Incikators wie folgt darstellen:

Ioor=510 = EDI0]= Y s s~ B 10D+ 4 )

Demnach ist die Prognoserevision definiert als:
Ebeltonl = EbuelOpns] - Elyigl]. ©
Diese lasst sich weiter darstellen als:

soulial = il

)

Da sich Zahler und Nenner der rechten Seite von
Gleichung (10) unmittelbar aus der Modellschatzung
ergeben, lasst sich ein Vektor 5, bestimmen, der
die Gewichte der variablenspezifischen News entl
Somit vereinfacht sich Gleichung,(10) zu:

Ebuliei] = Bl an
Die gesamte Prognoserevision ergibt sich somit als
gevichteter Durchschnitt der variablenspezifischen
News. Durch Einsetzen der variablenspezifischen News.
in Gleichung (10) erhalt man eine direkte Zuordnung.
der Veranderung des Faktors und der zufaligen Kom-
ponente auf die Prognoserevision:

i 5
Bl Z:»..,AZA‘,(&..

Uises 10,1+ .012)
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Bundesland

Ausnahmen

Feststellung einer
auBergewdhnlichen
Notsituation oder
Naturkatastrophe

Tilgung

Nachtragshaushalt 2020 und geplante
Tilgung

Nordrhein-
Westfalen

- konjunkturbedingt
(§ 18a Abs. 3 LHO)

- bei Naturkatastro-
phen oder auRerge-
wohnlichen Notsituati-
onen (§ 18b LHO)

- nicht direkt geregelt,
aber hier Kreditaufnah-
me nur mit Zustim-
mung des Landtages
zuldssig (§ 18b LHO)

-innerhalb eines
angemessenen
Zeitraums (§ 18b LHO)

- Nachtragshaushalt und »Sondervermégen zur
Finanzierung der direkten und indirekten Folgen
der Bewaltigung der Corona-Krise« mit
Kreditermachtigung bis zum Hochstbetrag von

25 Mrd. Euro

- Tilgung konjunkturgerechtinnerhalb von

50 Jahren

Gesetz: https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_
detail_text?anw_nr=6&vd_id=18365&ver=
8&val=18365&sg=0&menu=1&vd_back=N

- Landeskabinett hat zweiten Nachtragshaushalt
auf den Weg gebracht; Erhohung der bereitsim
ersten Nachtragshaushalt enthaltenen
Haftungsfreistellung der NRW.BANK von 5 Mrd.
Euro um weitere 10 Mrd. Euro, um Unterstlitzung
auf 6ffentlich und soziale Infrastruktur sowie Kom-
munen auszuweiten
https://www.land.nrw/de/pressemitteilung/
weitere-unterstuetzung-fuer-oeffentliche-undso-
ziale-infrastruktur-sowie-kommunen

- Gesetzesentwurf: https://www.landtag.nrw.de/
portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/
MMD17-9060.pdf

- zweites Nachtragshaushaltsgesetz vom Landtag
verabschiedet: https://www.landtag.nrw.de/home/
dokumente_und_recherche/gesetzgebungsportal/
aktuelle-gesetzgebungsverfahr/2nachtragshaus-
halt-2020.html

RheinlandP-
falz

- konjunkturbedingt

- bei Naturkatastro-
phen oder auRerge-
wohnlichen Notsituati-
onen oder Anpassung
an strukturelle
Anderungder
Einnahme- oder
Ausgabesituation (Art.
117 Abs. 1LV)

- nicht direkt geregelt,
aber Kreditaufnahme
bedarf Ermachtigung
durch Gesetz (Art. 117
Abs. 2 LV)

- konjunkturgerechte
Tilgung (Art. 117 Abs. 1
LV)

- Nachtragshaushaltim Volumen von insgesamt
rund 3,3 Mrd. Euro; davon zunachst Mehrausgaben
durch Soforthilfen von knapp liber eine Milliarde
Euro

- dazu Nettokreditaufnahme von 638,5 Mio. Euro;
364,4 Mio. Euro ohne neue Kreditaufnahme durch
Verzicht auf Nettoschuldentilgung von 212,4 Mio.
Euro und Zuflihrung von 150 Mio. Euro aus
Haushaltssicherungsriicklage und Riicklage
Breitbandinfrastruktur; zusatzlich Erhéhung des
Blrgschaftsrahmens

- Tilgung ab Haushaltsjahr 2024, jahrliche Tilgung
bei positiver Konjunkturkomponente 15 v. H., bei
negativer Konjunkturkomponente 5 v. H.

- Gesetzesentwurf: https://dokumente.landtag.
rlp.de/landtag/drucksachen/11605-17.pdf

- Nachtragshaushaltsplan: https://dokumente.
landtag.rlp.de/landtag/sonstiges/6340-V-17Anla-
ge.pdf

- Zweiter Nachtragshaushalt beinhaltet einen
Anstieg der Nettokreditaufnahme um rund

2,8 Mrd. Euro aufinsgesamt rund 3,5 Mrd. Euro
sowie die Bildung eines Sondervermédgens in Hohe
von 1,1 Mrd. Euro und eine Anpassung der
Tilgungsregel fiir notsituationsbedingte Kredite
(4% ab dem Haushaltsjahr 2024; anschlieBend je
nach konjunktureller Lage jahrlich 4 oder 6%)
https://www.landtag.rlp.de/de/aktuelles/detail/
news/detail/News/zweiter-corona-nachtragsetat-
verabschiedet/-/-/

- Gesetzesentwurf: https://dokumente.landtag.
rlp.de/landtag/drucksachen/12720-17.pdf

Saarland

- bei Naturkatastro-
phen oder auRerge-
wohnlichen Notsituati-
onen (§2Abs. 1
Haushaltsstabilisie-
rungsgesetz)

- mit Mehrheit des
Landtags (§ 2 Abs. 1
Haushaltsstabilisie-
rungsgesetz)

—innerhalb eines
angemessenen
Zeitraums; Tilgungs-
plan anpassbar bei
unerwarteten
konjunkturellen
Entwicklungen (§2
Abs. 2 Haushaltsstabili-
sierungsgesetz)

- Nachtragshaushalt mit »Zukunftspaket Saar«im
Volumen von 2,1 Mrd. Euro beschlossen
-»Zukunftspaket Saar« dient nicht nur der
Abmilderung der Folgen der Corona-Pandemie,
sondern soll gleichzeitig Modernisierungen in den
Bereichen Gesundheit, digitale Bildung sowie
Forschung und Innovation ermoglichen

- auch ein Rettungsschirm fiir Kommunen und
Gemeinden soll daraus finanziert werden

- geplante Tilgungsdauer 30 Jahre; Mittelverwen-
dung siehe:
https://corona.saarland.de/DE/service/
medieninfos/_documents/pm_2020-06-09nach-
tragshaushalt.html
https://corona.saarland.de/DE/service/
medieninfos/_documents/pm_2020-06-08nach-
tragshaushalt-corona.html

Gesetz: https://www.landtag-saar.de/
Downloadfile.ashx?Fileld=13161&FileName=
61995.pdf
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Bundesland

Ausnahmen

Feststellung einer
auBergewdhnlichen
Notsituation oder

Tilgung

Nachtragshaushalt 2020 und geplante
Tilgung

Naturkatastrophe
Thuringen -zum Ausgleich von - keine Angabe —innerhalbvon - Hilfspaket in Form eines Sondervermégens

Einnahmeausfallen 5 Jahren; beginnend in verabschiedet; vorerst keine Schuldenaufnahme

nach Steuerniveauver- erstem Haushaltsjahr, - dafiir sollen rund 676 Mio. Euro aus Landesriick-

fahren in dem Haushalt ohne lagen und zusatzliche Mittel vom Bund kommen

- bei Naturkatastro- Kredite ausgeglichen https://parldok.thueringen.de/ParlDok/

phen oder auRerge- werden kann; Tilgung dokument/75116/thueringer_gesetz_zur_

wohnlichen Notsituati- beierneuter umsetzung_erforderlicher_massnahmen_im_

onen Kreditaufnahme zusammenhang_mit_der_corona_pandemie_

(818 Abs. 2LHO) aussetzbar (§18 Abs. 3 thuercorpang_neufassung.pdf

LHO) - Entwurf fiir Nachtragshaushalt mit Netto-Neu-
verschuldung von rund 1,8 Mrd. Euro vom Kabinett
beschlossen (Parlamentsbeschluss ausstehend);
Haushaltsentwurf fiir 2021 sieht keine Neuver-
schuldung vor
https://finanzen.thueringen.de/aktuelles/
medieninfo/detailseite/thueringerfinanzstrate-
gie-hilfe-und-entschiedenesgegensteu-
ern-in-der-krise-ohne-die-solide-finanzp/
Gesetzesentwurf: https://parldok.thueringen.de/
ParlDok/dokument/77140/gesetz_zur_
aenderung_des_thueringer_haushaltsgesetzes_
2020_thueringer_nachtragshaushaltsgesetz_
2020_thuernhhg_2020.pdf
Bund - Einnahmen aus - durch Mehrheit der -entsprechende - Kreditaufnahmei.H. von rund 156 Mrd. Euro

Krediten bis 0,35% des
nominalen Bruttoin-
landsprodukts erlaubt
Uberschreitungen
moglich bei:

-vonder Normallage
abweichende
konjunkturelle Entwick-
lung (Art. 109Abs.3S5.2
GG)

- Naturkatastrophen
oder aufRergewdhnliche
Notsituationen, die sich
der Kontrolle des
Staates entziehen und
die staatliche
Finanzlage erheblich
beeintrachtigen

(Art. 109 Abs.3S.2 GG)

Mitglieder des
Bundestages (Art. 115
Abs.2S.6)

Tilgungsregelung ist
vorzusehen (Art. 109
Abs.35.3GG &Art. 115
Abs2S.7)

- Rickfihrung hat
binnen eines
angemessenen
Zeitraums zu erfolgen
(Art.115Abs.25S.8)

erlaubt (Uberschreitung der zulissigen
Kreditaufnahme um 99,755 Mrd. Euro)

- die im Nachtragshaushalt zusatzlich beschlosse-
nen MaRnahmen umfassen 122,5Mrd. Euro
http://www.bgbl.de/xaver/bgbl/
start.xav?startbk=Bundesanzeiger_
BGBI&jumpTo=bgbl120s0556.pdf

- geplante Mittelverwendung siehe: https://www.
bundesregierung.de/breg-de/themen/
coronavirus/nachtragshaushalt-2020-1731686

- Tilgungsplan: ab Bundeshaushalt 2023 und in
den folgenden 19 Haushaltsjahren Tilgung von je
1/20 des Betrags, der die zuldssige Verschuldung
Uberstiegen hat (https://dip21.bundestag.de/
dip21/btd/19/181/1918131.pdf)

- Zweiter Nachtragshaushalt im Haushaltsjahr
2020 am 2. Juli beschlossen (https://www.
bundesregierung.de/breg-de/themen/
coronavirus/zweiter-nachtragshaushalt-1761008)
- umfasst zusatzlich zum Ersten Nachtrag eine
weitere Kreditaufnahme in Héhe von knapp

62 Mrd. Euro, die in erster Linie zur Finanzierung zu
Konjunkturpakets verwendet werden soll

- die Kreditaufnahme im Jahr 2020 steigt damit
aufinsgesamt 217,8 Mrd. Euro

Gesetzesentwurf: https://www.bundesfinanzmi-
nisterium.de/Content/DE/Gesetzestexte/
Gesetze_Gesetzesvorhaben/Abteilungen/
Abteilung_l1/19_Legislaturperiode/
2020-06-16-ZweitesNachtragshaushaltsge-
setz2020/2Regierungsentwurf.pdf?__blob=
publicationFile&v=2
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Deutsche Volkswirte befiirchten, dass in der Coronakrise die
Zahl der Zombieunternehmen zunimmt. Im aktuellen Oko
‘nomenpanel schitzen 86% der teilnehmenden Okonom'in-
nen, dass die Zahl der Zombieunternehmen in Deutschland
seit Mirz 2020 »eher gestiegen« oder »stark gestiegenc ist.
Die voriibergehende Aussetzung der Insolvenzantragspflicht
und das Kurzarbeitergeld bergen ihrer Ansicht nach das
grofite Risiko fiir die Entstehung von Zombieunternehmen.
Nach Ende dieser und weiterer wirtschaftspolitischer Hilfs-
‘mafnahmen rechnen 96% der teilnehmenden Okonom*in-
nen mit mehr Unternehmensinsolvenzen in Deutschland.
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Anteil der Krediterméchtigung
Normiert auf ein Haushaltsjahr im Verhaltnis zu Haushaltsausgaben 2019
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Die Corona-Pandemie zwingt die Bundeslinder zu fiskalpoliti-
schen Reaktionen historischen AusmaRes. Inwieweit haben die
Lander mit Neuverschuldung und Kreditermichtigungen auf die
Coronakrise reagiert? Insgesamt wurden fiber 105 Mrd. Euro an
neuen Schulden genehmigt, zumeist durch die Verabschiedung
- teils mehrerer - Nachtragshaushalte. In einigen Bundeslin-
dern wurden auch Sondervermbgen eingerichtet, was zu In-
transparenz filhren kann. Die unterschiedlichen Laufzeiten der
verabschiedeten Hilfsma@nahmen machen die Reaktionen nur
bedingt vergleichbar. Normiert man die mogliche Neuverschul-
dung auf ein Jahr, so entsprechen die neuen Kreditermachti-
gungen in manchen Bundeslindern 30% des Haushaltsvolumens
2019, Gilnstige Bedingungen haben die Konsolidierungsfort-
schritte, die diese Handlungsspielraume mdglich gemacht ha-
ben, getrieben, Es ist nicht sicher, ob sich die Bundeslinder
auch in Zukunft solchen Bedingungen gegeniibersehen werden.
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Am 24, September 2020 versffentlichte die Frankfurter
Aligemeine Zeitung ihr neues Okonomenranking. Der
vorliegende Artikel stellt einige deskriptive Analysen vor
und macht einige Anmerkungen zur Methodik und
Interpretation. Zudem werden kritische Punkte diskutiert.
AbschlieSend wird das Okonomenranking mit der
RePEc-Website verglichen.
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SachsenAn-
halt

- konjunkturbedingt
(8§18 Abs.4LHO)

- bei Naturkatastro-
phen oder auRerge-
wohnlichen Notsituati-
onen

(8§18 Abs.5LHO)

- keine Angabe

- keine Informationen
zur Tilgung bei
Kreditaufnahmein
auBergewohnlichen
Notsituationen

- aufergewohnliche Notsituation wurde
festgestellt; Nachtragshaushalt; laut Gesetzesent-
wurf Kreditaufnahmei.H.v. rund 259 Mio. Euro
vorgesehen, Tilgung in Haushaltsjahren 2022 und
2023 je 100 Mio. Euro und im Haushaltsjahr 2024
restliche rund 59 Mio. Euro

- dazu Entnahme von rund 141 Mio. Euro aus
Steuerschwankungsreserve und fiir 2021 Eingehen
von Verpflichtungen i.H. von bis zu 100 Mio. Euro

- insgesamt: 500 Mio. Euro
https://www.landtag.sachsen-anhalt.de/
fileadmin/files/drs/wp7/drs/d5920lge.pdf
https://www.landtag.sachsen-anhalt.de/
nachtragshaushalt-ist-beschlossene-sache/

- Beschluss des Landtages zur Kreditaufnahme:
https://padoka.landtag.sachsen-anhalt.de/files/
drs/wp7/drs/d5956vbs.pdf

SchleswigHol-
stein

- konjunkturbedingt
(Art.61Abs.2LV)

- bei Naturkatastro-
phen oder auRerge-
wohnlichen Notsituati-
onen (Art. 61 Abs. 3LV)

- mit Zweidrittel-Mehr-
heit (Art. 61 Abs. 3 LV)

-innerhalb eines
angemessenen
Zeitraums (Art. 61
Abs.3LV)

- Nachtragshaushalt; zusatzliche Kreditaufnahme
in Hohe von 500 Mio. Euro erlaubt nach
Feststellung einer auRergewohnlichen
Notsituation
http://www.landtag.ltsh.de/nachrichten/20_03_
nachtragshaushalt_2020/

Gesetz:

https://www.schleswig-holstein.de/DE/
Landesregierung/IV/Service/GVOBI/GVOBI/2020/
gvobl_4_2020.pdf?__blob=publicationFile&v=2
-Verdopplung der Corona-Hilfen im Rahmen eines
zweiten Nachtragshaushalts auf 1 Mrd. Euro
beschlossen
https://www.schleswig-holstein.de/DE/
Landesregierung/VI/Presse/P1/2020/200507_
rede_nachtrag2.html

- Tilgung des Notkredits ab 2023 iiber 20 Jahre
https://www.schleswig-holstein.de/DE/
Fachinhalte/H/haushalt_landeshaushalt/
haushalt_landeshaushalt_Schwerpunkt.html
Gesetz: https://www.schleswig-holstein.de/DE/
Fachinhalte/H/haushalt_landeshaushalt/
Downloads/HH2020/2Nachtrag_2020.pdf?__
blob=publicationFile&v=1

- Dritter Nachtragshaushalt beinhaltet
Darlehensprogramm fiir gemeinniitzige
Organisationen
https://www.schleswig-holstein.de/DE/
Landesregierung/Vll/Presse/P1/2020/Corona/
200831_Corona_Hilfe_Gemeinnuetzige.html
Gesetz: https://www.schleswig-holstein.de/DE/
Fachinhalte/H/haushalt_landeshaushalt/
Downloads/HH2020/3_nachtragsgesetz.pdf?__
blob=publicationFile&v=1

- Entwurf der Landesregierung zu viertem
Nachtragshaushalt (Landtagsbeschluss
ausstehend); Ausweitung der Krediterméchtigung
in Hohe von bis zu 1,2 Mrd. Euro in 2020
(konjunkturell bedingt) und die Aufnahme eines
Notkredits liber 4,5 Mrd. Euro mit geplanter
dynamisierter Tilgung liber 40 Jahre beginnend
mit 50 Mio. Euro im Jahr 2024
https://www.schleswig-holstein.de/DE/
Landesregierung/VI/_startseite/Artikel2020/
IV/201006_vierter_nachtrag.html
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FAZ-Okonomenranking und RePEc-Ranking im Vergleich

RePEc-Ranking Deutschland
70

RePEc-Ranking weltweit
50

60 - . . .
.. 20 . LT °
50 . ..
T . . et
0 . . 30 . .o,
3 . e .
. .
30 *. . . .
° . : .* 7. e :
20 o . . . . . .
. °c . 3, 0% . .
0% . . . .. .
01% % e ol % *
o 10 220 30 4 0 & 10 0 10 20 30 20 50
FAZ-Ranking FAZ-Ranking
Quelle: FAZ-Okonomenranking 2020; RePEc. © ifo Institut





OEBPS/Images/5.jpg
Prof. Paolo Pinotti

ist auBerordnticher Professor
m nstitt fr Sozal- und Poli-
Sluizsensehaften an der Boccon!
University, Mailand.





OEBPS/Images/2020-sd-11-wohlrabe-2.png
Vergleich der Rangpositionen

Rang bei altern

er Aggregation

100 -

0 20 40 60 20 100 120

Originalrang
Quelle: FAZ-Okonomenranking 2020 Berechnungen des ifo Instituts. o Institut





OEBPS/Images/1.png
11/2020

ifo SCHNELLDIENST

Einbiirgerung (junger) Migranten: Katalysator
oder Belohnung fiir gelungene Integration?

Kinder mit Migrationshintergrund sind in vielen Industrielén-
dern die am schnellsten wachsende Bevélkerungsgruppe. Sie
werden die Gesellschaften der Zukunft prégen. Fiir Aufnahme-
lander ist es deshalb wichtig, die Kinder von Einwanderern er-
folgreich zu integrieren.

Ein liberaler Zugang zur Staatsbiirgerschaft mit kurzen War-
tezeiten treibt die 6konomische und soziale Integration vor-
an. Das gilt insbesondere fiir Frauen, wie unsere Autoren im
aktuellen ifo Schnelldienst zeigen. Ein weiterer interessanter
Aspekt ist, dass Einwandererkinder, die von Geburt an die
Staatsbiirgerschaft des aufnehmenden Landes annehmen diir-
fen, mehr Erfolg bei der Bildung haben. Ahnliches gilt fiir die
beruflichen Aussichten und Einkommenschancen von Kindern
auslandischer Eltern. Unsere Autoren untersuchen weiterhin,
welchen Einfluss die Einbiirgerung auf Heiratsentscheidung,
Familiengriindung, Kinderwunsch und Straffalligkeit von Zu-
wanderern hat.

Zudem beleuchtet der ifo Schnelldienst, wo das Geburts-
ortsprinzip seine Wurzeln hat und wie es in verschie-
denen Léndern ausgestaltet ist. Welchen Einfluss
haben wirtschaftliche und institutionelle Fak-
toren - nicht zuletzt die Rechtstraditionen der
verschiedenen Lander - auf die Reformen der
Staatsbiirgerschaftsgesetze?

Auf unserer Website finden Sie weitere Berichte
und Analysen zu dem Thema Migration:
https://www.ifo.de/themen/migration





